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koll�ei, Justi ? unä Arbeiter .
„ Der jetzt in Breslau verhandelte Prozeß wegen der

Straßenkrawalle vom 19 . April läßt mit erschreckender
Deutlichkeit erkennen , wie groß die Erbitterung der sozia -
listisch aufgehetzten Arbeiterbcvölkerung gegen die Staats -

gcwalt auch in Deutschland bereits ist . " Also schrieb die

„ Kreuz - Zeitung " am Sonntag noch vor der Urteilsfällung in
Breslau . Das Junkcrorgan brauchte nicht allzu scharfäugig
zu sein , um die furchtbare Erbitterung zu erkennen , die in der
Tat bei den Vorgängen in Breslau zutage trat . Indes braucht
es zur Erklärung dieser Erscheinung nicht die Ereignisse
in Nußland heranzuziehen , die die Phantasie der
Breslauer Sozialisten gewaltig erhitzt hätten . Die deut -

schcn Zustände , die vereinigte Tätigkeit von Unternehmer -
tum und Behörden genügen mehr als vollauf , um diese
Erbitterung zu erklären . Und die Gerichtsverhandlungen , die
in der Mittwochnacht zu Breslau endeten und das Urteil , das
das verletzte Recht wieder herstellen soll , werden diese Er -

bitterung sicherlich nicht mindern .
Am 19 . April hat der Polizeisäbel zu Breslau blutige

Arbeit getan . Die Ruhe , Ordnung und Sicherheit war be -

droht , die Polizei mußte einschreiten , wie es im Amtsstil
heißt . Auf dem Stricgauer Platz wurden Arbeitswillige ver -

höhnt . Arbeitswillige sind wertvollste Elemente . Sie müssen
vor jeder Kränkung bewahrt bleiben . Arbeitswillige sind
den Unternehmern kostbare Werkzeuge . Die Unternehmerschaft
fordert : der ganze behördliche Apparat hat zu spielen , wenn

zu befürchten ist , daß die Einwirkung klassenbewußter
Arbeiter in diesen Werkzeugen die Erkenntnis der Erbarm -

lichkeit ihres Handelns , die Scham über ihren Verrat an

ihren Brüdern , an der Sache ihrer Klasse erwecken könnte .

Acrzte haben allenfalls das Recht , Streikbrechern zu Leibe zu
rücken . Daß ehrlos ist , wer gegen das Standesintcrcsse
handelt , das weiß oie Bourgeoisie — so lange « S sich um
einen ihrer Angehörigen handelt . Beim Arbeiter aber wird

die Standesehre als überflüssiger Luxus angesehen und wenn

er seiner Entrüstung Ausdruck gibt über die Verräter an seinen
Klasseninteressen , wenn er den ehrlos schilt , der um Judaslohn
die Sache seiner Klasse verrät , so übt er vcrdammenswerten

Terrorismus , den die Hüter der Ordnung nicht dulden dürfen .
Freilich sind die Entrüstungskundgebungen von Arbeitern

gegen Arbeiter nicht so geschliffen und poliert wie die

Verfemungsmethoden der bürgerlichen Klassen . Ganz natürlich ,
denn die gesellschaftlichen Formen sind bei Besitzenden und

Nichtbesitzenden erheblich verschieden . Der Arbeiter versteht
weniger die Kunst der verblümten Rede , er sagt derb seine
Meinung . Und sofern ihm von Gleichgestellten , von

Klassengenossen in solcher Form Vorhaltungen gemacht werden ,
nimmt er das nicht so tragisch . Die kostbaren Arbeitswilligen
gelten indes in den Augen der Richter als so zart besaitete
Gemüter , daß sie dergleichen als blutigen Schimpf empfinden

müssen . Das angebliche Staatsintereffe , gleichbedeutend in

diesem Falle wie im allgemeinen mit dem Unternchmerinteresse ,
verlangt , daß sich die Arbeitswilligen beleidigt fühlen , und

der Untersuchungsrichter Firle müßte es ihnen begreiflich
machen . So kam ein Arbeiter auf die Anklagebank , weil er

einem Arbeitswilligen das furchtbare Wort „ Elefant " zuge -
rufen hatte . So ist ein Mann angeklagt worden , weil er

mit höhnischem Lachen gerufen hatte : „ Es lebe der katholische
Arbeiterverein I " Und ein anderer soll der Ehre eines

Arbeitswilligen zu nahe getreten sein , weil er sich seinen
Gruß verbeten und ihm dabei gesagt habe , er solle seine
Pfaffen und Ministranten grüßen .

Man muß sich diese und ähnliche Fälle vergegenwärtigen ,
um zu erkennen , was von den furchtbaren Anklagen auf er -

schrecklichen Terrorismus gegen die Arbeitswilligen übrig
bleibt . Allerdings sind auch hier und da kräftige Schimpf -
reden gefallen und noch drastischere Bekundungen der Ver -

achtung vorgekommen , die durchaus mißbilligt werden müssen .
Aber alle Zeugenaussagen haben von ernstlichen tätlichen An -

griffen auf die Arbeitswilligen nichts zu berichten vermocht .

Fäuste , Stöcke , Wurfgeschosse und andere gefährliche Werk¬

zeuge haben ihre Rolle erst zu spielen begonnen , als die

Arbeitswilligen offenbar schon in Sicherheit waren . Sie

sind in der Gegenwehr gegen die „ säubernden " Polizei -
bcamten in Tätigkeit getreten , aber nicht gegen Arbeits -

willige , von denen keiner geprügelt , keiner verletzt
worden ist . Das geht aus den Bekundungen auch Polizei -

licher Zeugen ganz klar hervor , daß die Menge , solange nicht

die Polizei mit blanker Waffe vorgegangen war , sich auf das

passive Verweilen beschränkt hat , daß einzelne auch ausfällig

geivorden sind gegen die Arbeitswilligen , daß aber die Tätlich -
leiten erst begonnen haben , als die Polizei zum Angriff vor -
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Das bedeutet : die Polizei hat ohne zwingendes Muß die

Schlacht vom Stricgauer Platz geliefert ; sie hätte mit ein

wenig mehr Geduld durch ruhigeres Verhalten den ganzen

Zusammenstoß vermeiden können . Sie sollte die Arbeitswilligen

schützen . Das hätte sie ohne gewaltsames Vorgehen
leisten können .

' Die Blutopfer hätten sich leicht ver -

meiden lassen . Aber solches Verfahren entspricht nicht

den Traditionen der preußischen Polizei . Sie würde

ihrem Ansehen und der Autorität der Behörden überhaupt

etwas zu vergeben glauben , wenn sie die erklärliche Erregung
einer großen Masse als gegebenen Faktor ansehen wollte ,
mit dem man rechnen muß , den man nicht durch schneidige
Kommandos ans der Welt schaffen kann . Und sie ist infolge
ihrer ganzen Auffassung und Zusammensetzung auch gar nicht
darin bewandert , eine aufgeregte Menschenmenge auf gütliche
Weise auseinanderzubringen oder besser noch , sich selbst ver -

laufen zu lassen . Es gilt für sie als selbstverständlich , daß
sie in solchen Fällen Gewalt anwenden muß , daß sie
keinerlei Rücksicht ans alle die Umstände zu nehmen
hat , die eine schnelle Zerstreuung einer großen
Menge verhindern . Es wird drcingehauen . einzelne
aus der Menge suchen sich durch Gegenwehr zu schützen oder

lassen sich auch zu direktem Angriff hinreißen , die Schutzleute ,
von vornherein aufgeregt wider die Ruhestörer , im speziellen
Fall auch erfüllt mit gruseligen Bildern von schwarzen Plänen
der Sozialdemokratie , gegen die ain 21 . Januar und 18 . März
bereits vergeblich gerüstet worden war , geraten in Wut
und schließlich in sinnlose Erregung und harmlose
Passanten , gänzlich Unbeteiügte bekommen den Säbel

zu fühlen , Viewald muß seine Hand verlieren , Massen -
Verhaftungen werden vorgenommen , mehr als 109 Menschen
werden in Untersuchung gezogen , die man nachher zum
größten Teil außer Verfolgung setzen muß , weil nian wahllos
alle gepackt hat , die der Polizei in die Hände fielen , und

schließlich kommt gegen den Rest der große Aufruhrprozeß
zustande . Das ist die Genesis des Breslauer Prozesses .

Seine Verhandlungen waren keine Ruhmestage für die
Breslauer Polizei . Daß zahlreiche Schutzleute blindwütend

drauflosgehauen haben auf friedliche Menschen , das haben

diese Verhandlungen über allen Zweifel erhärtet . Daß die

furchtbare Erzählung von der einem Fliehenden und Un -

beteiligten im Hausflur abgehackten Hand nicht eine Hctzlüge
der Sozialdemokratie ist , wie die Ordnungspresse noch bis in
die letzte Zeit mit skrupelloser Frechheit behauptet hat , das

werdenjetzt selbst die „ Post " und ähnliches Gelichter nichtmehr best -
reiten können . Natürlich ist - ' s keinem Staatsanwalt ein -

gefallen , wegen solcher gröblichen Ausschreitungen Anklage
gegen die betreffenden Schutzleute zu erheben . Der Vorsitzende
des Gerichts und der Staatsanwalt überboten sich in Suchen
nach Entfchuldigungs - und Rechtfertigungsgründen für diese
Hüter der Ordnung und der Staatsanwalt brachte es sogar
fertig , zu deduzieren , daß der unglückliche Biewald der cigent -
lich Schuldige an dem Handabhacken — sein müsse . Es ist
nicht nötig , dem ein Wort der Kritik anzufügen. Die deutsche
Arbeiterschaft wird diese Ausführungen nicht vergessen und

es wohl zu würdigen wissen , daß dem Proletarier Erregung
selbst dann nicht gestattet ist , wenn er aufs äußerste gereizt
ist , während für den Bcamten , der gerade wegen seiner Stellung
zur Selbstbeherrschung besonders verpflichtet sein sollte , bei

der gröblichsten Ausschreitung von den Justizbehörden nach

Rechtfertigungsgründen eifrig gesucht wird . Daß die Polizei
und Justiz Breslaus bis heute noch nicht imstande waren ,
den Handabhackcr zu finden , vermehrt das ungemein Er -

bitternde diefer Betrachtungen . Wenn es gilt , einen Beaniten

zu eruieren , der etwa mit oppositionellen Politikern in Ver -

bindung getreten ist , dann hat man gewöhnlich immer noch ein

Mittel gefunden , um ihn zu packen . In einem Prozeß gegen zwei
sozialdemokratische Stadtverordnete zu Halle hat man sich

feinerzcit nicht gescheut , sämtliche Schutzleute Halles auf den

Zeugenstand zu führen , um so herauszubekoinnien , wer den

beiden Angeklagten das der Polizeibehörde unbequeme Material

geliefert hatte . Daß man in Breslau in analoger Weise ein

Verfahren gegen Unbekannt eröffnete und sämtliche Schutzleute ,
die in Frage kommen könnten , eidlich vernommen hätte , davon

verlautet nichts .

Polizei und Justiz , beide haben keinen Grund , niit Ve -

sriedigung auf diesen Prozeß zu schauen .
Allerdings ist das Gericht nicht unerheblich von der Polizei

abgerückt , da es die Angeklagte Haase , die sich der Beleidigung
der Hochwohllöblichen schuldig gemacht haben soll , als sie

ihrer Entrüstung über die polizeiliche Mißhandlung ganz
Unbeteiligter und Friedlicher Ausdruck gab , zu ganzen 5 M.

Geldstrafe verurteilte , also zur ungefähr niedrigsten Strafe .
die zuläfsig ist . Das Gericht hat ja überhaupt die ungeheuer -
lichen Strafanträge des Staatsanwalts bei Seite geschoben .
Dieser Beamte , für den der Handabhacker ein pflichtgetreuer
Ordnungshüter ist , beantragte 1 Jahr Gefängnis gegen den

Angeklagten Leuschner , der einem älteren Arbeitswilligen ins

Gesicht gespuckt hatte . 4 Monate wollte er den Angeklagten
ins Gefängnis gesteckt wissen , der einem Arbeitswilligen gesagt
hatte : Du brauchst mich nicht zu grüßen , grüße Deine Pfaffen
und Ministranten I So schlimm sind die Urteile ja

nicht ausgefallen . Aber die Strafen , die für die

Hauptangeklagten herausgekommen sind , bleiben immer

noch hart genug und ihre juristische Stich - und

Hiebfcstigkcit ist eine höchst bedenkliche Sache . Die

Beleidigungen , die die Angeklagten ausgestoßen haben ,
sind ihnen viel härter angerechnet worden , als es sonst ge -

schehen wäre , weil das Gericht angenonimen hat , sie stellten
ein Vergehen gegen den § 153 der Gewerbeordnung dar .

Dieser Paragraph bedroht , sofern nicht nach dem allgemeinen
Strafgefetzbuch härtere Strafen eintreten , mit Strafe bis zu
drei Monaten Gefängnis den , der durch Anwendung körper -
lichen Zwanges , durch Drohung , Ehrverletzung oder Verrufs -
erklärung andere bestimmt oder zu bestimmen versucht , an

Verabredungen zur Erlangung günstiger Lohn - und
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Arbeitsbedingungen teilzunehmen . Nun handelte es sich
in Breslau aber gar nicht um eine solche Verabredung
zur Erlangung günstiger Arbeitsverhältnisse ; die große Mehr -
zahl der Metallarbeiter streikte ja nicht , hatte sich also nicht
zur Erlangung besserer Arbeitsbedingungen verabredet , sondern
sie war von den Unternehmern ausgesperrt worden , und ihr
ganzes Verlangen ging dahin , daß sie wieder zu ihren frühereu
Löhnen in Arbeit treten könne . Das Gericht aber hat
dennoch eine solche Verabredung zur Erlangung günstiger
Arbeitsverhältnisse konstruiert , indem es deduziert , die Ar -

beiter hätten ihre Lage dadurch zu verbessern getrachtet ,
daß sie wieder Beschäftigung haben wollten . und daß

sie sich zu diesem Zwecke verabredet hätten , die Arbeitswilligen
zur Niederlegnng der Arbeit zu bewegen . Die Verabredung
aber sei durch die Versammlungen und die Kontrolle der Aus -

gesperrten sowie dadurch erwiesen , daß sie auf dem Striegauer
Platz wie auf Konimanoo gehandelt hätten . Diesen Eindruck

hat nämlich — ein Polizeibeamter gehabt l

So wird der § 158 der Gewerbeordnung auch für Aus -

sperrungen Paßlich gemacht . Eine neue Ausweitung ist in die

Praxis eingeführt ; die Trockenlegung des Koalitionsrechtes

durch die Gesetzesauslegung , die seit Jahren von deutschen
Gerichten eifrig gefördert wurde , ist um einen großen Schritt
vorwärts geführt .

In den Aussperrungsdrohungen der Unternehmer , in

dem schmachvollen Ansinnen : „ Entweder Austritt aus dem

Verbände , entweder Verrat an den Klassengenossen oder Verlust
der Arbeit ! ", einem Ansinnen , das der Unternehmerverband
empfahl und das nur einzelne Unternehmer zu stellen ab -

lehnten , vermochten bisher zwei Instanzen dieser in der Aus -

legungswisscnschaft so bewanderten Justiz keine Drohung ,
keinen Erprefsungsversuch zu erblicken , sondern nur eine

Ankündigung I
Wir begreifen es : Richter sind Menschen , und die Menschen

sind geschieden in Klassen , und die Klassen der Besitzenden und

der Proletarier sind von einander weit geschieden und haben
verschiedene Auffassungen von Recht und Sittlichkeit . Die

Richter gehören den Besitzenden an und können nur so Recht
sprechen , wie sie es verstehen . Das wird nicht anders werden ,

fo lange der 5llassenstaat steht .

Solange er steht ! Denn er ist nicht von ewiger Dauer ,
und um so kürzer ist seine Lebensfrist , je eifriger wir an die

Arbeit gehen . Der Brcslaucr Spruch , der Breslauer Prozeß ,
die Breslauer Polizeitaten sollen uns daran mahnen !

Die russische Revolution .

Stolypin demaskiert sich.

Die „Russ . Korresp . " erhält folgendes Telegramm :

Petersburg » 27 . September . Der berüchtigte Ratsch -
kofsky , der an der Spitze der Pogromorganisation stand und
Leiter jener Geheimdruckerei war , die sich im Polizeidcparte -
meist des Ministeriums des Innern befand und in der die

Aufrufe zu Judenmassakers und die Pamphlete gegen den

Grafen Witte hergestellt wurden , ging nach den Enthüllungen
des Fürsten llrussofs in der Duma ins Ausland . Er wird

jetzt durch Ministerpräsident Stolypin in de » aktiven Dienst
wieder eingestellt . Gendarmerieoffizier Komissaroff , der die

rechte Hand Ratschkofskys war , wird zum Direktorgehülfen
der politischen Geheimpolizei ernannt ! Endlich bewilligte
der Kaiser anf Vorstellung Stolypins dem „ Verbände des

russischen Volkes " ( das ist jene Organisation , die die Pogrome
gegen Intelligenz und Juden vorbereitet ) eine Subvention

von 25 090 Rubel ! . '
Es ist nicht mehr daran zu zweifeln , daß der „ Verband

des russischen Volkes " beute die »kkiziöse russische Politik

vertritt .

Auch sonst scheint dem Herrn Stolhpin wenig daran zu
liegen , sich noch des weiteren im Gerüche des „ Liberalismus "
zu erhalten . So wird z. B . die durch ihn bewirkte Heran -
ziehung des ehemaligen Ministers des Innern , Senators

Durnowo , zur Beratung über die wichtigsten Staatsangc -
legenheiten dahin ausgelegt , daß die von der russischen Re -

gierung in „ liberalem " Sinne gedachten Reformprojekte keine

Verwirklichung finden werden , zumal in der von Durnowo

für den Zaren bestimmten Denkschrift , mit deren Inhalt sich
Minister Stolypin bei seiner jüngsten Audienz beim Zaren
in Björkö einverstanden erklärte , nachdrücklich hervorgehoben
wird , „ daß die Energie der russischen Revolutionäre sehr bald

nachlassen wird , da ihnen von jetzt ab die Unterstützung vom
Auslände durch die ncugetroffenen Maßnahmen erschwert
wird . "

Die Hoffnungen des edlen Bruderpaares Stolypin -
Durnowo auf baldiges Nachlassen der Energie der russischen
Revolutionäre dürften ebenso zuschanden tverden wie die in

der geheimnisvollen Andeutung am Schluß niedergelegte Er -

Wartung , durch „ nengetroffene Maßnahmen " die Unter -

stützung der Revolutionäre vom Auslände her zu erschweren .
Wenn Stolypin - Durnowo da nicht aus dem hohlen

Fasse reden , so ist es die Pflicht des internationalen Prole -
tariats , ihren Regierungen noch mehr als bisher auf die

Finger zu sehen , damit diese sich nicht gar zu bereitwillig
zu Zarendicnsten hergeben ,



Rekrutenverweigerung .
» Proletary ' Nr . 3 meldet :
Das Moskauer Komitee der Russischen sozialdemokratischen

Arbeiterpartei hat beschlossen , eine weitgehende Agitation zum Zwecke
der Rekrutenverweigerung seitens der Stadt - und Dorfgemeinden
sowie der Massendienstverweigerung seitens der Rekruten zu ent -
falten . Das Komitee beschlos ; :

t . Sofort die entsprechende schriftliche Agitation zu beginnen ;
8. alle diejenigen , die dieses Jahr rekrutierungSpflichtig sind , in Gruppen
zu organisieren ; 3. diese Rekrutenpflichtigen mit den örtlichen Partei -
organisationen in Verbindung zu setzen ; 4. in Gemeindeversamm -
lungen und allerlei Volksversammlungen entsprechende Resolutionen
zur Annahme zu bringen ; 5. den aktiven Soldaten im Heere den
Sinn dieser Agitationskampagne zu erläutern . In dem hierzu
erforderlichen Flugblatt soll dargelegt werden , daß Regierung und
Volk zwei kriegführende Parteien sind , für die es keine Versöhnung
geben kann , daß das Volk der Regierung seine Rekruten liefern soll ,
da dies die Regierung stärken würde , sondern daß es die Rekruten

verbergen und mit Gewalt verteidigen soll . Die Bauern sollen die
Soldaten ermahnen , ihnen die Waffen abzuliefern und zum Volke

überzugehen . Auf Strafexpeditionen soll mit Guerillakrieg geant -
wertet werden , wobei partielle Bewegungen nach Möglichkeit in
in einer Gesamtbewegung vereinigt werden sollen .

Ueberall Bauernnnruhen .
Petersburg , 27 . September . ( W. T. B. ) Wie die Blätter melden ,

find im Gouvernement Kutais ernste Unruhen ausgebrochen . Der
Landbevölkerung sei eine Frist von 8 Tagen zur Entrichtung der
Staatssteuern gestellt worden . Auch im Gouvernement Tambow
beständen Unruhen . Die Verwaltungsbehörde habe die Verhängung
des außerordentlichen Schutzes nachgesucht .

Der 7. Parteitag des Indischen Arbeiterbundes . �)
Vor wenigen Tagen hat der 7. Parteitag des „ Bundes "

seine Arbeiten beendigt . Die von ihm gefaßten Beschlüsse sind
zweifellos von hoher Bedeutung , nicht nur für den „ Blind "
selbst , sondern voraussichtlich auch für die russische Sozialdemo -
kratie , da durch sie die Vereinigung der beiden nun

offiziell proklamiert wird .
Die Vereinigungssrage bildete den Mittelpunkt des

ganzen Parteitages , und ihre Lösung im bejahenden
Sinne bedeutet den Abschluß einer Periode erbitterter Kämpfe ,
dieihren Höhepunkt im Jahre 1903 erreicht hatten , als der

„ Bund " sich schweren Herzens entschloß , seinen Austritt aus
der Partei , der er bis dahin angehört hatte , zu erklären , da
der damals in der Partei herrschende starre Zentralismus
sich nach seiner Ansicht nicht nur der Entfaltung des vom
Bunde verfochtenen förderativen Organisationsprinzips
hemmend in den Weg stellte , sondern selbst die E r i st e n z
des Bundes als einer kräftigen , historisch berechtigten und

niächtig aufblühenden Organisation des jüdischen Proletariats
bedrohte . Die drei Jahre , die seitdem verstrichen sind , haben
an den gegenseitigen Beziehungen der beiden Parteien
manches geändert und zur Milderung der schroffen Gegen -
sähe beigetragen .

Das vom 4. Parteitag der russischen Sozialdemokratie
ausgearbeitete Vereinigungsstatut bietet dem Bunde an -
nehmbare Bedingungen , die ihm die Möglichkeit einer

weiteren , ziemlich selbständigen Arbeit in den jüdischen
Arbeitermasseu gewähren . Der „ Bund " seinerseits hat sich
auch bereit erklärt , um der im gegenwärtigen politischen
Moment so schädlichen Zersplitterung der Sozialdemokratie
zu steuern , vorläufig auf die Durchführung des förderativen
Prinzips zu verzichten in der Ueberzeugung : das Leben
werde im Laufe der Zeit dessen Richtigkeit ebenso schlagend
beweisen , wie es mit der inneren Organisationsselbständig -
keit der Fall gewesen ist . Im folgenden geben wir die Haupt -
punkte der vom Parteitag angenommenen Resolution über
die Vereinigung wieder .

„ In Erwägung dessen , daß die sich immer verwickelter
gestaltenden politischen und sozialen Verhältnisse Rußlands
die Sozialdemokratie vor immer ernstere und schwierigere
Aufgaben stellen , die nur von einer einheitlichen Partei ge -
löst werden können , welche das klassenbewußte Proletariat
des ganzen Landes unter der sozialdemokratischen Fahne
vereinigt , und daß die gegenwärtige revolutionäre Lage der

Notwendigkeit einer solchen Vereinigung noch mehr Nachdruck
verleiht , erklärt der Parteitag die Notwendigkeit sowohl für
den „ Bund " , wie auch für die russische Sozialdemokratie , durch
gegenseitige Zugeständnisse den Schwerpunkt des Streites
über Qrganisationsfragen ins Innere einer einheitlichen
Partei zu verlegen . "

Weiter erklärt die Resolution : Der „ Bund " stehe nach
wie vor auf dem Standpunkte , „ daß die einheitliche sozial -
demokratische Partei Rußlands aus nationalen sozialdemo -
kratischen Organisationen bestehen müsse , da nur eine solche
Struktur der Partei ihr die Möglichkeit gibt , bei ihrer Tätig -
keit die verschiedenen Eristenzbedingungen des Proletariats
verschiedener Nationen in vollem Maße zu berücksichtigen " .
Von diesem Standpunkte aus wird das Vereinigungsstatut
einer eingehenden Kritik unterzogen , die zu dem Ergebnis
führt , „ daß es nicht die zur normalen Entwickelung des

Parteilebens notwendigen Bedingungen schafft . Anderer -

seits aber zieht der Parteitag in Erwägung , daß das Statut
der Grundforderung des Bundes , dem Eintritt in die Partei
als einer selbständigen Organisation des jüdischen Proletariats
entgegenkommt . " Indem er nun inz Stählt „ eine lieber -

gangsform der Vereinigung erblickt , die es dem „ Bunde "

ermöglicht , innerhalb der Partei den Kampf für den vollen

Triumph seiner Prinzipien erfolgreich zu führen " , wird die

Vereinigung als vollzogen erklärt .
Die zweite wichtige Frage , die auf der Tagesordnung

des Parteitages stand , war die Frage nach der Taktik ,
welche die Sozialdemokratie in der durch die Dumaauflösung

geschaffenen politischen Lage zu befolgen habe . Die hierzu
angenommene Resolution geht in ihren wesentlichsten Punkten
dahin , „ daß die Dumaauflösung selbst in den politisch u n -

aufgeklärten Volksmassen den Glauben an die Mög¬
lichkeit erschüttert bat , die Macht des Zaren mit der des
Volkes zu versöhnen , und in hohem Maße die

Hoffnung auf einen friedlichen parlamentarischen
Ausgang des Kampfes vernichtet hat . . . und

daß auf diese Weise die Logik der politischen Ereignisse
die Notwendigkeit des revolutionären 5lampfes für die ton -

stituicrende Versammlung den Volksmassen immer greifbarer
vor Augen hält . " Daher erblickt der 7. Parteitag des

„ Bundes " die gegenwärtige Hauptaufgabe der Sozialdemo -
kratie darin , „ die Losung der k o n st i t u i e r e n d e n
Versammlung zum Mittelpunkt der gesamten Agitation
und Propaganda zu machen " .

*) Einer Bitte des Zentralkomitees des „ Bundes " gemäß
veröffentlichen wir diesen Bericht . Seine Aufnahme bedeutet

natürlich nicht , daß wir uns mit allen im Bericht wiedergegcbencn
Anschauungen identifizieren . Die Redaktion -

� Ferner gibt die Resolution dem Gedanken Ausdruck ,
„ daß diese aus der Auflösung der ersten Duma hervor -
gegangene Stimmungsänderung breiter Voltsmassen " die

Möglichkeit bietet , aus der kommenden Duma „ einen Stütz -
Punkt der Revolution " zu machen , im Gegensatz zur ersten
Duma , die nicht aus revolutionärer Stimmung , sondern
aus dem Glauben an die friedliche Beilegung des Konflikts
zwischen Selbstherrschaft und Volk hervorgegangen ist . Bei
der bevorstehenden Wahlkampagne muß die Sozialdemokratie
als selbständige Klassenpartei auftreten , die im Gegensatz zu
den Liberalen die Losung des revolutionären Kampfes für
die konstituierende Versammlung Proklaniiert .

politifcbe Oeberficbt »
Berlin , den 27 . September .

Der zweite Tag der Massenftrcikdcbatte .
Privatdepesche des „ Vorwärts " .

Mannheim , 27 . Sept . . 2,12 llhr nm .
Die heutige Fortsetzung der Ma sse n st rei k d e b a tte kon¬

zentrierte sich iviederum auf zwei Kernpunkte . Einmal auf die Fest -
stellung der gemeinsamen Auffassung über das Wesen und die An -

wcndnugsmöglichkeiten des Massenstreiks , zweitens auf das Bcr -

hältnis der Gewerkschaften zur Partei . Höchst bemerkenswert ist es ,
daß alle Gewerkschaftsführer heute im Gegensatz zu Legien ostentativ
den Standpunkt vertraten , daß die Auffassung vom Massenstreik , wie

sie Bebel in Jena und gestern gezeichnet hatte , sich völlig mit ihrer
Auffassung decke. Der Kölner Beschluß habe sich lediglich gegen die

anarchosozialistische Massenstreiktaktik wenden , aber den Massenstreik -

gedanken im Sinne der Jenaer Resolution weder bekämpfen , noch

gar seine Diskussion verbieten wollen . Alle diese Redner ersuchten
das Amendement Legieus anzunehmen , da dadurch vollste Einigkeit
der Auffassung über den Massenstreik bekundet werde . Ferner
nahmen alle Redner für oder gegen das Amendement Kautskh
Stellung , das die Pflege des sozialdemokratischen Geistes in den

Gewerkschaften betont und die Unterwerfung aller Genossen unter

Parteitagsbeschlüsse fordert . Während die Mehrheit der Redner die

Annahme des Kautskyschen Amendements für nötig erachtet , bitten

namentlich die Gewerkschaftsführer um die Ablehnung aus taktischen
Gründen . Aber auch diese Gewerkschaftsführer erklärten mit allem

Nachdruck , daß sie den Inhalt des Kautskyschen Antrages durchaus
unterschreiben , namentlich hielten sie für selbstverständlich , daß

Parteitagsbeschlüssen über politische Fragen sich alle Genossen zu
unterwerfen hätten . Besonders Bömelburg gab namens seiner

Gewerkschaftssreunde in diesem Sinne eine programmatische Erklärung
ab . Wahrscheinlich wird man sich bei der morgigen Abstimmung auf
eine Resolution einigen , die mit der vom Parteivorstand
empfohlenen Resolution den leitenden Gedanken des Kautskyschen
Amendements verbindet .

Legien verzichtete , da er parlamentarischem Brauch gemäß
als Korreferent das Schlußwort vor Bebel erhalten sollte , überhaupt
aufs Wort . Bebel selbst widerlegte noch einmal die von einzelnen
Rednern aufgestellte Behauptung , daß seine großen Worte in Jena
mit seiner späteren Hallung in Widerspruch ständen . Auch wies er
mit Lebhaftigkeit einige Angriffe Lcgiens zurück . Silberschmidt

gab darauf die Erklärung ab , daß die in den sechs Thesen nieder -

gelegten Ansichten Bebels selbstverständlich auch von den Mitgliedern
der Generalkommission nur auf die Gegenwart bezogen worden seien .

Die Debatte nahm trotz gelegentlicher Schärfen einen durchaus
erfreulichen Verlauf . Auch die Massenstreikdebatte bereitete den

Gegnern eine schwere Enttäuschung . Schon jetzt kann gesagt werden ,

daß nach den ruhigen , vom Geiste aufrichtigen Zusammengehörigkeits -

gefühls getragenen Verhandlungen die deutsche Arbeiterbewegung

einiger und kampfgerüsteter dastehen wird als je l

Agrarische Preispolitik .

Logik ist nie die starke Seite der Herren Agrarier ge -
Wesen ; aber derartige logische Sprünge , wie sie sich zurzeit
selbst die führenden konservativen Organe in ihren Recht -

fertigungsversuchen der Grenzsperre leisten , übersteigen doch
alles bisher Dagewesene . Mag in anderen Fällen dieJBer -
legenheit erfinderisch machen , bei den agrarischen „ Sach -
verständigen " führt sie , wie die Tatsachen beweisen , zur Ver -

blödung und Selbstwiderlegung .
Bei der ständigen Tarifkommission der deutschen Eisen -

bahnvcrwaltungen ist jüngst der Antrag gestellt worden , die

Eilfracht für frisches Fleisch herabzusetzen , das heißt so lange
die jetzige Fleischnot anhält , frisches Fleisch als Eil -

gut für den gewöhnlichen Frachtsatz zu
befördern , wenn die Versendung als Stückgut erfolgt .
Tagegen soll , damit die Maßregel nicht von den Groß -

schlächtereien zu ihrem besonderen Vorteil ausgenutzt wird ,

für ganze Wagenladungen der bisherige Frachtsatz bestehen
bleiben .

Der Zweck des Antrages ist , Konsum - und Einkaufs -
vereinen , Gastwirtschaften , größeren Haushaltungen usw .
den Bezug von Fleisch aus solchen Gegenden , in denen die

Fleischpreise relativ niedrig sind , zu erleichtern und dadurch

auf die Viehhändler und Schlächter einen gewissen Druck

auszuüben .
Den Agrariern paßt jedoch dieser Antrag nicht in ihre

schöne Preispolitik . Deshalb hat der Bund der Landwirte

sich an die zuständigen Behörden mit einer Eingabe ge -
wendet , in der er Ablehnung des Gesuchs fordert . In der

Begründung dieser Forderung beißt es :
„ Die Beschränkung der Erleichterung auf den Stückgut -

verkehr steht ihrer Ausnützung durch großkavitalistische Schlacht -
und . Versandhäuser keineswegs entgegen . Im Wagenladung - -
verkehr erfolgt die Beförderung heute so wie so schon ausreichend

schnell und billig , auch bei Beförderung zu gewöhnlichem Fracht -
satz . Hieran würde also selbst bei der Ausdehnung jener Maß -
regel wenig oder nichts geändert werden . Voll wirksam wäre
aber die Maßregel bei Stückgut ; ihre Einführung würde es er -

möglichen , daß eine netzartig auch über die Provinzialstädte sich
ausdehnende Organisation für den Versand frischen Fleisches
geschaffen würde , die , nach dem Vorbilde der bezüglichen Ent -

Wickelung in Amerika , schließlich die ganze Fleischversorgung in
die Hände weniger großkapitalistischer Schlacht - und Versand -
Häuser bringen würde . Damit wäre aber weder den Interessen
der deutschen Landwirtschaft , noch den berechtigten Interessen des

deutschen Fleischerhandwerks , noch auch , wie gerade die amert -

konische Entwickelung im letzten Jahrzehnt deutlich gelehrt hat ,
den Jnteresten der deutschen Konsumenten dauernd gedient .

Wir halten es für die deutsche Landwirtschaft
nicht für rätlich , S ch l a ch t g e n o s s c n s ch a f t e n zu
gründen ; die dafür erforderlichen handwerksgewcrblichen
Kenntnisse fehlen den Landwirten , und es ist für sie nicht

rätlich , sich dabei . einer fachlichen Leitung anzuver -
trauen , deren wirkliche Tüchtigkeit sie nicht
kontrollieren können .

Ebensowenig ist sozialpolitisch erwünscht , daß die Landwirt -

schaft an der Verdrängung und Ausschaltung des einen

wichtigen Bestandteil des gewerblichen Mittel -

standes bildenden Fleischerhand Werks mit -
arbeitet .

Die in der vorliegenden Frage allein berechtigte und Wirt -

schaftlich erwünschte Organisation hat sich u. . E. darauf zu kon¬

zentrieren : den Handel mit lebendem Schlachtvieh zwischen den
Landwirten einerseits und dem Flcischcrgewcrbe andererseits
besser zu organisieren . Dieser Weg ist vollkommen hinreichend ,
um aus dem deutschen Fleischmarkt diejenigen Faktoren UN-

berechtigter Verteuerung auszuschalten , die zurzeit hierin noch
wirksam sind .

Vom Standpunkt der Interessen der deutschen Landwirtschaft
spricht gegen den hier erörterten Antrag insbesondere auch noch
die auf die bisherigen tatsächlichen Erfahrungen sich stützende
Vermutung : daß die ganze Mahregel in erster Linie nur der

Entivickelnng der Einfuhr ausländischen Fleisches dienen würde .

Dafür spricht die Tatsache , daß genau die gleichen Er -

fahrungen bisher bei allen solchen Detarifierungcn gemacht
worden sind , die ursprünglich mit ganz ähnlicher Begründung als

lediglich dem inländischen Produktenverkehr nützlich eingeführt
worden sind . . .

Run wird zwar gegen die Möglichkeit , daß wir eine gleiche
Erfahrung auch bei frischem Fleisch machen würden , eingewendet :
die starke Erhöhung der Fleischzölle im neuen

Zolltarif stünde dieser Entwickelung entgegen .
Die Einfuhrstatistik seit dem 1. März 1906 zeigt
aber , daß diese Ansicht nicht zutrifft . Denn im

neuen , Vertragstarif sind die Zölle für lebendes Schlachtvieh

prozentual mehr erhöht als die Fleischzölle . Infolgedessen zeigt
die Statistik seit dem 1. März 1996 wohl einen Rückgang der

Lebendviehcinfuhr , aber ein Gleichbleiben bezw . bei einigen
Sorten eine Steigerung der Fleisch eins uh r . "

Die Berufung auf den amerikanischen Fleischtrust dient

lediglich dem Zweck der Dekoration . Daß die Ermäßigung
der Stückgutfrachtsätze zur Monopolisierung der deutschen

Fleischversorgung führt , glaubt in Wirklichkeit keiner der

ehrsamen Petenten . Das eigentliche Motiv ist , wie später
in der Begründung selbst zugestanden wird , die Befürchtung ,
daß durch die Verringerung der Transportkosten ans die

Viehpreise in inanchcn Gegenden ein Druck ausgeübt werden

könnte , vor allem aber , d a ß d i e Z u f u h r v o n f r i s ch e m

Fleisch aus dem Auslände steigen könnte .

Zu der sonstigen Argumentation der Herren Agrarier
und ihrer Presse steht diese „ Begründung " in schärfstem
Widerspruch . Bekanntlich behaupten sie sonst , daß die Grenz -
sperre durchaus nicht dent Zweck diene , die Viehpreise im In -
land in die Höhe zu treiben , sondern lediglich den deutschen
Vichstaud vor der Verseuchung zu schützen . Hier läßt sich diese
Behauptung nicht anbringen , denn daß durch eine vermehrte

Einfuhr von frischem Fleisch als Stückgut das deutsche Vieh
verseucht wird , oder daß diese Einfuhr unter den geltenden
Kontrollbestimmungen den Gesundheitszustand der deutschen

Bevölkerung gefährden tonnte , glaubt kein Mensch . So bleibt

ihnen nur der Einwand , daß eine vermehrte Fleischzufuhr die

Preise drückt . Sie gestehen also selbst ein , daß es ihnen ledig -
lich darum zu tun ist , unter allen Umständen die fremde

Konkurrenz vom deutschen Markt fernzuhalten , um sich hohe
Profite zu sichern .

Doch noch in einer anderen Hinsicht widerspricht die bor -

stehende Begründung der üblichen Argumentation der

agrarischen Presse - Hunderte von Malen ist in dieser während
der letzten Monate behauptet worden , daß schon um deswegen
eine Oeffnung der Grenzen keinen Zweck hätte , weil die Vieh -
und Fleischpreise auch im Auslande dermaßen hoch ständen ,
daß eine in Betracht kommende Einfuhr fremden Schlacht¬
viehs ausgeschlossen sei . In der obigen „ Begründung " der
Landbündler wird dagegen ausgeführt , daß trotz der rigorosen
Einfuhrbestimmungen , trotz des hohen Zollsatzes ( der Ver -

tragszollsatz beträgt 27 Pf . pro Kilogramm ) und trotz der
hohen Transportkosten die Zufuhr von frischem Fleisch aus
dem Auslände zunimmt . Es müssen also doch wohl die

Fleischpreise im Auslande so viel niedriger stehen , daß sich
trotz aller dieser hohen Unkosten und Spesen der Export nach
Deutschland lohnt .

So strafen die Herren ihre eigenen Behauptungen
Lügen . —

- * .
-

Dcutfcbcs Kcicb .

Komische Käuze .
In einer von konservativen Blättern abgedruckten Notiz der

Schweinburgschen „ Berk . Pol . Nachr . " wird die bürgerliche Presse
ernstbaft ermahnt , keine langen Berichte über den Mannheüner
Parteitag zu veröffentlichen , sondern die Bedeutung der sozialdemo -
krallschen Tagungen „ nach ihrem wirklichen Werte " zu
bemessen :

„ Die Zeitungen aller Richtungen füllen ganze Spalten mit
Berichlen über den sozialdemokratischen Parteitag
in M a n n h e i m. Das ist erklärlich in einer Zeit , in der die
innere Politik noch rühr und daher solche Berichte zur Füllung
des Raumes dienlich erscheinen , aber man wird sich doch fragen
müssen , ob die breite Ausdehuuug , die den Berichten und Be -
sprechuugen über jenen Parteilag auch in der Presse der bürgcr -
lichen Parteien zumeist gegeben wird , zweckmäßig ist und ob
nicht dadurch geradezu die Geschäfte der Sozialdemokratie besorgt
werden . Diese Partei findet in den Massen der Arbeiter und in
den anderen ihnen sozial nahestehenden Kreisen der Bevölkerung
hauptsächlich Zulauf nicht wegen ihrer theoretischen Grund -
anschauungen oder wegen der Phantasien über den sozial -
demokratischen Zukunftsstaat , sondern weil man an die gegen -
wärtige und auch ivohl an die zukünfrige Macht der Sozial -
demokratie glaubt , die wirtschaftlichen Wünsche dieser Kreise der
Bevölkerung in Deutschland zur Erfüllung bringen zu können .
Das weiß die Sozialdemokratie selbst sehr gut und die
Leitung der Partei läßt keine Gelegenheit vorübergehen , ohne
ihre Wichtigkeit und Bedeutung für das staatliche Leben Deutich -
lands in möglichst lebhaften Farben zu schildern und damit die
lveniger scharf urteilenden Kreise der Bevölkerung zu blenden .
So wird auch von den jährlichen Parteitagen ein großes Wesen
gemacht .

Es ist klar , daß dieser sozialdemokratischen Taktik wirksam da -
dadurch Vorschub geleistet wird , daß auch die bürgerliche Presse
aller Parteien den sozialdemokralitchen Parteilag als
wichtig genug behandelt , um ihre Leser bis in die DeUuls
über die Vorgänge auf ihm zu unterrichten . Viel richtiger
wäre es und würde ziveifcllvs auf diejenigen Kreise der
Bevölkerung , die der Gefahr ausgesetzt sind , der sozialdcniokrati -
schen Propaganda zu unterliegen , ernüchternd wirken , wenn die
bürgerliche Presse die sozialdemokratischen Parteitage mit Still -
schlveigen überginge . Wenn nach Lage der Dinge das aber zur -
zeit schiverlich zu erreichen ist , so sollten eS die Tagesblätter aller
Richtungen doch der sozialdemokratischen Presse überlassen , ihre
Spalten mit den Ein ; elheiten der Verhandlungen auf den Partei -
tagen zu füllen , und sich auf knappe und kurze Berichte beschränken ,
durch die die Bedeutung sozialdemokratischer Parleüage nach ihrem
wirklichen Werte charakterisiert wird . "

Wir haben durchaus nichts dagegen , wenn die konservative
Presse keine Berichte über den Mannheimer Parteitag bringt un



damit aus ihren Spalten das einzig Interessante ausmerzt , das

politisch denkende Leser noch in konservativen Blättern finden . Uns
tviirde es ganz recht sein , wenn die konservative Presse sich lediglich
auf Berichte über Ordensverleihungen . Denkmalseinweihungen ,
Kaiserreisen , Hoffestlichkeiten und silberne bezw . goldene Hochzeiten
in der sogenannten feinen Gesellschaft beschränken wollte . Sie
würde dadurch die agitatorische Wirkung der sozialdemokratischen
Parteitage auf die breite Volksmasse nicht im geringsten hindern ;
sich selbst aber jener Leser berauben , die noch höhere geistige Jnter -
essen haben , als die Beschäftigung mit Denkmalsfeiern , Pferderennen
und Schweinezucht . —

_

In der eigenen Dialektik gefangen .
« Die „ Konscrv . Korrespondenz " hat — ein seltener Vorfall in

ehren Annalen — eine wichtige Entdeckung gemacht . Sie hat heraus -
gefunden , daß die jetzige Lebensmittelteuerung die Folge der

sogenannten sozialpolitischen Gesetzgebung ist .
In ihrer Nr . 64 schreibt sie :

„ Wenn man die in ihren Gesamtbeträgen ungeheuren
Summen in Betracht zieht , um welche die Arbeitslöhne
gestiegen sind und die von Staaten , Kommunen und
Arbeitgebern aufgebracht werden müssen , um
die in Deutschland allein bestehenden sozial -
politischen Anforderungen zu decken , so muß man sich
doch sagen , daß sie anderweitig aufgebracht werden müssen . Aus
nichts entstehen doch diese ungeheuren Summen nicht . Dadurch
sind die Herstellungskosten aller Erzeugnisse gesteigert , die Mieten
erhöht , die Steuern vermehrt — ja , wer soll denn das schließlich
tragen ? Es ist ganz natürlich , daß diese allgemeine Erhöhung
der Produktionskosten wieder einzubringen versucht wird und
daß dies die Lebenshaltung der ganzen Be -
völkerung verteuert , selbstverständlich also auch
die der Arbeiter . Wie kämen denn gerade die Arbeiter dazu , daß
sie von dieser Verteuerung verschont bleiben ? "

Das Gedankenragout des ehrenwerten Blattes ist so albern ,
daß sich eine Widerlegung nicht lohnt . Schon die einfache Tatsache ,
daß nicht alle Waren von der Teuerung betroffen sind , sondern nur
gewisse landwirtschaftliche Produkte , deren Zufuhr aus dem Auslande

durch Grenzsperren und hohe Zölle abgeschnitten ist . zeigt jedem ,
der zu denken vermag , daß die Teuerung nicht einer durch die sogenannten
«sozialpolitischen Anforderungen " hervorgerufenen allgemeinen
Steigerung der Prodliktionskosten enspringen kann . Aber nehmen
wir einen Augenblick an , die Ausführungen der „ Kons . Korr . " wären

richtig , was würde sich daraus ergeben ? Daß nicht , wie die

konservative Presse immer behauptet , die Beiträge zur Kranken - ,
Invaliden - , Altersversicherung usw . , die von den Unternehmern
entrichtet werden , von diesen aus eigener Tasche bezahlt , sondern
von den Herren „ Arbeitgebern " zu den Produktionskosten ge -
schlagen werden , so daß der Arbeiter sie ihnen
bei in Einkauf seiner Bedarfsartikel wieder er -

setzen mutz . Wenn daS aber die Ansicht der „ Kons . Korr . " ist ,
dann ist ihr bisheriges Geschwätz von der hohen Belastung der

deutschen Unternehmer durch die sozialpolitische Gesetzgebung nichts
anderes als eine unverschämte Flunkerei . —

Offizicrs - Psychologie .

Die „Krcuzztg . " berichtet nach einer jüngst von dem General
o. Loebell herausgegebenen Schrift : „ Wie ist der Sozial -
demokratie im Heere entgegenzuwirken ? " über aller -
lci tiefgründige Erfahrungen , die dieser Herr bei „ sozialdemokratischen "
Landwehrbataillonen gesammelt haben will :

„ Als Stabsofsizicr " , erzählt das Blatt , „hatte er ein Land -

Wehrbataillon unter sich, das aus Sozialdemokraten der Vororte

Magdeburgs zusammengesetzt war . Die Leute hatten sich gut
geführt , deshalb machte Herr v. Loebell mit ihnen am letzten
Uebungstage eine Gefechtsübung , die am Denkmal ans dem Schlacht -
selbe von Dennewitz endete . Nach einer kurzen Ansprache über
die Bedeutung der Schlacht wurden wertvolle Preise für gute
Schießleistungen verteilt . Sie bestanden auS eingerahmten
Gemälden und Photographien des Kaisers , Bierseidel und

Tabakspfeifen mit dem Bildnisse des Kaisers und dergleichen
Sachen mehr . Trotzdem den Landwehrmännern die Auswahl
überlassen war . trotzdem sie bei Tage nach der Entlassung mit
den großen Gemälden durch ganz Magdeburg ziehen mußten ,
wählten sie mit Vorliebe gerade diese und haben sie dann wohl
auch als wertvollen Zimmerschmuck aufgehängt . Bei einem Glase
Bier und Zigarren verlief die Feier am Denkmal aus den Leuten
heraus ungemein patriotisch . . .

Meinen Eindruck über die Mannschaften und über diese Feier
schilderte ich in einem Bericht meinem Divisionskommandeur mit
dem Hinzufügen , daß ich der Anficht gewesen wäre , das Bataillon
vom Fleck weg in die Schlacht führen und dort Hervorragendes mit
ihm leisten zu können . Der Divisionskommandeur warf auf diesen
Bericht ein . er traue mir dieses wohl zu , ob ich aber
nicht der Ansicht sei , daß Herrn Bebel zu
Pferde das Bataillon wie mir gefolgt wäre .

Ich sprach die gegenteilige Ansicht aus . Der Führer müsse
persönlich imponieren , die Untergebenen folgten nur mit Be -

geisterung einem Führer , dem sie auch zutrauten , daß er imstande
sei , in der Gefahr sie richtig zu führen . Bebel , Singer
und Genossen würden sie dieses Vertrauen
nicht schenken . Bei denen imponiere ihnen nur der große
Mund , in Stunden der Gefahr würden diese auch kein Verlangen
nach Führerschaft haben . "

Der Bericht zeugt gleichermaßen von der starken Dosis Selbst -

beivnßtsein , die Herr v. Loebell besitzt , wie von der köstlichen Naivität ,
mit der gewisse Kreise die Sozialdemokratie betrachten . —

Nkictcstcigcnmg . Neben den Lebensmittelpreisen sind in den

l . ' tzten Jahren auch die Mieten beträchtlich gestiegen , vornehmlich
in den Vororten der Großstädte und den nahe bei diesen ge -
legcnen , mit der Bahn leicht zu erreichenden Kleinstädten . Nach der
bereits mehrfach erwähnten Statistik des Tarifamts der Buchdrucker ,
die sich auf Bcftagungen der betreffenden Kommunalbehörden stützt ,
ergeben sich z. B. für den Umkreis Berlins folgende Mietssleigernngen
für kleine nur ans einer Stube mit Kammer , Küche und Zubehör be -

stehende Wohnungen :

1901

Bernau i. M. . . . . 120
Köpenick

. . . . . .

180

Friedenau

. . . . .

210
Nauen

. . . . . . .

120

Oranienburg . . . . 103

Spandau . . . . .". 210

Sieglitz

. . . . . .

230

Weißensce

. . . . .

210

Daß in diesen Orten auch die Löhne entsprechend gestiegen sind ,
kann nicht behauptet werden . Die Verhältnisse drängen , mögen sich
auch die Hausagraricr noch so sehr sträuben , immer mehr dahin ,
daß die Stadtverwaltungen selbst den Bau billiger Wohnungen in
die Hand nehmen . —

Tie Folgen seiner eigenen Politik sieht das Zentrum mit
Granen und Schrecken . Es sagt sich , daß das stetige Steigen der
Lebensmittelpreise schließlich so manchem Zentrumsmann , der nicht
selbst von solchen Preisen Vorteil hat , die Augen öffnen wird für die
unheilvollen Konseqnenzen der agrarischen Politik deS Zentrums .
Ein bahrischer Reichstags - und Landtagsabgeordneter hat deshalb
für den „Fränkischen Bauern " , das Organ des bahrischen

katholischen Bauernvereins , einen Artikel geschrieben , der den Bauern
dringend ans Herz legt , sie möchten doch nicht so viel Vieh über -
wintern , denn das heurige Futter tauge ja doch nicht viel und reiche
nicht ans ; sie sollten also das verkäufliche Vieh sofort zu Markt

bringen , im Frühjahr würden die Preise viel niedriger stehen . Das
„ Geschrei " würde immer stärker , das Zentrum könnte das Tor
nicht länger halten , die Bauern seien nicht die Mehrheit
im Lande und Reickie , sie müßte, - notwendigen Lebensmittel zu
entsprechenden Preisen auf den Markt bringen .

Die katholischen Bauern verstehen sich also , nach diesem Mahn -
ruf zu urteilen , ganz gut auf die Methode , durch Zurückhalten der
Ware hohe Preise nock höher zu treiben . DaS interessanteste an
dem Artikel des „ Fränkischen Bauern " ist jedoch das Eingeständnis ,
daß dem Zentrum die Konsequenzen der eigenen Politik unheimlich
werden und daß es bei weiterer EntWickelung in dieser Richtung
einen Sturm im Lande befürchtet , der in die agrarische Politik ein
derbes Loch schlagen würde . Tun wir das unsere , daß sich diese
Befürchtungen in möglichst kurzer Zeit erfüllen . —

Ultramontane Wahlnuiche .

Im November dieses Jahres finden in Düsseldorf die Er -

gänzungswahlen zum Stadtrat statt und haben unsere dortigen
Genossen schon Stellung genommen . Als Kandidaten wurden die
Genossen : Redakteur Laufenberg , Parteisekretär Berten und die
GeiverlschaflSbeamten Schmitt und Jäcker aufgestellt . In der dritten

Wählerabteilnng , in welcher bis vor vier Jahren die llltramontancn
niaßgebend waren , steht es um deren Alleinherrschaft nicht inehr
zum besten . Unsere Genossen haben bei den Wahlen vor zwei
Jahren eine solche Stimmcnzahl auf ihre Kandidaten vereinigt , daß
man hoffen darf , sie werden im November Erfolge erringen . Die

Zentrnmsdemagogen halten es deshalb für angebracht , sich durch
allerlei Praktiken die schwindende Gunst der Arbeiter und der

Kleinbürger , welche für die dritte Wählerklasse in Betracht
kommen , möglichst zu erhalten . Im vorigen Jahre im Dezember
stellten unsere Düsseldorfer Genossen bei der dortigen Stadt -
Verwaltung den Antrag , ein aus Vertretern der Stadt , aus Aerzten
und Erwählten der Arbeiter zusammengesetztes Arbeitsamt zu er -
richten mit der Aufgabe der ständigen Ueberwachung der Arbeits - ,
Wohnungs - und Ernährungsverhältnisse , sowie der Arbeiterstalistik .
Dieser Antrag Ivurde am 13. Februar d. I . von der Stadt -

verordnetenversammlung einstimmig abgelehnt . In der Begründung
der Ablehnung heißt es :

„ Das in der Eingabe geforderte Arbeitsamt würde sich überall
an die Stelle vorhandener Einrichtungen setzen und zwar teilweise
solcher , die gesetzlich vorgeschrieben , also in Konkurrenz mit der
neuen Organisation fortbestehen müßten . Es ist daher in der

Errichtung des geforderten Arbeitsamtes kein Nutzen zu sehen . "
Dieser Begründung stimmten die Zentrums - Stadtverordneten

zu , jetzt aber , wo die Wahlen vor der Tür stehen und es ihnen für
ihre Sitze bangt , kommen die ultramontancn Wahlmacher selbst mit
einem derartigen Antrage , wenn auch in verstümmelter und ab -
geschwächter Form .

Ein schlauer Trick , der jedoch den Jüngern Loyolas wenig
nützen wird . —

890 Mark Geldstrafe !

Am Dienstag wurde von der Strafkammer des Landgerichts

Lüneburg Genosse Graegcr vom „ Lüncburger Volks -
blatt " wegen Beleidigung dreier Amtspersonen zu der enorm

hohen Geldstrafe von 8 0 0 Mark G c l d st r a f e verurteilt . Be -

leidigt wollen sein der Amtsgerichtsrat v. Holleufer , der

Pastor L ü b s e n und der Lehrer Schulz in St . Dionys . Der

Anklage liegt ein Artikel des Blattes vom 20 . Mai d. I . zugrunde ,
Er hat eine . Vorgeschichte von eigentümlichem Beigeschmäcke . Zu
Beginn dieses Jahres war der Haussohn W. in St . Dionys an -

geklagt , mit der damals 13Vi Jahre alten Magdalene L. geschlechtlich

verkehrt zu haben . In der Verhandlung wurde W. auf Grund

eines ärztlichen Gutachtens freigesprochen . Ter Herr Sachver -
ständige bekundete nicht nur , daß das Mädchen geschlechtlich unver -

sehrt sei , sondern bemerkte auch noch bedauernd , daß dem Mädchen
durch die Beschuldigung Unrecht geschehen sei . In Verfolg be -

stimmter Vorgänge erfolgte nunmehr am 30 . Januar d. I . vom

Amtsgericht der Beschluß , daß die Magdalene L. der Fürsorge -
erzichung zu überweisen sei . Am 7. Mai meldete der Vater der L.

für sich und seine Tochter den Austritt aus der Landes -
k i r ch e an . Der Grund zu diesem Schritte war eine im ganzen
Dorfe verbreitete Mißstimmung , wenn nicht gar Mißachtung gegen
L. und seine Tochter , die L. auf das Verhalten und die Tätigkeit
des Pastors Lübscn und des Lehrers Schulz glaubte zurückführen
zu dürfen . Am 9. Mai teilte das Amtsgericht , gezeichnet
v. Holleufer , u. a. mit : „ Darüber , inwieweit Schritte gegen den
Austritt Ihrer Tochter einzuleiten sind , behält das unter -

zeichnete Gericht sich die Entscheidung vor . " Zwei oder drei Tage
darauf erfolgte plötzlich durch einen Boten des Landratsamtcs die

Abführung der Magdalene L. in die Fürsorgcanstalt Himmclstür
bei Hildesheim . Diese in der Verhandlung festgestellten Tatsachen
hatte Genosse Graeger in dem fraglichen Artikel zum Gegenstand
seiner 5kritik gemacht .

Der Angeklagte bleibt bei seiner Auffassung , daß das Amts -

gericht kein Recht habe , sich Schritte gegen den beabsichtigten Aus -
tritt aus der Landeskirche vorzubehalten . Aus der Verfügung des

Amtsgerichtes vom 9. Mai könne er beim besten Willen nichts
anderes entnehmen , als daß damit die Unterbringung in die Für -
sorgcanstalt gemeint sei . Eine Beleidigung des Amtsgerichtsrates
v. Holleufer habe ihm fern gelegen . Er habe nur diesen , seiner
Ansicht nach objektiven Mißgriff , des Amtsgerichts kritisieren wollen .

Auch könne von einer Beleidigung des Pastors Lübscn und des

Lehrers Schulz nicht die Rede sein , da er gar nicht behauptet habe ,
daß diese die Hetze gegen die L. inszeniert hätten , obgleich diese
Annahme nicht ganz unberechtigt sei , da der Lehrer Schulz in der

Schule vor allen Kindern in höchst bedenklicher Weise mit der L.
über ihr angeblich unsittliches Verhalten gesprochen habe . Ferner
seien Plakate im Torfe angeklebt worden , die sich mit diesen Vor -

gängcn beschäftigten . Beide , Lübsen sowohl als Schulz , hätten diese
Plakate , die gemeinen Inhaltes waren , gelesen , ohne zu ihrer Bc -

s�itigung etwas zu tun .
Als erster Zeuge wurde nach Ablehnung des Antrages der

Staatsanwaltschaft auf Ausschluß der Oeffentlichkeit die Magdalene
L. vernommen . Sie sagte aus : Der Lehrer Schulz habe in der

Schule vor allen Kindern zu ihr gesagt : „ Gehe nur wieder hin zu
Deinem W. , wenn Ihr gestern abend mit Eurer Schweinerei nicht
fertig geworden seid . " Zeugin gibt Ausdrücke wieder , die der

Lehrer gebraucht haben soll , und die im Umgang mit Kindern sonst
nicht üblich sind . Sie sei von ihren Mitschülerinnen infolgedessen
isoliert und verachtet worden . Auf die Vernehmung zweier anderer
Kinder wurde verzichtet , auch auf die Aussage des Herrn Amts »

gcrichtsrat v. Holleufer . Pastor Lübsen sagte aus : Er

habe die L. immer in ruhiger Weise zur Besserung ermahnt ; als
dies erfolglos gewesen , habe er sie vom Konfirmandenuntcrricht

ausgeschlossen . In irgendwelcher Beziehung zu den Plakaten stehe
er nicht . Der nächste Zeuge , Lehrer Schulz , bestreitet auch , in irgend
welcher Beziehung zu den Plakaten zu stehen . Er wiederholte mehr -
fach , daß er es mit seinem Eide sehr genau und gcwiffenhaft nehme ;
doch könne er sich auf nichts mehr genau besinnen ; er bestritt daher

auch nicht , daß er der L. gegenüber so gehandelt , wie der An -

geklagte es geschildert habe . Auf die Frage , weshalb er das Plakat

gelesen und nichts für die Beseitigung getan habe , meinte der Zeuge, .

um so etwas kümmere er sich nicht ; er wolle damit nichts zu tu «

haben . Uebrigens habe er das Plakat gar nicht ganz zu Ende ge -
lesen . Er hatte zugegeben , daß er den Kneifer beim Lesen deS

Plakates aufsetzte ! Er konnte sich nicht entsinnen , mit anderen

Personen darüber gesprochen zu haben , daß W. mit der L. an einem

von dem Angeklagten näher bezeichneten Orte geschlechtlich verkehrt
habe , gibt aber die Möglichkeit zu .

Damit war die Beweisaufnahme geschlossen . — Der Erste
Staatsanwalt Albricht hielt durch die Beweisaufnahme die Schuld
des Angeklagten für erwiesen . Der Ausdruck Hetze sei besonders

auf die Herren Lübsen und Schulz gemünzt gewesen . Es sei ihnen
der Vorwurf gemacht worden , daß sie aus Voreingenommenheit

gegen die L. besonders für ihre Ueberweisung in die Fürsorgeanstalt

gewirkt hätten . Davon , daß Herr Amtsgerichtsrat Hollcufer die

Amtsgewalt mißbraucht habe , könne durchaus nicht die Rede sein ;
um so weniger , als der Fürsorgebeschluß schon am 30. Januar

gefaßt , während die Austrittserklärung des L. erst am 9. Mai ein -

gegangen sei . Es werde überhaupt darüber geklagt ,

daß die Beleidigungen durch die Presse nicht

scharf genug bestraft würden . Die einzelnen Personen

seien gegen Angriffe der Presse nicht genügend geschützt . Der

Staatsanwalt beantragte 3 Monate Gefängnis .
Ter Verteidiger , Rechtsanwalt Dr . Herz - Altona , führte an ,

entgegen der Ansicht des Staatsanwalts bestehe in der großen Masse
des Volkes eine gewisje Erregung über außerordentlich schwere

Urteile , die in letzter Zeit gegen sozialdemokratische Redakteure

wegen Preßvergchen gefällt worden sind . Es gehe nicht an , daß die

politische Richtung des Blattes bei Beurteilung der Anklage heran -

gezogen werde . Nach dem Strafantrage des Herrn Staatsanwalts

zu urteilen , halte dieser den Angeklagten für einen ehrlosen

Menschen . Dem müsse entschieden widersprochen werden . Der An -

geklagte habe nur nach seiner Ueberzeugung gehandelt . In bezug

auf Amtsgerichtsrat Holleufer habe der Angeklagte sich durchaus
keiner Beleidigung schuldig gemacht . Objektiv fei der Herr Amts -

gerichtsrat im Unrecht . Der Richter habe nur eine passive Tätigkeit
bei dem Austritt aus der Landeskirche auszuüben , nicht aber

Schritte sich vorzubehalten gegen den Austritt aus der Landeskirche .

Etwas anderes habe der Angeklagte auch nicht gesagt und nicht

sagen wollen . Auch in bezug auf Lübsen und Schulz sei der Tat -

bestand der Anklage nicht erwiesen . Ganz abgesehen davon , daß
der Angeklagte nicht habe beleidigen wollen und auch das , was die

Anklage behaupte , gar nicht geschrieben habe , sei es doch sehr be -

deutlich und vom pädagogischen Standpunkt aus verwerflich , daß der

Lehrer Schulz in der festgestellten Weise gehandelt habe . Ein Kind

müsse mit Liebe und Güte erzogen werden , aber nicht mir Ver -

achtnng . Auch dürfe man geteilter Meinung sein darüber , ob nicht

Pastor und Lehrer , welche doch in solch kleinem Dorfe die maß -

gebenden Personen seien , eine gewisse Verpflichtung hätten , für die

Beseitigung von Plakaten solch unsittlichen . Inhaltes . Sorge . zu

tragen . Aus dem Artikel sei nichts anderes herauszulesen , als eine

berechtigte und sachliche Kritik dieser Vorgänge . Es berühre eigen -

tümlich , daß man vor erwachsenen Personen die Oeffentlichkeit aus -

schließen wollte , während der Lehret ungestraft vor Schulkindern
über solche Dinge reden dürfe .

Das Gericht erkannte auf die oben angegebene außerordentlich
hohe Geldstrafe . —

„ Der Jude wird verbrannt . " Die „ Deutsche Tageszeitung "
brachte letzter Tage eine Mitteilung , die das kurrupte Schmier -
gelderweseu illustrierte . Es wurde erzählt , daß der Reisende einer

Fabrik von Maschinenölen , Leder - und Huffetten einem Ritterguts -
inspektor einen Extrarabatt bis zu 10 Proz . versprochen habe für
Bestellungen , die er seiner Firma gebe .

Wenn es sich um eine jüdische Firma gehandelt hätte , so
würde die gewiß nicht philosemitische „ Deutsche Tageszeitung " kaum mit
dem vollen Namen hinter dem Berge gehalten haben . Die „ Kon -
servative Korrespondenz " aber, ' die den Fall auS der „ Deutschen
Tageszeitung " übernimmt , kann sich die moralische Betrachtung nicht
verkneifen : „. . . Die jüdische Geschästspraxis , durch Schmier -
gelder oder Geschenke diejenigen für die betreffende Firma
zu „interessieren " , welche entweder Lieferungen zu veraeben
haben oder darüber zur Beratung gezogen werden , und die den Zweck
verfolgt , durch derartige Zuwendungen die Konkurrenz heraus -
zudrängen oder fernzuhalten , hat schon manchen braven Mann inS
Elend gebracht . "

Wir sind die letzten , die leugnen , daß allerlei arge Mauipula -
tionen von jüdischen sowohl wie von christlichen Kapitalisten vor -

genommen werden . Aber es gehört eine starke Portion Dreistigkeit
oazu , sich stets so zu geberden , als ob bloß die „ schwarzen Juden "
und nicht auch die „ weißen " nur allzu häufig recht unfeine Kon -

kurrenzmanöver ausführen . Und die Dreistigkeit ist um so größer .
als ja gerade in allerletzter Zeit sich in nichtjüdischcn Sphären
Dinge abgespielt haben , über die Herr von Podbielski , der Freund
der „ Konservativen Korrespondenz " , ihr allerlei Interessantes er «
zählen könnte . —

Kuslanck .

Amerika .

Havanna , 27 . September . ( W. T. B. ) Der Umschlag in der
Haltung der gemäßigte » Partei ist durch ein von Taft und Bacon
gestelltes Ultimatum herbeigeführt worden , das besagte , daß , falls
die Partei nicht der Vernunft Gehör schenken würde , die Vereinigten
Staaten durch Proklamation eine Militär - Regicrung einsetze » würden ,
die so lange bestehen bleiben sollte , bis die Ordnung wieder her -
gestellt und eine unbeeinflußte Wahl gesichert sei . Das Ultimatum
wurde deni Vizepräsidenten Capole , Senator Dolz als Vertreter
der Gemäßigten und Zayas als Vertreter der liberalen Partei zu -
gestellt , nachdem die gemäßigte Partei eine Sitzung abgehalten hatte ,
aus der Capote mit der Forderung zurückkam , daß , ehe mit Ver -
Handlungen begonnen würde , die Anfständischen die Waffen nieder -
legen müßten . —

Zur Negerfragr . Unter den Negern im Süden der Vereinigten
Staaten ist wieder eine Bewegung im Gange , die auf eine Ans -
Wanderung nach Afrika gerichtet ist . Bischof Turner von der Metho -
distenkirche agitiert dafür , daß seine farbigen Landsleute zum Teil „
nach Afrika wandern sollten , damit die Lage der Neger in Amerika
gehoben werde . Er hat sich mit reichen Rassegenoffen in Verbindung
gesetzt und befindet sich jetzt in New Uork , um Kapitalisten für
einen Plan zur Förderung seiner Vorschläge zu gewinnen ;
es soll nämlich eine Tampferlinie von einem Hafen im Süden der
Vereinigten Staaten nach der Westküste von Afrika eingerichtet
werden . Im Sinne dieser Auswandcrungspläne hat auch die „ Afra -
Amerikmüschc Liga " eine Proklamation an die Schwarzen erlassen ,
in der beklagt wird , daß 60 Millionen amerikanische Bürger ruhig
zusehen , wie 10 Millionen der farbigen Mitbürger « unterdrückt
werden , und erklärt wird , daß es für diese zehn
Millionen Zeit sei , zu ihrer Verteidigung und zur
Abwehr etwas zu tun . — Die große Masse der Neger steht
freilich diesen Vorschlägen zur Auswanderung nach Afrika mit
großem Mißtrauen gegenüber . Auch Cooker I . Washington , der
Neger- Millionär , Philantrop und einflußreiche Führer der
Schwarzen in den Vereinigten Staaten , will nichts von Auswande -
rung wissen , sondern behauptet , daß die Neger in den Vereinigten
Staaten Heimats - und Bürgerrecht haben und die Hebung ihrer Lag «
dort erstrebt werden mutz , wo sie geboren wurden . —

1905 ft °igerungin Prozent
165 37
200 12
280 27
150 25
120 14
240 14
270 17
300 39



Parteitag der sozialdemokratischen
Partei Deutschlands zn Mannheim .

Telcgrnphischer Bericht .

Mannheim , 27 , September
Vierter Berhandlungstag .

( Vorinittagssitzung . )
Degiim SVo Uhr .
Den Vorsih führt Singer .
Vom ausländischen Komitee der armenischen Sozialdemokratie

tst ein Begrnßungslelcgramm eingegangen .
Die Debatte über den p 0 l i t i fch e n Masse nst reik mit

den dazu vorliegenden Anträgen wird fortgesetzt . Neu eingegangen
find die Anträge 163 . 164 . 165 .

> � « a b a

163 . Im Amendement Kautsky zur Resolution Bebel im
2. Absatz am Schlug des ersten Satzes an Stelle „beherrscht werden " ,
»erfüllt werden " zu setzen . O u a r ck mit 20 Genossen .

164 . Zusatz zu der Resolution Kautsky ( 157) , Ziffer 2,
Zeile 3, nach den , Wort „ fühlen " hinzuzufügen die Worte :

„ und demgemäß dahin zu streben , daß Partei und GeWerk -
schaft im Sinne der Parteitagsbeschlüsse zusammenarbeiten .

Hoch .
165 . Abänderungsantrag zum Antrag Kautsky ( 167 ) :

m Ziffer 2, Zeile 3 von unten , die Worte „höchste und " zu streichen .
Hoch .

Leber - Jena :

Ich habe nicht zu denen gehört , die im Februar den politischen
Massenstreik erwarteten , aber ich habe doch einen gewaltigen Unter -
schied gefunden zwischen den vorjährigen und diesjährigen Aus -
führnngen Bebels . Er hat diesmal viel mehr als voriges Jahr die
Schwierigkeiten einer Durchführung deS Massenstreiks betont .
Wodurch seine veränderte Stellung begründet ist , wird
Bebel ja wohl� im Schlußwort darlegen . Legien hat verlangt , daß
der Parteivorstand gewissermaßen um Entschuldigung bitten soll
für die Veröffentlichung des Protokolls . Es kommt etwa darauf
hinaus , daß die Gewerkschaften die Einigkeit mit der Partei
darin verstehen , daß sie die Oberhand haben . ( Widerspruch . )
Die Ansichlen über das Verhältnis von Partei und Gewerkschaft ,
die sogenannte Neutralitätssrage , haben ja im Laufe der Zeit
sehr gewechselt . Ich halte die Taktik des Zusamniengehens
aller Gewerkschaften , wie sie namentlich für das Rhein -
land verlangt wird , nicht fiir richtig . Es hat sich
gezeigt , daß die freien Gewerkschaften dabei immer den
kürzeren ziehen . Genosse Sachse steht ja jetzt auch auf
dem Neutralitätsstandpunkt : das rührt aber erst seit der Zeit ,
daß er mit Hiie zusammenarbeitet . ( Heiterkeit . ) — Wir sind
gewiß nickt für den anarchistischen Generalstreik , den Legien
als Generalunsinn bezeichnete , sondern für die Anwendung des Massen -
sireiks zur Erreichung bestimmter politischer Ziele . Legiens Rede hatte
eine große Aehnlichkeit mit Bömclburgs Rede in Köln . Er sprach
hauptsächlich gegen den Massenstreik , griff die verschiedensten Parici -
genossen an und erklärte dann zum Schluß : Partei und Getverk -
schaften sind eins . Ich meine , wir kommen nicht zur Einigkeit ,
wenn wir die Resolution Bebel mit dem Zusatzautrag Legien an -
nehmen , sondern bitte Sie , der Resolution Bebel mit dem Antrag
KautSky zuzustimmen . ( Bravo l)

Bömclbiirg - Hamburg :
Die Erörterung der Frage des politischen Massenstreiks , das

Referat Bebels und die Ausführungen Legiens haben nach meiner
Auffassung in der Sache ziemlich Klarheit geschaffen . Darüber be
steht heute keine Meinungsverschiedenheit mehr in Partei und Ge
werkschast , daß , wenn einmal die herrschenden Klassen ver -
suchen sollten , das Koalitionsrecht zu verschlechtern oder das Wabl -
recht zu schmälern oder gar zu beseitigen , daß dann Partei
und Gewerkschaften , wenn die Stimmung in den Massen vorhanden
ist , ohne weiteres von dem Mittel des politischen Massenstreiks
Gebrauch machen . Meinungsverschiedenheit konnte bis zum heutigen
Parteitag nur noch darüber bestehen , ob der Massenstreik evcnt .
auch in der A u g ri f f s Position angewendet werden kann . Aber
auch diese Meinungsverschiedenheit ist durch die Erörterungen auf dem
Parteitag und in der Presse beseitigt worden . Ich war gerade
nicht sehr erfreut , als die Frankfurter „ Volksstimme " den berühmten
Artikel veröffentlichte , aber als später die Antwort deS „ Vorwärts "
kam , habe ich mich doch über die Frankfurter „ Volksstimme " gefreut ,
weil wir ohne ihren Artikel vielleicht die gute Antwort des „ Vorwärts "
nicht erhalten hätten . Der „ Vorwärts " stellt sich in diesem Artikel
auf den Standpunkt , den Genosse Hilferding im vorigen Jahre

in der „ Neuen Zeil " einnahm , nämlich daß der politische Massen -
streik , wenn er in der A n g r i f f s p 0 s i t i 0 n angewendet wird , nur
ein letztes Mittel sein kann , und auch Kautsky hat sich in der
„ Neuen Zeit " ähnlich ausgesprochen . Auch Bebel hat hier erklärt , daß
der politische Massenstreik nur in der Angriffspositron als letztes
Mittel in Frage kommen könnte . Auch Genossin Luxemburg sagt in
ihrer Broschüre , die uns jetzt zugegangen ist , auf Seite 23 : Aehnlich
zeigen uns die Vorgänge in Rußland , daß der Massenstreik
von der Revolution unzertrennlich ist . ( Hört ! hört I) Ganz meine
Meinung . Dasselbe habe ich bereits auch in Köln auf dem
Gewerkschaltskongreß ausgedrückt , wo ich sagte , daß wir , wenn
wir zur Revolution kommen , den Masienstreik anwenden . In
der Sache selbst besteht heute nach meiner Auffassung eine Meinungs -
Verschiedenheit nicht mehr , imd sie hat auch wohl kaum
geherrscht . Genosse Z u b e i l hat gestern hier an diefer
Stelle gesagt , ich hätte auf der Gewerkschaftskonferenz die Wahl -
rechtSbewcgung in Preußen verhöhnt . Genosse Zubeil hat hier
etivas gesagt , was der Wahrheit nicht entspricht , und ich setze
vom Genossen Zubeil voraus , daß er . was er hier gesagt hat ,
an der gleichen Stelle wieder zurücknimmt . Ich glaube , daß er
das Protokoll nicht gelesen hat , sonst könnte er das hier nicht
erklären . Und wenn er es gelesen , dann hat er es nicht ver -
st a u d e n oder nicht verstehen wollen . Was die Veröffentlichung
des Protokolls betrifft , so bin ich für meine Person der Meinung .
daß es niemals wieder vorkommen darf in der Arbeiterbewegung ,
daß unter solchen Umständen Protokolle von internen Sitzungen
veröffentlicht werden . ( Sehr richtig ! und Widerspruch . )

Wenn das Grundsatz werden sollte , würde es für die Arbeiter -
bewegung sehr gefährlich sei . Jedoch bin ich der Meinung , daß es nach
Lage der Verhältnisse im Interesse der Partei und der Gewerkschaften
notwendig war , daß der Inhalt des Protokolls bekannt wurde .
( Lebhafter Beifall . ) Aber mit den Umständen , wie es veröffentlicht
loorden ist , bin ich nicht einverstanden . Der Veröffentlichung
selbst konnten wir nicht mehr aus dem Wege gehen , um eine
schädliche Lcgendenbildung hintanzuhalten . ( Lebhafte Zustimmung . )
Jedoch bin ich der Anschauung , daß , wenn in der Leitung der

Arbeiterbewegung von jeher die nötige Harmonie bestanden hätte ,
auch die Differenzen über die Veröffentlichung nicht entstanden
wären . Der „ Vorwärts " Ivendet sich an den Parteivorstand , der
Parteivorstand schriftlich an die Generalkommission . Partei -
Vorstand und Gcncralkommission haben beide ihre Sitze in Berlin .
Statt nun einen Brief zu schreiben , wäre es einfacher gewesen ,
wenn der eine den anderen zu einer Sitzung eingeladen hätte . Das

gesprochene Wort ist etwas anderes , als das geschriebene . ( Sehr
richtig I) Und wenn sie sich in der Sitzung richtig auseinander -

gesetzt hätten , dann wäre nicht cinnial die Anfrage au die Zentral -
vorstände gekommen , man hätte einfach gesagt , die Generalkoiumisfion
veröffentlicht das Protokoll . Aus den Umständen , aus denen
diese Differenz entstanden ist , ist in der Arbeiterbewegung
im Lause der Jahre manch andere Differenz entstanden . Ich
habe die Ueberzcugung . daß , wenn Parteivorstaud und General -
kommission schon seit Jahren in gemeinsamen Sitzungen die Fragen ,
welche die Bewegung gemeinsam angehen , erörtert hüten , dann wären
auch die Differenzen in bezug auf den politischen Massen -
streit niemals entstanden . Da hätten sich die Dinge von vornherein
anders gestaltet , wie auch vielleicht die ganze Regelung der Fragen

1auf dem heutigen Parteitag einen anderen Verlauf genommen hätte .
Durch diefe Verhältnisse sind wir in der Arbeiterbwegung zu ganz
unhaltbaren Zuständen gekommen . So lange ich Mitglied der Arbeiter -
bewegung bin , die Fähigkeit besitze , die Dinge zu beobachten , kann
ich sagen , daß noch niemals ein solcher Wirrwarr vorhanden war
wie im Laufe der letzten Zeit . ( Sehr gut ! ) Wo sind da eigentlich
die geschlossenen Meinungen in bezug auf den politischen Massen -
streik ? So viel Redner , so viel Versammlungen , so viel verschiedene
Meinungen . Der eine will gelegentlich die Masse in Kampf bringen ,
auf einige Tage cinnial demonstrieren , der andere will den Massen -
streik , um in dem einen oder anderen Ländchen die politischen Frei -
heiten zu erweitern , der dritte wieder will durch den politischen
Massenstreik eine Desorganisation des Staates herbeiführen . Und
Leute , die das sagen , gehören nicht etwa zu denen , die auf tiefer
Stufe der Bildung stehen . Leute , die geistig sehr hoch stehen , haben
diesen Gedanken zum Ausdruck gebracht .

Vorsitzender Singer :

Eigentlich ist die Redezeit zu Ende , da wir aber dem Begründer
des Abänderungsantrages , dem Genossen KautSky . die Redezeit ver -
längert haben , so schlage ich vor , daß wir auch dem Vertreter der
gewerkschaftlichen Anschauungen die Redezeit verlängern . Es erhebt
sich kein Widerspruch dagegen , der Parteitag ist also damit ein -

verstanden .
Bömclburg ( fortfahrend ) :

Wirrwarr an allen Ecken und Enden ! Vergegenwärtigen Sic sich
nur den ungeheueren Wirrwarr , der entstanden ist durch die Kölner Be -

schlüsse und durch die Jenaer Beschlüsse . In der einen

Versammlung wird gesagt , ja die Kölner Bescklüssc stehen im

Widerspruch mit den Jenaer Beschlüssen : anderswo hört man
wieder das Gegenteil . Die Revisionisten sind auf cinnial hier die
Radikalen geworden , die Radikalen die Revisionisten . ( Sehr
gut ! ) Das ist ein Zustand , wie er unmöglich auf die
Dauer fortbestehen darf , die Massen , die nicht in jedem Falle
die Fähigkeit besitzen , die feinen Unterschiede zu ziehen , wie
etwa die Redakteure und die Redner , wissen schließlich
zuletzt gar nicht mehr , was sie eigentlich sollen . Daher sage
ich, daß die Differenzen in der Arbeiterbewegung unter allen
Umständen im Interesse der Bewegung beseitigt werden müssen , und
darum möchte ich den Parteitag dringend bitten , damit er der Sache
endlich einmal ein Ende mache , nicht nur der Resolution Bebel
sondern auch den Amendements Legien seine Zustimmung zu er -
teilen . ( Sehr gut ! )

Ich weiß , daß mancher dagegen ernsthafte Bedenken hat . Man

hat nach deni Kölner Gewerkschaftskongreß in den Parteizeitungcn
bei jeder Gelegenheit gesagt , die Beschlüsse von Köln decken

sich nicht mit denen der Partei . Ja , man hat in der Masse den
Gedanken wachgerufen , als wenn man beispielsweise in Köln
die Diskussion des Massenstreiks verboten habe . Gestern sagten noch
Genoffen hier : Ja wie kommt Ihr dazu , die Diskussion zu ver -
bieten . Ich möchte den sehen , der uns nachweisen wollte , daß wir
die Diskussion verboten haben . Legien hat Ihnen gestern das ge
naue Gegenteil nachgewiesen . Aber ich weiß , daß die Parteipresse
sich in mancher Beziehung festgelegt hat : allein dieser Umstand sollte
sie nicht dazu führen , heute durch die Ablehnung des Amendements

dazu beizutragen , daß schließlich der heute bestehende Zustand
noch länger weiter bestehe . ( Sehr richtig !) Wenn Kautsky
wünscht , daß die Mitglieder der Gewerkschaften niit sozia -
listischem Geist durchtränkt werden , so befindet sich dieser Wunsch
völlig mit dem meinigen im Einklang . ( Lebhaftes Bravo I> Darin

gibt es keine Meinungsverschiedenheiten , das habe ich wieder

holt ausgesprochen , und ich kann von mir mit gutem Gewissen

sagen , daß ich, so lange ich an der Spitze meiner Gewerkschaft
stehe, in diesem Sinne gearbeitet habe . Aber wenn Kautsky
meint , daß er jetzt mit seinem Antrage dieses Ziel erreicht , dann
verkennt Kautsky die Verhältnisse vollständig . ( Sehr richtig !) Wenn
wir etwas erreichen lvollen , müssen wir Hand in Hand arbeiten . Die

Personen , die die Fähigkeit besitzen , der Masse in den Gewerkschaften
den Gedanken deS Sozialismus klar zu machen , das sind die Per¬
sonen , die heute in der Gewerkschaft eine führende Stellung ein

nehmen . ( Sehr richtig !)
Sie fordern in der „ Neuen Zeit " zum Kampf für den Sozia -

lismus in der Gewerkschaft auf . Aber wer kann außer den Führern
diese Aufgabe erfüllen ? Schon heute stehen den führenden Genossen
der Partei die Gewerkschaften vollständig offen . Ich habe gestern
privatim gesagt , wenn Kautsky in einer Mitgliederversammlung
bei uns sprechen wollte , er würde mit offenen Armen empfangen .
Sie konnten bisher kommen , und sie können auch in der Folgezeit
kommen . Aus rein taktischen Erwägungen , nicht aus prinzipiellen
Gründen muß ich gegen den Antrag Kautsky stimmen . Es ist
gesagt worden , daß eigentlich der letzte Teil dcS Antrages Kautsky
Bömelburg auf den Leib zugeschnitten sei . Ich soll das Karnickel

sein , das Kautsky veranlaßt haben soll , den letzten Teil seines An -

träges zu schreiben . Dies soll ich herbeigeführt haben durch die

Erklärung , die ich im vorigen Jahre in Jena abgegeben habe . Die

Erklärung lautet : „ Der Gewerkschaftskongreß hat seinen Beschluß
gefaßt , und da die Gewerkschaften ihre Tagung für sich ab -

halten und souverän sind , so bleibt für mich als Gcwcrk -

schaftlcr in erster Linie der Beschluß des Gewerkschaft » -
Kongresses bestehen . Kautsky will nun durch seinen Antrag
herbeiführen , daß sich die Gewerkschaftsmitglieder , die zu -
gleich auch Parteigenossen sind , unter allen Umständen an
die Beschlüsse der Partei halten sollen . Ich gebe Kautsky zu , daß
meine Ausführungen zu Zweifel Anlaß geben können und korrekt

sind sie auch nicht . Ich habe gesagt : „ So bleibt für mich als Ge -

werkschafter der Beschluß des Gewerkschaftskongresses bestehen . "
Das ist nicht richtig , was ich da gesagt habe . Wenn die Partei eilten

Beschluß faßt , so ist dieser Beschluß selbstverständlich für jeden
einzelnen Parteigenossen maßgebend . ( Lebhafter Beifall . ) So

habe ich die Sache auch aufgefaßt . Aber ich stehe auf dem Stand -

Punkt , daß , wenn es sich bei der Partei um Beschlüsse handelt , dann
können diese Beschlüsse für die Gewerkschaft als Korporation nur
dann in Frage kommen , wenn in der Sache vorher zwischen beiden
Teilen ein Einvernehmen herbeigeführt ist . ( Sehr richtig ! ) Und

ich habe das bereits vor einigen Monaten auf einer Wahlkreiskon -
fcrenz zum Ausdruck gebracht . Meine damalige Erklärung lautete :

„ Ich betrachte es als etwas ganz Selbstverständliches , daß Be -

schlüsse der Parteitage , für deren Durchführung die Partei allein
in Frage kommt , auch von jedem einzelnen Mitgliede der Partei
gehalten werden müssen . Tagegen stehe ich auf dem Standpunkt ,
daß für gemeinsame Aktionen der Partei - und Gewerkschaftsorgani -
sationcn nur solche Bcschlüffe matzgebend sein können , die in gegen -
seitiger Uebereinstimmung gefaßt sind . "

Ich glaube , das ist eine Erklärung , wie sie korrekter gar nicht
sein kann . ( Lebhafte Zustimmung . ) Aber auf eins muß ich noch
aufmerksam machen . Wenn wir in Partei und Gewerkschaft ge -
meinsame Aufgaben zu erfüllen haben , dann ist es sehr unangenehm ,
daß in bezug auf diese gemeinsamen Arbeiten jede Seite für sich
entscheidet . Dadurch kommen wir in eine unglückliche Lage . Wir
sind auch nur Menschen und können uns nicht bald so bald anders
erklären . Darum ist es im Interesse der Arbeiterbewegung not -
wendig , daß Beschlüsse , die miteinander im Widerspruch stehen , nicht
mehr gefaßt werden und so die Einigkeit der Partei gesichert wird .
Heute ersuche ich Sie , dafür zu sorgen , daß wir einig auseinander -
gehen können , und hoffentlich gelingt es uns auch in der Frage der
Maifeier einen einigenden Beschluß herbeizuführen . Dann werden
wir Ruhe in Partei und Gewerkschaft haben . Und diese Beschlüsse
werden nicht wenig zur Förderung unserer Bestrebungen beitragen .
( Lebhafter Beifall . )

Reichel - Stuttgart :

Bömelburg hat mit vollem Recht darauf hingewiesen , daß der
Antrag Kautsky uns über die bestehende Mißstimmung nicht hinweg
hilft . Dazu gehört , daß unter uns selbst der Geist der Einigkeit
und ein versöhnender Ton lebendig wird und auf die Massen der
Genossen in Partei und Gewerkschaften zurückwirkt . Es ist gesagt
worden , wir brauchen mehr Theorie . Ich verkenne durchaus nicht ,

daß es notwendig ist , die theoretische Aufklärung im Geiste deS

Sozialismus unter die Massen zu tragen , aber neben der T�orie
brauchen wir auch ein großes Stück versöhnlichen Geistes in unseren
Organisationen . Wir dürfen nicht bei jeder Gelegenheit einander

zerfleischen : Bei aller Beachtung vor der Meinungsfreiheit meine

ich doch , daß es hier und da zweckmäßiger gewesen wäre , wenn man
etwas zurückgehalten hätte . Kautsky befürchtet , daß mit dem
weiteren Erstarken der Gewerkschaften dieselben zu einer Bremse
der gesamten proletarischen Klassenbewegung werden können . _ Diese
Befürchtung halte ich nicht für zutreffend , sie wird durch die bis -

herigen Erfahrungen widerlegt . Wie liegen denn die Dinge ? Die

Gewerkschaften halten Jahr für Jahr Taufende von Versammlungen
und Sitzungen ab , in denen den Arbeitern gesagt wird : Ihr müßt
einig sein , es gibt nur eine Lösung Eurer wirtschaftlichen Lage ,
wenn Ihr neben der Betätigung der gewerkschaftlichen Agitations -
arbeit zugleich auch für politische Aufklärung sorgt . Also die Ge -

werkschaftcn lassen es an Aufklärung ihrer Mitglieder durchaus nicht
fehlen . Aber es ist ein Fehler , wenn wir die Sache so
hinstellen , daß nunmehr die Gewerkschaftssührer verpflichtet
l verden sollen , unter allen Umständen die sogialistische
Aufklärung in den Gewerkschaften zu betreiben . Ich meine ,
wir haben es gar nicht nötig , das besonders in einem Antrag zu
verlangen . Es genügt , wenn die Gewerkschaften freiwillig erklären ,

daß , wie sie es schon bis dato getan haben , sie auch fernerhin
es an der nötigen Aufklärung der Gewerkschaftsmitglieder nicht
fehlen lassen wollen , daß sie noch mehr als bisher sich auf diesem
Gebiete betätigen wollen , daß sie es ebenfalls für notwendig halten ,
die sozialistischen Anschauungen in die Reihen der Gewerkschaften
zu tragen . — Kautsky sagte aber dann : „ Die Werbekraft der Ge -

wcrkschaften beruht auf den Unterstützungen und auf ihrem
Kampfescharakter . Je höher die Untcrstützungsleiftungen werden ,
desto enger wird der Kreis derer , die die Beiträge aufbringen
können , nur eine Elite bleibt noch als Gewerkschaftsmitglieder
übrig , wie in England . " Ich muß demgegenüber betonen , daß
Kautsky hier die Tatsachen unrichtig darstellt . Nach unseren ge -
werkschaftlichcn Erfahrungen wirken unsere Kämpfe gerade dahin ,
die Lage der schlechtgcstelltesten Arbeiter vor allen Tingen zu
heben . Nach dieser Richtung besteht zwischen den deutschen und
englischen Gewerkschaften ein geradezu fundamentaler Unterschied .
Ich erinnere daran , daß beispielsweise unser Verband , der Metall -
arbciterverband , im letzten Halbjahre allein 60 600 neue Mitglieder
gewonnen hat . Dadurch ist schon bewiesen , daß die Gewerkschaft
vor den Hütten der Aermstcn der Armen durchaus nicht Halt
macht , daß im Gegenteil , je größer ihr Körper wird , dies geradezu
wie ein Naturgesetz wirkt : Dieser große Körper zieht die Massen
der Arbeiter um so stärker an und erfüllt sie mit wirtlich sozialem
Geist . Bei der verflossenen Formcrbewcgung , welche drohte , sich
zu einer gewaltigen Aussperrung auszuwachsen , sind die Löhne
derer am meisten aufgebessert worden , die am schlechtesten gestellt
waren ; damit werden diese Arbeiter in die Lage versetzt , sehr wohl
die Beiträge an die Organisation entrichten zu können . ES liegt
also auch nach dieser Richtung hin keine Ursache vor , den Antrag
Kautsky anzunehmen . Was er will , das wollen wir nicht be -

schließen , das wollen wir uns alle miteinander geloben . Wir
wollen versprechen , gemeinschaftlich zu arbeiten , in unseren
Organisationen versöhnlichen Geist walten zu lassen und alle

unsere Maßnahmen von diesem versöhnlichen Geiste diktieren zu
lassen . ( Bravo ! ) Dann kommen wir viel weiter , als wenn wir
nur den toten Buchstaben des Gesetzes beschließen , der dann viel -

leicht ganz das Gegenteil dessen bewirkt , was er bewirken soll .
( Sehr richtig ! ) Wenn wir nicht selbst alle das Gefühl haben , wir

müssen zusammengehen , so nützt der tote Buchstabe nichts , ebenso
wie der lote Buchstabe des Gesetzes nicht wirkt , wenn hinter ihm
nicht machtvolle wirtschaftliche Organisationen stehen . ( Sehr richtig ! )
So liegen die Dinge , und ich bitte Sie daher , den Antrag Kautsky
abzulehnen . Noch besser wäre es freilich , wenn Kautsky sich
mit unseren Erklärungen zufrieden geben und den Antrag zurück -
ziehen würde . ( Sehr richtig ! )

( Fortsetzung in der 1. Beilage . )

Soziales .
Arbciterschutzkoufcrruz .

In der Schlußsitzung der Internationalen diplomatischen Arbetter -

schutzkonferenz in Bern wurde beschlossen , daß die Ratifikationen
spätestens bis zum 31 . Dezember 1008 dem Schiveizerischen Bundes -
rate eingesandt werden sollen . Die Konvention betreffend das Ver -
bot der industrielle » Nachtarbeit der Frauen tritt zwei Jahre nach
Schluß des Protokolls über Einreichung der Ratifikationen in Kraft .
Für Rübenzuckerfabrikeu , Wollkämmereien , Wollspinnereien und für
außerhalb der Gruben ausgeübte Arbeit in Bergwerksbetrieben , die

durch klimatische Einflüsse jährlich mindestens vier Monate unter -
brochen wird , sieht die Konvention die Ausdehnung der Frist für ihr
Inkrafttreten auf höchstens 10 Jahre vor . Die Konvention kann
vor Ablauf von 12 Jahren nach Schluß des Protokolls über die
Einreichung der Ratifikationen nicht gekündigt iverden .

Christlichsoziale Schandwirtschaft . In geradezu unberantwort -
sicher Weise haben die Christlichsozialen in Wien eine Krankenkasse
verwaltet . Sie setzten einen gewissen Vernhofer , der schon von
vornherein als ein zweifelhaftes Subjekt bekannt war . zum Ver -
Walter des neuen Unternehmens ein . Bernhofers Befähigung zu
dieser Stellung beruhte lediglich auf Diensten , die er der Partei
geleistet haben soll . Nach etwas mehr als einem Jahre vcrschivaud
denn auch Bernhofer mit dem Rest der Kasse , die er konsequent be -
stöhlen hatte . Die Gerichtsverhandlung ergab , daß man nickt nur
mit einem Dieb zu tun hatte , sondern eine ganze Sippe Christlich -
sozialer sich getreulich in die Defraudation geteilt habe . Alle Be -

mühungen von feiten deS Verteidigers , der die Partei reinwaschen
wollte , vermochten nicht die Christlichsozialen von dem Makel zu
befreien , daß armer Leute Geld durch schlechte Verwaltung verloren

gegangen war .
_

Letzte jyaebnebten und Depefebett
Gegen die Unterdrücker .

Petersburg , 27 . September . <B. H. ) Im Gouvernement Peters -
bürg überfiel eine große revolutionäre Bande eine Reihe von
größeren Besitzungen , darunter die des Fürsten ObolenSki , plünderte
dieselben und steckte sie in Brand . Die Revolutionäre hoffen , daß
die Bewohner der Umgegend sich ihnen anschließen .

Ter Mann eignet sich zum Minister .

Kiew , 27 . September . Der Vorsitzende der hiesigen Abteilung
des Verbandes russischer Leute wurde wegen eines seinerzeit von
ihm an den Ministerpräsidenten gerichteten Telegramms unter An -
klage dcS Hochverrats gestellt . In diesem Telegramm war die
Reichsduma als blutdürstig und nach dem Untergang Nußlands
strebend bezeichnet und ihre Auflösung verlangt worden .

Erdbeben und Unwetter .

New Pork , 27 . September . ( W. T. B. ) In der Stadt San
Juan de Portorico erfolgten kurz hintereinander mehrere heftige
Erdbeben , die unter der Bevölkerung große Panik hervorriefen .

New Jork , 27 . September . ( W. T. B. ) Aus den Südstaaten
sind Meldungen eingetroffen über den schweren Schaden , den

tropische Stürine namentlich in den Staaten Louisiana , Mississippi
und Georgia angerichtet haben . In den Straßen von New Orleans
teht den Meldungen zufolge das Wasser vier Fuß hoch , auch die

telcgraphischen Verbindungen sind unterbrochen , da die Tele -

graphendrähte in den von den Stürmen heimgesuchten Gegenden
zum großen Teil heruntergerissen sind .
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Parteitag der sozialdemokratischen
Partei Deutschlands zu Mannheim .

( Telegraphischer Bericht . )

Fortsetzung aus dem Hauptblatt .

Honrath - Aachen :
Wir im Rheinland haben das Protokoll nicht aus der »Einig -

reif , sondern aus der ZentruinSpresse kennen gelernt . ( Hört ! hört ! )
Da mußten wir mit Recht die Veröffentlichung verlangen . Und es
ist nur zu billigen , daß das geschehen ist . Unglaublich ist es mir ,
wie Legien lagen kann , daß in der Generalkonnnission jetzt wenig
Neigung besteht , wieder mit den , Parteivorstand zu verhandeln , und
es freut mich , daß Bömelburg , wenn auch nicht wörtlich , so
doch dem Sinne nach das Gegenteil behauptet hat . Der Streit
zwischen Legien und Bringmann im » Vorwärts " war schließ -
lich , wie es bei solchen Diskussionen immer geht , nur noch ein Streit
um Worte . Gegen solche langen unfruchtbaren Auseinandersetzungen
besteht mit Recht ein Widerwillen in den Reihen der Genossen .
Ouessel sprach von schärferen Mitteln . Ich bitte ihn , diese Mittel
auf den Tisch des Hauses niederzulegen . ( Heiterkeil . ) Die Erfolge
der Wahlrechtsbewcgung zeigen sich in der Stärkung der Organi -
sationen , das muß doch genügen . Oder denkt man vielleicht an Er -
folge im Heugabelsinne ? • ( Heiterkeit !) Es wundert mich , daß nie -
mand die Methode von Müller auf der Vorstandskoiifercnz
gekennzeichnet hat : es war das dieselbe Methode wie in Dresden .
Man sucht ganz Deuffchland nach Sllndenböcken ab , um dann die
Sünden auf der Konferenz vorzubringen . Die Theorie ,
die B r i n g m a n n dann vorgetragen hat , läuft darauf
hinaus , daß man nur ja nicht zu oft die sozia -
listische Theorie betont . Und D e i n h a r d t sagte sogar , man
müsse sich gegen die Partei zur Wehr setzen . Nun , wer die Geschichte
der Partei kennt , der hat alle Ursache , stolz darauf zu sein , daß die
Partei so mit jeder Faser für die Gewerkschaften eintritt . ( Sehr
richtig !) Seit 18S3 hat sich die Partei derartig mit ihrem ganzen
Können , mit ihrer ganzen Beamtenschar , mir ihren Redaktionen in
den Dienst der Gewerkschaften gestellt , daß die Parteiorganisationen
darunter gelitten haben . Die Partei hat alles für die Gewerk -
schaffen getan . Ich bedauere die gegenteiligen Ausführungen von
Q u a r et , denn die werden uns wieder in die Suppe gebrockt . Es
ist geradezu erstaunlich , wie ein tätiger Genosse so etwas behaupten
kann . Mit Reichel bin ich darin einverstanden , daß es im Jnter -
esse der Einigkeit zwischen Partei und Gewerkschaft am richtigsten
wäre , Kautsky zöge seine Resolution zurück . ( Beifall . )

Dr . Liebknecht - Berlin :

Parteigenossen I Wenn Bömelburg bemerkt hat , innerhalb
der Partei bestehe über den politischen Massenstreik eine große Un -
klarheit , ein Wirrwarr , so würde aus einer solchen Auffassung nur
mit besonderer Deutlichkeit die Notwendigkeit einer möglichst inten -

siven Diskussion dieses Kampfmittels zu folgern sein . Wenn er aber
als Beweis für diesen Wirrwarr auch darauf hingewiesen hat , daß
ein Redner auch die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit eines eventuellen
Demonstrationsstreiks hat erörtert wissen wollen , so befindet er sich
im Irrtum . Der politische Massenstreik kann eben verschiedene
Formen annehmen , zu denen auch die des Demonstrationsstreiks
gehören . ( Sehr richtig !> Es ist unmöglich , sich von vornherein
ausschließlich auf die Möglichkeit einer einzigen Form festzulegen .
Legien hat gemeint , der Massenstreik müsse unbedingt in Straßen -
fchlackit und Blutvergießen enden . Daß dies nicht richtig ist , ist
bereits mit Recht hier und in Jena hervorgehoben worden . Zu be

achten ist besonders die wichtige Rolle , die die stete und proklamierte
Bereitschaft zum politischen Massenstreik besitzt . Sie wird wesentlich
bestimmend sein für den Zeitpunkt , an dem die Reaktion ihre cnt -

scheidenden Attacken gegen das organisierte Proletariat unternehmen
wird . ES kommt nicht nur darauf an , o b die Reaktion solche
Attacken unternehmen wird — denn daß sie sie unternehmen wird ,

ist mir klar — . sondern auch wann eine solche Attacke erfolgt . Je
tveiter dieser Zeitpunkt hinausgeschoben wird , um so günstiger wird

unsere Lage . Schon aus diesem Grunde muß es für uns heißen :
Stets das Gewehr in Anschlag l

Legien hat die Meinung geäußert : Ein verlorener Massen -
streik bedeute eine Vernichtung der Organisation . Das ist nicht nur

durch die Vorgänge in Rußland widerlegt , auf die bereits die Ge -

nossin Luxemburg Hingelviesen hat , sondern auch durch die

jüngsten österreichischen Ereignisse , wo der Massenstreik , obwohl er

nicht zuni Ziele geführt har , einen gewaltigen Aufschwung aller

Organisationen geschaffen hat . Daß es andererseits in Belgien
anders war , ist bekannt . Daraus müssen wir folgern , daß die Rück -

Wirkung eines nicht erfolgreichen Massenstreiks auf die Organisationen
je von der Spannung der politischen , sozialen und ivirtschafflichen
Situation abhängt , daß ein Verallgemeinern hier unmöglich ist und
es Sache der Taktik ist , die Möglichkeiten der jeweiligen Lage
richtig zu erkennen . ( Sehr richtig !) Nicht mit Unrecht ist

schon verschiedentlich betont worden , daß die Rede Bebels

von gestern gegenüber seiner Jenenser Rede fast wie
eine Chamade geklungen hat . Aber Genosse Bebel
wird gewiß selbst noch Gelegenheit nehmen zu erklären , daß dieser
Eindruck nur durch die polemische Stellung hervorgerufen ist , die er
in seinem gestrigen Referat nach einer gewissen Seite hin glaubte
einnehmen zu müssen . Es ist von größtem Werte , daß gerade aus
den Reihen der Delegierten heraus mit fast völliger Einmütigkeit
einer solchen vermeintlichen schwachmütigeren Auffassung mit allem

Nachdruck entgegengetreten ist . ( Sehr richtig !) Damit ist bewiesen ,
daß der Massenstreikgedanke in den Massen lebendig geworden ist
und daß er durch nichts mehr aus den Herzen der deutschen
Arbeiter herausgerissen werden kann . ( Lebhafte Zustimmung . )
Die Stellungnahme zu L e g i e „ s Antrag ist schwierig . Ich für
mein Teil glaube nicht an die Identität der Kölner und der

Jenaer Resolution , loenigstens nicht , wenn die Auslegung der

crstercn , wie sie bisher zumeist gegeben worden , richtig ist .

Auch die Ausführungen L e g i e n s hierzu waren ganz und gar nicht

geeignet , diese Bedenken zu beseitigen . Nach den vortrefflichen Aus -

führungen Böme Iburgs aber scheint es mir möglich zu sein ,

diesen Antrag mit einer gewissen Abänderung zu akzeptiere ».

Kautskys Amendement , gegen das ich die fornial - juristischen Be -

denken des Genossen Sachse nicht habe , scheint mir aber wenigstens
in dem Teile , gegen den sich auch Bömelburg gewandt hat , un -

annehmbar . Es sucht in einem Relativsatz einige grundlegende
Fragen des VerhältnisieS zwischen Partei und Gewerkschaft zu ent -

scheiden , und zwar in euiem Sinne , der mit der bisher überall

nahezu allgemein vertretenen Ausfassung über dieses Verhältms
in striktem Widerspruch steht . Dieser Teil deS Amendements ,

der in der Tat nur zu neuen uncrtiäglichcn Reibungen führen

müßte , ist zudem nach den heutigen Erklärungen Bömelburgs über -

flüssig . Nun noch eines . Bebel hat in seinem Referat unter

anderem bemerkt : „ Es gibt im Leben der Parteien wie der Völker

Situationen , in denen sie den Kampf aufs äußerste aufnehmen

müssen , selbst auf die Gefahr einer Niederlage hin " . Wie stehen
wir nun zur russischen Revolution , in der gerade jetzt wieder von

der Konterrevolution Orgien der Grausamkeit und Gemeinheit ge -

feiert werden , die in der Weltgeschichte ohne gleichen sind . Das

Blut , das unsere Brüder drüben vergieße », vergießen sie für uns .

für das Proletariat der ganzen Welt ( Bravo !> und was immer wir

für unsere kämpfenden russischen Brüder von hier aus getan haben ,

ist nichts als ein kleines Scherflein , mit dem wir uns von den Blut -

opfern loskaufen , die im Osten auch für uns gebracht werden . Wir

stehen trotz allem , was wir bisher getan haben , unendlich tief in der

Schuld gegenüber unseren russischen Brüdern und Schwestern . Kein

Zweifel , auch für uns deutsche Sozialdemokraten muß das Wort gelten
und gilt das Wort : Lieber von den Henkern des Zarismus und seinen

Helfershelfern gehenkt , als Helfershelfer der Henker des Zarismus sein .
( Bravo ! ) Darüber darf weder in Deutschland , noch in Rußland ein
Zweifel sein . Das wird auch Bebel , aus dem gestern mehr seine
grauen Haare , als sein immer junges Herz gesprochen , dennoch
mit aller unzweideutigen Schärfe dorthin rufen , wo man es zu
hören hat . Auf die Stellung des deutschen Proletariats zu dieser
Frage blickt nicht nur die deutsche und die russische Regierung .
sondern auch die gesamte russische Freiheitsbewegung . ( Zwischenruf /
Bebel hat gestern von der Möglichkeit einer Intervention gesprochen .
Die von mir angegriffenen Ausführungen handeln gerade von
diesem möglichen Falle , dessen äußerste iluwahrscheiulichkeit aller -
dings außer Zweifel steht . Wir müssen daher einmütig be -
tonen , daß uns kein Opfer zu groß ist für unsere russischen
Freunde . Sollte versucht werden , das deutsche Volk zum Scharf
richter an der russischen Freiheit zu machen , ivas gleich sein würde
einer Selbstschändung und kulturellen Selbstvernichtung des beut -
schcn Volkes , so würde einfach alles aufhören , so würde eine von
jenen Situationen vorliegen , von denen Bebel gestern in dem
oben von mir zitierten Satz sprach . Es soll nicht in der Welt -
geschichtc heißen : die russische Freiheitsbewegung ist durch da
deutsche Volk , das zugleich die größte und stärkste Organisation des
internationalen Proletariats besaß , niedergeworfen worden . Vor
dieser Todsünde müssen wir uns bewahren . Wir wären erbärmliche
Kerls und der Teufel sollte uns holen , wenn wir nicht dafür sorgen
würden , daß jeder etwaige Versuch , der russischen Revolution aus
Deutschland in den Rücken zu fallen , mit einer gründlichen Nieder -
läge auch der preußisch - deutschen Reaktion enden würde . ( Lebhafter
Beifall . )

Schradcr - Osnabrück :

Legien sagte , der Parteivorstand habe die Lage , in die er bei
der Veröffentlichung des Protokolls kam , selbst verschuldet . Ich bitte
ihn , das näher zu erklären . Wäre eine bessere Harmonie zwischen
Pnrteivorstnnd und Generalkommission vorhanden gewesen , dann
wäre wahrscheinlich die ganze Diskussion über den Massenstreik hier
überflüssig gewesen . Ich glaube nicht , daß die Mitglieder der
Generalkommission sich gegen die Veröffentlichung gesträubt hätten ,
igenn der Parteivorstand ihnen seine Gründe mündlich auseinander -
gesetzt hätte . Sowohl die Kölner , als die Jenaer Resolution ist
mißverstanden . Wo steht denn in der Kölner Resolution .
daß der politische Massenstreik nicht diskutiert werden kann ?
Die Stimmung , die sich in nianchen Anträgen äußert ,
ist die Folge der Debatten von Jena . Der Ton ist eS, der die
Musik niacht . Legien verlangt , daß der Parteivorstand sein Vor
gehen für unrecht erklärt . Er meint , das Vertrauen der General -
kommission zum Parteivorstand sei erschüttert . Ich erwarte , daß
Legien in seinem Schlußwort es als notwendig bezeichnet , daß
nicht nur das alte Verhältnis zwischen Partei und Geiverkschastc »
wieder eintritt , sondern daß unter allen Umständen zwischen Partei
vorstand und Generalkommission noch inniger zusammen ge -
arbeitet wird als bisher . ( Sehr gut !)

Hoch - Hanau :

Wenn wir die Resolution Kautsky so, wie sie vorliegt , an -
nehmen , so fassen wir wieder mal einen sehr zweifelhaften Beschluß ,
und wir werden dann nach langen Debatten auf einem späteren
Parteitage wieder gezwungen sein zu sagen , was damit eigentlich
gemeint sei . Die Bedeutung der Resolution geht ans der Be -
gründung derselben durch Kautsky hervor . Er meint : Was soll
geschehen , wenn keine Ucbereinstimmnng herbeigeführt wird ? Und
er antwortet : Dann soll die eine Seite dem folgen , was die andere
beschließt . Das ist unmöglich . Ein solches Verlangen ist undurch
führhar , nicht nur mit Rücksicht aus die Gewerkschaften , sondern auch
mit Rücksicht auf die Partei . Es ist auch ganz unnötig ,
so etwas zu diktieren , denn wenn keine Verständigung
zwischen Gewerkschaftsfunktionären und Parteifunktionären zu -
stände kommt , dann werden schon die Wahlen im Laude
einen Zwang ausüben , damit die Verständigung erzielt wird .

( Sehr wahr ! ) Eine Verständigung ist immer möglich . Die ganze
Schwierigkeit besteht doch nur darin , die richtige Form zu finden
Ob sie gefunden wird von den Parteifunktionären oder den
Geiverkschaftsfunktionären , das ist ganz gleich . Also wir brauchen
ein solches Zwangsmittel gar nicht , sondern wir haben nur im
Geiste der Sozialdemokraste ' nach dieser Verständigung zu streben ,
und deshalb bin ich der Ansicht , wir sollten uns mit der Erklärung
von Bömelburg begnügen . ( Sehr richtig !) Wenn wir aber
der Meinung sind , es müßte da », was Bömelburg und die
anderen als selbstverständlich erklären , festgelegt werden , so nehmen
Sie nicht die Form an , wie sie Kautsky beantragt hat , denn das
wäre zweideutig . Für diesen Fall habe ich mein Amendement ein -
gereicht , das jedes Mißverständnis beseitigen soll .

Der diesjährige Parteitag charakterisiert sich gerade dadurch ,
das allseitig das Streben nach Einigkeit zutage tritt und deshalb
sollten wir auch in unseren Beschlüssen vor allem das Einigende be -
tonen . Das würden wir aber durch Annahme der Resolution
Kautsky nicht tun , denn dadurch würden ivir das Einigende nur
stören . Ick bitte dringend , dafür zu sorgen , daß der Zug nach
Einigkeit , der unter den Parteigenossen im Lande besteht , auch hier
in den Beschlüssen des Parteitages zum Ausdruck kommt . ( Beifall . )

Paul Müllcr - Hamburg :

Zunächst einige persönliche Bemerkungen . Ich mi4 es zurück -
weisen , daß ich auf der Konferenz der Zentralvorstände als Referent
ausgetreten bin . Es war loeder ein Referent noch ein Referat vor -

gesehen . Deshalb muß ich auch den Vorwurf des „ Vorwärts " , daß
ich das grundsätzliche Verhältnis zwischen Partei und Gewerkschaft
nicht eingehend dargelegt hätte , zurückweisen . Ich habe in jener
Konferenz 32 Minuten geredet und jeder Parteitagsteilnehmer dürfte
zugeben , daß man in der kurzen Zeit nicht das grundsätzliche Vcr -

hältnis zwischen Partei und Gewerkschaften erklären kann . Damals
konnte und sollte es sich darum auch gar nicht handeln . Der Punkt
der Tagesordnung , wie er von mir für die Konferenz beantragt
war , sollte gelten als eine Art Abwehrmaßregel gegenüber Angriffen auf
die Gewerkschaftsführer , die insbesondere nach Köln und vor Jena in der

Parteiprcsse und in Versammlungen erhoben worden waren . Meine Ab -

ficht war , durch die Erörterung dieser Vorgänge die Generalkommission zu
bestimmen , mit dem Parteivorsland dahin Verhandlungen zu pflegen ,
ob es nicht möglich sei , diesen ewigen Schimpfereien , dieser Hetze

gegen die Gewerkschaftsführer ein Ende zu machen . Daß ich bei
der Erörterung dieser Frage Angriffe gegen uns zitieren mußte , war
selbstverständlich . Das grundsätzliche Verhältms zwischen Partei
und Zentralverbänden halte ich überhaupt für geregelt . Ich will

Ihnen eine Stimme aus einem Gewcrkschaftsblatte vorlesen , das die

Verhältnisse darlegt : „ Wir sind stets der Meinung gewesen , daß die
beiden großen Armeen der deutschen Arbeitcrbegung Partei und Ge -

werkschaft nicht nur von einem Freundschastsband eng umschlungen
werden , sondern daß zwischen beiden eine geistige und fach -
liche Verwandtschaft das Bindeglied bildet und dieies Bindeglied
heißt Klassenkampf . " ( Bravo !> Die Gewerkschaft hat die Aufgabe .
durch ihre Aktion für die Erhöhung der Lebenslage der Arbeiter

auf dem Boden der heutigen d. h. der kapitalistischen Gesellschafts -
ordnung und Produktionsweise einzutreten . Die Partei erfüllt bis

zu einem gewissen Grade dieselbe Aufgabe , die eine auf gewerk -
schastlichem , die andere auf politischem , d. h. in diesem Falle auf

parlamentarischem Gebiete . Aber darin erblicken wir nur eine Teil -

ausgäbe der Partei . Ihr endgültiges Ziel ist die Sozialisierung der

Gesellschaft , also die Aufhebung aller Klaffenherrschast . Klaffen -
unterschiede . Klassenvorrechte , die ihre Ursache in der kapitalistischen
Produktionsweife , also im Privateigentum an den Produktionsmitteln
habe ». Deshalb erstrebt die Sozialdemokratie die Aufhebung desPrivat -

eigentums an den Produktionsmitteln , will also mit der Ursache das
Uebel selbst ausrotten . Erst durch die Erreichung dieses Ziels wird

die volle Befreiung des Proletariats von den Banden der Lohn -
1

sklaverei , also von der kapitalistischen Ausbeutung , wird die volle
Menschwerdung , d. h. die unbeschränkte Anerkennung alles dessen ,
was Menschenantlitz trügt , garantiert und möglich werden . Wir
haben uns diese kurze Gegenüberstellung der Aufgaben von Gewerk -
schaff und Partei gestattet , um Wesen und Ziel weiter richtig zu
würdigen . Wir wollen damit aber auch unsere Ucberzeugung dahin
zum Ausdruck bringen , daß jedes denkende , das Wesen der heutigen
Gesellschaft und den Zusammenhang der Dinge , die dieses Wesen
ausmachen , voll und ganz erkennende Gewerkschaftsmitglied ganz
von selbst zum Sozialismus , zum sozialistischen Denken ,
Fühlen und Handeln gedrängt wird . Indem wir dem Arbeiter
den ganzen Jammer seiner heutigen Lage vor Augen führen ,
indem wir ihm die Ivahren Ursachen dieses Jammers ständig klar -
legen , indem wir ihn von der Notwendigkeit des Kampfes gegen
unsere Ausbeuter und Bedrücker überzeugen , erziehen wir ihn zur
Solidarität , milhin zum Sozialismus . " — Diese Ausführungen stehen
im Verbandsorgan meiner Organisation und sind von mir ge -
schrieben . ( Hört ! hört !) Ich erhebe deshalb Einspruch dagegen , daß
man in der Presse behauptet hat , ich wollte die GcwcrkschaftS -
Mitglieder vom Sozialismus abführen , wollte Disharmonie zwischen
Partei und Gewerkschaften herbeiführen . Hat man doch sogar be -
hauptet , Rexhäuser und Müller stehen in dieser Frage auf
einer Linie . Davon kann keine Rede sein . Ich stehe bezüglich der

Frage des Massenstreiks durchaus auf dem Boden der gestrigen Aus -
führungen Bebels . Ich erkläre aber auch , daß dieselben Aus -
führungen wiederholt von hervorragenden , einflußreichen Ge -
Werkschaftsführern genau in demselben Sinne erfolgt sind .
Wie man es aber in Parteiversammlungen treibt , dafür
nur einen Beweis . In einer Versammlung des ersten
Hamburger Wahlkreises am 4. September hat die Genossin
Z i e tz unwidersprochen und unWiderrufen nach einem offiziellen
Bericht des „ Hamburger Echo " folgendes ausgeführt : „ Mit dem
Massenstreik wären auch heute schon Erfolge zu erzielen , ohne die
Bremserei der Gewerkschaftsvorstände . ( Hört ! hört ! ) In Sachsen .
ja selbst in Hamburg seien die Vorbedingungen gegeben
gewesen , um mit begeisterten Gewerkschaftsmitgliedern etwas
erreichen zu können . Aber die Antipathie der Gcwerkschafts »
vorstände hat uns an der Ausuützung der Situation
verhindert . " ( Hört ! hört ! ) Diese Ausführungen der Genossin
Zietz in Hamburg stehen in striktestem Gegensatz zu dem Referat
des Genossen Bebel und zu der Auffassung der erdrückenden
Mehrheit des Parteitages . So wird Stimmung gemacht , so wird
Mißtrauen hervorgerufen , so wird eine Entfremdung zwischen Ge -
werkschaftsführcrn und Mitgliedern herbeigeführt . ( Sehr richtig ! )
Dagegen habe ich mich gewandt , dagegen mußte ich mich
wenden . Wenn die Resolution Bebel mit dem Amendement
Legien zur Annahme gelangt , dann ist die Vorbedingung für eine
bessere Verständigung zwischen beiden Machtfaktoren der Arbeiter -
schaff gegeben . Das Amendement Kautsky ist seinem ideellen
Inhalte nach für jeden Gewcrkschaftsleiter selbstverständlich .
Trotzdem aber ist es für die gewerkschaftlichen Organisationen un -
annehmbar und undurchführbar , weil es eine programmatische
Forderung an die Gewerkschaften ist , die die Partei den GeWerk -
schaften aufzwingen tvill . Dagegen müssen wir uns wehren , weil
die Annahme dieses Antrages eine Umwälzung in der Gewerkschaft ,
soweit die Statuten in Frage kommen , herbeiführen müßte . Nicht
um einen Gegensatz zwischen Partei und Gewerkschaft zu konstruieren ,
sondern weil es nicht im Interesse von Partei und Gewerkschaften
liegt , wenn wir ein derartiges Amendement annehmen , bitte ich es
abzulehnen . ( Beifall . )

Herbcrt - Stettin :

Wenn man den Massenstreik vorbereitet , muß man zunächst die
Landarbeiter zu gewinnen suchen . Dadurch sind die Junker
am besten zu treffen und das wird auch sehr gut gehen , die
Landarbeiter fiir das Landtagswahlrccht zu interessieren . Die
pommersche Resolution ist mit großer Mehrheit beschlossen
worden . Wir sind in Pommern ernstlich entschlossen , unser möglichstes
zur Erschütterung des Junkerregiments zu tun . Es ist durchaus
nicht richtig , daß das Junkertum so unüberwindlich sei . Durch die
zunehmende Industrialisierung wird ihm von Jahr zu Jahr der
Boden abgegraben . Das Bürgertum aber ist gar nicht so reaktionär ,
es betrachtet Konzessionen an die Arbeiter auf sozialpolitischem
Gebiet als das Ventil gegen eine revolutionäre Erhebung . Wenn
man also ernstlich will und die Opfer nicht scheut , läßt sich wohl
durch die Gewinnung der Landarbeiter und die Propagierung des
Massenstreiks zur Erringung des allgemeinen Wahlrechts in Preuße »
etwas gegen das Junkertum ausrichten . Den Antrag K a ut ö k y
bitte ich Sie abzulehnen . Seine Annahme würde nur böses Blut
unter den Gewerkschaftlern erregen . ( Bravo I)

Silberschmidt - Berlin :

Nachdem Genosse Bebel im Gegensatz zu der Erklärung , die
er im „ Vorwärts " veröffentlicht hat , gestern nicht mehr gesagt hat ,
daß eine absichtliche Entstellung seiner Ausführung im Protokoll
enthalten sei , und nachdem Legien in seinem Referate noch ein -
mal chronologisch dargelegt hat , wie die Verhältniffe sich entwickelt
haben , kann ich mir ersparen , darauf noch einmal einzugehen . Was
den Generalstreik anbelangt , darf nicht vergessen werden , daß zwischen
dem , was in dem Referate Beb e l S dargelegt wurde , und dem , was
nach dem Jenaer Parteitage öffentlich diskutiert worden ist , ein kolossaler
Abstand besteht . Damals ivurde angedeutet , daß bei einer Wahlrechts -
bewegung der politische Massenstreik in Anwendung kommen solle . Das
Ablehnen des politischen Massenstreiks hat dann in den Kreisen der
Parteigenossen ein besonderes Gefühl , das Gefühl der Enttäuschung
hinterlassen . Es ist erfreulich , daß Bebel nun diesmal in der prä -
zisesten Form gesagt hat , daß der Massenstreik nur angewendet
werden soll als letztes Mittel . Aber was ich nicht verstehen kann und
was die große Menge draußen nicht versteht , ist , daß man sie so
lange in der falschen Auffassung gelassen hat . Genosse Bebel und
andere hätten längst zur Klärung der Situation das aussprechen
müssen , was hier ausgesprochen worden ist . Aber sie haben geduldet ,
daß nach Jena in einem der Begründung der Resolution ganz ent -

gegengcsetzten Sinne für den Massenstreik gewirkt worden ist . Das
ist ein Versehen , das nicht scharf genug gemitzbilligt werden kann .
( Sehr richtig !) Genosse Kautsky glaubt sicher , daß er mit
feiner Resolution der Partei und den Gewerkschaften einen Dienst
erweist . Ich glaube aber nicht , daß er djpse Absicht erreicht . Der
erste Teil seiner Resolution sagt absolut nichts Neues . So haben
bisher die dcuffchen Gewerkschaften immer gehandelt . Kein Gewerk -
schastsführer wird eingehender als bisher sozialistischen Geist
propagieren können . Mir ist von den Vorständen bis zu den
Funktionären und Gauleitern herab kein Genosse bekannt , der
nicht jede Gelegenheit benutzte , in diesem Sinne zu wirken .
Diese ausdrückliche Festlegung in der Resolution Kautskys
kann deshalb nur einen tieferen Sinn haben . Uno dieser kommt
im nächstfolgenden Satze zum Ausdruck , »vo es heißt , daß es
Pflicht eines jeden Parteigenossen sei , bei der gewcrkschaft «
lichen Tätigkeit wie bei jeder anderen öffentlichen Betätigung
ich an die Beschlüsse der Parteitage gebunden zu fühlen . Das ist

eigentlich des Pudels Kern . Kautsky will hier eine obere Instanz
ür die Beschlüsse der Gewerkschaften bilden und degradiert damit

die Gewerkschaften zu Filialen der Parteiorganisation , von der die
Direktive ausgehen soll . ( Sehr richtig I und Widerspruch . ) So gut
gemeint das sein mag , so geht eS doch nicht . Beide Organisationen
müssen ihre Selbständigkeit , ihre Freiheit der Entschließung
behalten . Das ist doch ganz selbstverständlich , daß die
Geiverkschastsführer als Sozialdemokraten niemals auf Gewerk -

chafts - Kongresfen etwas tun werden und dürfen . was
einer der beiden Bewegungen schädlich wäre . Aber zu erklären : ihr
habt euch zu fügen , ihr habt die Direkstonen von dieser Stelle zu
empfangen , das muß zur Folge haben , daß die christlichen , die

polnischen und Hirsch - Dunckerschen Gewerkschaften uns Vorhallen , tvir



stünden im Mhangigkeitsverhaltnis zur Partei . Aus diesen Gründen
bitte ich Sie dringend , dem Antrag Kants ky Ihre Zustimmung
nicht zu geben und es dem gesunden Sinn der Führer beider Be -
« vegungen zu überlassen , daß sie bei jeder strittigen Frage sich gegen -
seitig verständigen . ( Beifall . )

Ltdebour :

ES handelt sich in der Debatte um zwei Fragen : erstens die Stellung
der Partei zum Massenstreik und zweitens um das Verhältnis von
Partei und Gewerkschaften , lieber den ersten Punkt ist , soweit ich
das zu beurteilen vermag , praktisch schon so ziemlich eine Ver -
ständigung herbeigeführt worden . Daß die Gewerkschaftler , die noch
aus dem Parteitag in Jena gegen die Resolution Bebel gestimmt
haben , allerdings in etwas gewundenen Ausführungen , aber doch
tatsäckilich in dieser Debatte erklärt haben , daß sie sich künftig auf
den Standpunkt der Jenaer Resolution stellen werden , das ist
zweifellos das erfreuliche Ergebnis der bisherigen Debatten in der
Presse , in Versammlungen und auf dem Parteitag . Wir können
das alle mit Genugtuung registrieren und brauchen uns nicht
auf Auseinandersetzungen darüber einzulassen , ob früher auf
der einen oder anderen Seite Fehler gemacht worden sind .
Vor allem ist eS ganz gleickgültig , ob bei der Veröffentlichung des
Protokolls der Geiverkschnftskonferenz ganz korrekt das bureau -
lratische Versahren eingehalten worden ist . Daß mit der Er -
örtcrung darüber soviel Zeit vergeudet ist , finde ich sehr be -
bäuerlich .

Nun noch ein paar Bemerkungen über den Massenstreik . Genosse
Silberschinidt hat es für nötig befunden , gegen die Partei -
leitung einen Tadel auszusprechen , weil sie geduldet haben soll , daß
der Massenstreik nicht als letztes Mittel , sondern als sofortiges
Mittel propagiert worden ist . Davon , daß das geschehen ist , habe
ich niemals etwas gehört . Es haben sich lediglich nachträglich einige
der Genossen darüber beklagt , daß diese Propagierung des General -
streiks bei der preußischen Wahlrechtsbewegung nicht erfolgt ist .
Sie stehen aber ganz vereinzelt da und haben bisher , wie auch auf
die Beschlüsse dieses Parteitages gar keinen Einfluß gehabt . Nun
haben die Gewerkschaftler bei dem anerkennenswerten Wunsch , sich
auf den Standpunkt der Jenaer Resolution zu stellen , die Taktik be -
folgt , ein Amendement einzubringen , in welchem sie die Identität
der Jenaer und Kölner Resolutionen behaupten . Wenn die Genossen
selber sich das so zurechtlegen , ist ja nichts dagegen einzuwenden ,
wir vermögen aber diese Jdentitätserklärung nicht mitzumachen .
�( Sehr richtig ! ) Das Amendement muß in irgend einer Weise so
modifiziert werden , daß es als die Ansicht der Antragsteller Legten
und Genosse » erscheint . Der Parteitag als solcher , ich für meine
Person auch , vermag diese intellektuelle Konstruktion nicht
nachzudenken . Was die Resolution anlangt , so stehe
ich allerdings auf dem Standpunkt , daß wir sie an -
nehmen müssen ! Zu meinem Bedauern ist auch mein lieber
Freund Karl Liebknecht , der sich in seiner Rede noch päpstlicher ge -
zeigt hat als der Papst , gegen den Antrag Kautsky aufgetreten .
Wir verlangen in der Resolution aber durchaus nicht , daß die
Gewerkschaften als Organisation und daß jeder einzelne Gewerk -
schaftler sich an die Beschlüsse des Parteitages gebunden fühlt , aber
von jedem Parteigenossen verlangen wir das aller -
dings . Ich begreife nicht , wie Parteigenossen dagegen
überhaupt Widerspruch erheben kö »nen . Wenn ich den Ge -
nossen B ö m e l b u r g richtig verstanden habe , erkennt er
prinzipiell das auch an . Ich konstatiere also mit Befriedigung ,
daß sie im Gegensatz zu Silberschmidt diese Fassung für richtig
halten , sie habe » nur taktische Bedenken . Aber die prinzipielle An -
schlUlung Silberschmidts , der das so auffaßt , als sollte dadurch den
Gewerklchaften ein Programm aufoktroyiert werden , ist durchaus
falsch . Die Notwendigkeil des Antrages Kautsky ergibt sich daraus ,
daß wir es erlebt haben , daß einzelne Parteigenossen es für richtig
befunden haben , zu erklären , sie würden sich in solchen Fragen nicht
an die Beschlüsse der Parteitage gebunden erachten . — Wenn ich
recht unterrichtet bin , waren darunter sogar Reichstagsabgeordncte .
Dem gegenüber muß der Parteitag ein entscheidendes Wort sprechen
und in Erinnerung bringen , daß jeder Genosse an Parteitagsbeschlüsse
gebunden ist , überall , in allen Situationen des Lebens . Davon ,
daß die Gewerkschaften untergeordnet werden sollen , liegt nichts in der
Resolution Kautsky . In ihren eigenen Angelegenheiten sollen sie
selbständig sein , aber in politischen Angelegenheiten hat die Partei
zu entscheiden und gerade die sogenannten gemeinschaftlichen An -
gelcgenheiten sind im Kern ihres Wesens politische Angelegenheiten .
Da nmß es eine Instanz zur endgültigen Entscheidung geben . ( Sehr
richtig I)

Adolf Brimil - Nürnberg :

Es ist mir peinlich , daß ich mich zu einem der ältesten und mir
am nächsten stehenden Parteigenossen , zu Kautsky in starken Wider -

spruch setzen muß . — Ich bin der Meinung , daß wir auf keinem Partei -
tag , am allerwenigsten in Mannheim etwas beschließen dürfen , was der

Gewerkschaftsbetvegung schaden könnte . Wir können deshalb nicht dem
Wunsch von Ledebour nachkommen , der uns sagt , Ivir müsieu die Resolution
Kautsky annehmen . Dieses Muß wird es auf diesem Parteitage
nicht geben . Wir dürfen aber auch nichts beschließen , was irgendwie
der politischen Arbeiterbewegung schaden könnte . Deshalb ist cS
ungeheuer erfreulich , daß eine Form gefunden wurde , die jedem von
uns annehnibar ist : ein derartiger Antrag wird sofort verteilt
werden . Und ich glaube deshalb im Einverständnis mit meinen

Freunden erklären zu können , daß wir unseren Antrag 10g zurück -
ziehen zugunsten dieses Antrages , der zweifellos die Zustimmung
der großen Mehrzahl der Delegierten finden ivird . In der Resolution
Kautsky finden sich eine Reihe von Bemerkungen über das

Verhältnis von Partei und Gewerkschaften , die wir , ganz abgesehen ,
wie wir sonst dazu stehen , schon aus reinen vcreinsgesetzlichen
Rücksichten nicht annehmen können . Die Maurer , die Dachdecker ,
die Bierbrauer könnten der Resolution ganz anstandslos zustimmen ,
aber unmöglich ist das für den Buchbinderverband , für die Textil -
arbeiter , die Holzarbeiter , die Metallarbeiter . Diese Verbände haben
erfreulicherweise in den letzten Jahren Zehntausende von weiblichen

Mitgliedern gewonnen und denen würden wir die Tür verschließen ,
wenn wir in dieser Form die Gewerkschaften zu politischen Organi -
sationen stempeln würden . ( Sehr richtig I) DaS dürfen wir nicht
und deshalb müsien wir es unterlassen . Nach den wertvollen Er -

klärungen von Bönrelburg und Reichel glaube ich, ist auch
diese zwangsmäßige Gesetzmacherei nicht nötig , denn wenn

Kautsky sagt : Disziplin ist das stärkste Rückgrat des prole -
tarischen Klassenkampfes , so darf das nicht eine aufgezwungene
Disziplin sein , sondern eine , der wir uns freiwillig unter¬

werfen . ( Sehr richtig !) Die freiwilligen Erklärungen von

Bömelburg und Reichel sind uns viel ivertvoller ,
als die allerlängste " Resolution . ( Sehr wahr ! ) Das sind
wichtige Aktenstücke . Bei einer Resolution sagt man : Ach. es

sind schon 52 gefaßt , man kennt sie nicht alle , man weiß ja , daß der

farteivorstand sie nicht einmal alle gekannt hat . lHeiterkeit. )
autsky sagte am Schluß : Unsere Resolution soll die Grund -

läge schaffen , um vereint dem Feinde Widerstand zu leisten , dem wir

nur vereint zu widerstehen vermögen , dem Kapital . Aber gerade
deshalb müssen wir eine Resolution fassen , die nicht , mit 170 gegen
105 Stimmen angenommen wird ( Sehr gut I), sondern eine Reso -
lution , sür die alle stimmen können , eine solche Resolution wird

Ihnen gleich vorgelegt werden . Wir werden dadurch das Ziel er -

reichen , daß dem Mannheimer Parteitag eine historische Bedeutung
geben wird , nämlich Einheit zwischen Partei und Gewerkschaft .
( Beifall . )

v. Elm :

Ich bin in der erfreulichen Lage , meine Zustimmung zu den :

Zteferate Bebels geben zu können . Dasselbe habe ich auch in

Jena getan . Wenn Frohme , Lesche und ich nun seinerzeit nach -
träglich eine Erklärung in der Parleipresse erlassen haben , so geschah
dies , weil sich in der Parteipresse und in der Partei wesentliche Ab -

weichungen von der Auffassung Bebels in Jena ergeben halten . Es
war nun unsere Absicht , unsere Parteigenossen auf die Bedeutung
der Jenaer Resolution aufmerksam zu machen und zu verhindern .
daß ihr eine vollständig andere Deutung gegeben werde . Heute
ist nun die Auffassung der sogenannten Hirtenvrieferlasser von der

Jenaer Resolution die Auffassung der Mehrheit der Partei .
Der Referent hat dies zum Ausdruck gebracht und auch
zahlreiche Redner . Nur die eine Genossin Luxemburg war
einer gegenteiligen Anschauung . Ihre Auffassung stützt sich
im wesentlichen auf die russischen Verhältnisse , die für uns nicht in
Frage kommen können . Deshalb ist ihre Schlußfolgerung für
Deutschland auch vollständig falsch . Woranf eS heute ankommt , ist .
daß wir durch die Annahme der Resolution Bebel - Legien bekunden ,
daß eine gegensätzliche Auffassung zwischen Partei und Gewerkschaft
nicht besteht , daß Gewerkschaft und Partei einig sind für den Fall ,
daß es gilt . Volksrechte zu verteidigen . Das soll durch irgend eine
Fassung bewirkt werden . Die Stellung L e g i e n s ist bemängelt
worden . Eine Reihe von Genossen glaubt , dieser Stellung nicht zu -
stimmen zu können . Nun weiß ich auch , daß eine Fassung vor -
gelegt werden wird , von der wir annehmen , daß sie allseitige Zu -
stimmung finden wird . Es muß uns daran liegen , diesen Streit ,
der seit den Kölner Beschlüssen tobt in der Partei und Gewerkschaft ,
mit diesem Parteitag endgültig zu beseitigen . Meine Auffassung
der Kölner Resolution habe ich nach dem Kölner Kongreß kund
gegeben , aber nach der Feststellung des Antragstellers selbst und der
Verfasser der Resolution glaube ich, daß wir keine Veranlassung
haben , den Sinn , der von ihnen der Resolution beigelegt wird , zu
bestreiten , denn wir müssen ihnen ohne weiteres auf das Wort
glauben , daß sie das so gemeint haben uud können dies annehmen ,
um zu verhindern , daß nochmalts ein Beschluß gefaßt wird , der
nochmals zu neuen Differenzen Veranlassung geben könnte . Die
Resolution Kautsky bitte ich Sie , unter allen Umständen abzulehnen .
Es ist schon von Bömelburg betont worden , daß Pie Gewerkschafts -
führer aus taktischen Erwägungen heraus sich unter allen Umständen
gegen die Resolution Kautsky erklären müssen . Wenn die

Gewerkschaftsführer sagen , wir müssen dagegen sein , dann
muß Kautsky einsehen , daß wir solche Beschlüsse nicht fassen
dürfen . Jedoch bin ich mit Kautsky in bezug auf den geistigen
Inhalt der Resolution vollkommen einverstanden . Ich habe das
speziell in Köln betont . Wenn die Resolution Kautsky zum Be -
schluß erhoben wird , so bedeutet das etwas anderes , als wenn jeder
Parteigenosse für sich in diesem Sinne innerhalb der Geiverkschafts -

bewegung wirkt . Es ist absolut unmöglich , der Resolution Bebel
noch irgend ein anderes Amendement zu geben . ( Sehr richtig ! ) Es
steht schon in der Resolution Bebel , welches Ziel die Partei bat ,
nämlich das Klassenbewußtsein der Arbeiter in den Gewerkschaften
erstarken zu lassen . Mehr soll doch in der Resolution Kautsky
auch nicht ausgedrückt werden , als daß die endliche Befreiung
von der Lohnsklaverei auch von den klassenbewußten Gewerkschaftlern
erstrebt werden muß . Wozu das noch wiederholen und hier
eine Verpflichtung festlegen für die Parteigenossen , in erster Linie
die Beschlüsse der Partei für sich als maßgebend zu betrachten . Wenn
ich auch glaube , daß unser Parteivorstand sich von ruhiger Einsicht
immer leiten läßt , so liegt doch die Möglichkeit vor , daß einmal ein
Beschluß gefaßt wird , mit dem sich die einzelnen Gewerlschaftler
nicht einverstanden erklären können . Darum dürfen wir eben eine
solche Verpflichtung nicht aussprechen . Wir haben schon bisher ge -
gesehen , daß das ideale Verhältnis zwischen Partei und Gcwcrlschaft
so ivie wir es wünschen , noch nicht besteht , nämlich daß Partei -
vorstand und Geuerallominission sich immer vorher verständigen .
( Sehr richtig ! ) Nicht Unterordnung des einen Teiles unter de » anderen .
sondern gegenseitige Verständigung muß unsere Losung sein . ( Leb -
hafter Beifall . )

Lorsitzender : Von den Antragstellern der Resolution Kautsky
wird eine Aenderung dieser Resolution vorgeschlagen : Im
ersten Satz soll in der dritten Zeile das Wort „Gewerkschaft "
durch die Worte „gewerkichaitliche Bewegung " ersetzt werden , im

zweiten Satze der zweiten Zeile die Worte „ m den Gewerkschaften "
gestrichen werden und in der vierten Zeile des zweiten Satzes soll
hinter dem Worte „ Gefühl " eingefügt werden „ in dem Sinne , wie

Bömelburg es definiert hat " . Die Resolution KautSky heißt
nun mit allen Amendements :

„ Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von
Partei und Gewerkschaft zu sichern , die ein unentbehrliches Er -
fordernis für den siegreichen Fortgang des proletarischen Klassen -
kampfes bildet , ist es unbedingt notwendig , daß die gewerkschaft -
lichc Bewegung von dem Geiste der Sozialdemokratie beherrscht
wird . Es ist daher Pflicht eines jeden Parteigenossen in diesem
Sinne zu wirken und sich bei der gewerkichafttichen Tätigkeit , wie
bei jeder anderen öffentlichen Betätigung , an die Beschlüsse der
Parteitage gebunden zu fühlen , in dem Sinne , wie es Bömelburg
definiert hat . Das ist geboten im Interesse der gewerkschaftlichen
Bewegung selbst , denn die Sozialdemokratie ist die höchste und
umfassendste Form des proletarischen Klassenkampfes , und keine
proletarische Organisation , keine proletarische Bewegung kann ihrer
Aufgabe vollständig gerecht iverdcn , die nicht von dem Geiste der
Sozialdemokratie erfüllt ist . "

Es ist ferner der Antrag eingegangen und zwar im Einverständnis
mit dem Antragsteller , daß über den zweiten Punkt der Resolution
KautSky getrennt abgestimmt wird . Ferner ist ein Antrag eingegangen
von Legten und Bebel , der das Amendement Legiens abändert und
beantragt , der Resolution Bebel , Absatz t , folgende Fassung zu
geben :

„ Der Parteitag bestätigt den Jenaer Parteitagsbeschluß zum
politischen Massenstreik und hält nach der Feststellung , daß der Be -
schluß deS Kölner Gewerkschaftskongresses nicht im Widerspruch steht
mit dem Jenaer Beschluß allen Streit über den Sinn des Kölner
Beschlusses für erledigt . " ( Lebhafter Beifall . )

Richard Fischcr - Berlin :

Von Elm hat seine Ausführungen mit der Mahnung beschlossen ,
wir sollten »bestrebt sein , die Einigung zu erzielen und nicht die
Unterwerfung einer Minderheit . Auch ich bin der Meinung , daß die

Parteitage keine Konzile sind, auf denen Glaubenssätze festgelegt und
die Genossen auf Buchstaben verpflichtet werden sollen . ( Sehr
richtig I> Unsere Parteitage sind Zusammenkünfte , bei denen lvir
Gegenwartspolitik treiben und uns über den besten Weg verstän -
digen , der im Interesse der Arbeiterklasse zu beschreiten ist , um am
besten die Anschläge unserer Gegner vereiteln zu können . Darüber
sind wir doch alle einig , daß das nur möglich ist , ivenn Partei und
Gewerkschaft geschlossen in Gedanken und einig im Handeln
sind . Der Antrag KautSky ist , wenn auch unbeabsichtigt , geeignet ,
diese AktionSkraft , dies gemeinsame Fühlen und Denken zu hindern
und zu stören . ( Sehr richtig ! ) Es unterliegt für mich keinem
Zweifel , daß eö eigentlich am zweckmäßigsten wäre , die Resolution
Kautsky überhaupt auszuscheiden . ( Lebhafte Zustimmung und
Widerspruch . ) Was sie uns sagt , ist selbstverständlich und Selbst -
Verständlichkeiten beschließt man nicht , aber nach den Darlegungen
von Kautsky und namentlich nach den Worten von Frau Zieh
könnte man draußen glauben , daß mit der Ablehnung des Antrages
Kautsky auch der Sinn dieses Antrages abgelehnt sei , und das
müssen wir vermeiden . Ich glaube , wir können das erreichen , wenn
wir den ersten Teil des Antrages Kautsky annehmen und den

letzten Teil ablehnen . Er selbst hat schon , beeinflußt durch
die Beweggründe der Gewerlschaftsleiter , sich damit ein -
verstanden erklärt , daß das Wort Gewerkschaften ersetzt wird
durch „gewerkschaftliche Bewegung " , und daß in dem Satz „ eS ist
daher Pflicht eines jeden Parteigenossen , in diesem Sinne in den
Gewerkschaften zu wirken " , die Worte „ in den Gewerkschaften " ge -
strichen werden . Wir können diese Aenderungen nur begrüßen .
Weshalb wenden sich die Gewerkschaftsvertreter aber trotzdem noch
weiter gegen die Resolution Kautsky ? Nicht , weil sie sagen : Wir
wollen nicht , daß die Gewerkschaften vom Geiste der Sozialdemo -
kratie getragen werden , daß der sozialistische Geist in den Gewerk -
schasten herrscht , denn so lange wir in Deutschland eine Gewerk -
fchaftsbewegung haben , ist sie im Geiste der sozialdemokratischen
Partei und mit der Partei getrieben worden . ( Sehr richtig !) Nun

fragen sich die Gelverkschaftsführer aber , ob denn die Resolution
Kautsky geeignet ist , die gewerkschaftliche und die Partei -
Propaganda zu fördern , und da sagen Sie „ Nein " , wir haben uns
an die indifferentesten der indifferenten Arbeiter zu wenden , wir

haben die Leute zu gewinnen , die eigentlich politisch noch ganz im

Banne unserer Gegner stehen . Zu diesem Zwecke müssen wir frei

sein in der Aktion , man darf uns nicht entgegenhalten : Ach was ,

Ihr Gewerkschaftler betreibt angeblich gewerkschaftliche Zwecke, Ihr
agitiert angeblich für Bescisigung der Mißstände im Gewerbe , aber
im Grunde seid Ihr doch nichts anderes als Sozialdemokraten , die

sich eine gewerkschaftliche Maske umgelegt haben , Ihr könnt nichts
tun , was der sozialdemokratische Parteitag Euch nicht vor -

schreibt . Man muß diese Müuchen - Gladbachcr Jesuitenzöglinge
kennen . ( Sehr gut ! ) Man muß alle die Vorurteile kennen , und
dann muß man sich fragen , ob cS notwendig ist , die Schwierig -
leiten noch zu vermehren . Wird denn etwas an dem gegenwärtigen
Zustand geändert ? Wollen wir . daß die GewerksäiaftSbcwcgung
sich abzweigt von der politischen ? Und weiter . Der Parleivorstand
und die Kontrollkommission haben sich bereits gegen die Resolution
Kautsky ausgesprochen . Es ist selbstverstäudlicki . daß die

Gewerkschaftsleiter nach den Erklärungen , die wir gehört haben —

und loyaler als Bömelburg kann man den Parteistandpunkt nicht
definieren ( Sehr richtig ! ) , und ebenso hat Reickcl gesprochen — ich
sage , eS ist selbstverständlich , daß eine große Anzahl von Partei -
genossen , die ebenso gut sind wie die anderen , gegen den Antrag
Kautsky stimmen werden . Was wäre denn das für eine

Resolution , die der Parteitag gegen den Willen derer , um die es
sich handelt , . annimmt ? ( Sehr richtig ! ) Die Leute können dann sagen :
Gegen diese Resolution hat sich sogar die Parteileitung gewendet .
Man erreicht auch praktisch nichts , wenn man die Resolution Kautsky
in der vorliegenden Form gegen den Widerstand der tätigen Ge -
werkschaftler annimmt . ( Sehr richtig !) Nun hat Kautsky geglaubt ,
er könne die Resolution mildern , indem er hinzufügt , daß dies Sich -
gebundcnfühlcn nur zu verstehen sei im Sinne der Anstührungen
von Bömelburg . Schon I Aber dadurch wird doch nach außen hin
nichts geändert , höchstens , daß die moralische Ohrfeige , die den Ge -
werkschaftcn erteilt wird , nicht ausgesprochen wird . Empfinden werden sie
sie trotzdem . Und wie kann man von dem Parteigenossen zuerst verlangen ,
daß er im Sinne der Sozialdemokratie wirkt , und hintendrein sagen .
er soll sich gebunden fühlen ? Wenn ich es als selbstverständlich
voraussetze , daß ich in diesem Sinne wirke , dann brauche ich doch
nicht nochmals zu verlangen , daß er sich gebunden fühlt . ( Sehr
gut !> Das Fühlen kann der Parteitag doch nicht vorschreiben .
( Heiterkeit . ) Dann der Schlußsatz , daß wieder die Partei als die
allein scligmachende Form der Arbeiterbewegung hingestellt wird I
Das ist ein Widerspruch zu dem Gedanken von Bebel ,
daß beide Richtungen gleichberechtigt sind . Wenn das der Fall ist ,
dann können wir nicht einen Zusatzantrag annehmen , worin eS
beißt : Aber die einzig richtige Form ist die sozialdemokratische
Partei I ( Zuruf : „ Das schließt sich doch nicht aus ! " ) . . . Aber
das kann man daraus folgern , und wir dürfen keine Beschlüsse
fassen , die erst in jeder Versammlung erklärt werden müssen .
Ich möchte einen anderen Vorschlag befürworten , sür den
die Vertreter der Gewerkschaften stimmen werden und den

sie als annehmbar bezeichnen . Der Antrag geht dahin , daß wir
die Resolution Kautsky bis zu dem Worte „ wirken " , akzeptieren und
die Schlußsätze ablehnen . ( Sehr richtig !) Wir sagen also : „ Um
aber jene Einheitlichkeit deS Denkens und Handelns von Partei und

Gelverlschaft zu sichern , die ein unentbehrliches Erfordernis für den

siegreichen Fortgang des proletarische » Klaffenkampfes bildet , ist es

unbedingt notwendig , daß die Gewerkschaften von dem Geiste der

Sozialdemokratie beherrscht werden . Es ist daher Pflicht eines

jeden Parteigenossen , in diesem Sinne zu wirken . " Ich glaube ,
dieser Antrag enthält alles , was die Resolution Kautsky
an Gedanken enthält , und sie sagt das , was notwendig
ist . Es ist ein sozialdemokratisches Glaubensbekenntnis , das

dadurch ausgesprochen wird . Es wird zugleich den Ge -

werkschaftsführern , die dafür stimmen . die Verpflichtung
auferlegt , im Sinne der Sozialdemokratie zu wirken . Alles andere
ist nur die Wiederholung desselben Gedankens , ist nur die Schluß »
folgerung , ist nur ein bißchen bittere Medizin in den Löffel gegossen ,
damit den Gewerkschaftlern das Schlucken erschwert wird , uno wir
wollen nichts verschluckt haben von den Gewerkschaftlern , sondern wir ,
die wir jahraus jahrein Schulter an Schulter mit den Gewerkschaft -
lern kämpfen , die wir mit ihnen arbeilen müssen und die wir an
Zahl und Einfluß geschwächt würden , wenn wir nicht in allen Fragen
die gewerkschaftlichen Organisationen mit dem sozialdemokratischen
Geiste hinter uns hätten , ich meine , wir müssen eine Resolution
fassen , die es uns ermöglicht , gemeinsam in den Kampf zu ziehen .
Ich nehme . au , daß die angekündigte namentliche Abstimmung
nicht als Abschreckungsmittel dienen soll . ( Zuruf : „ Im
Gegenteil ! " ) Ich bitte Sie für den von mir angekündigten Antrag
zu stimmen , dann wird die Gemeinsamkeit der Auffassung zwischen
Partei und Gewerkschaften in der Frage des Massenstreiks nach außen
zum Ausdruck kommen . ( Lebhafter Beifall . )

Lcdcbour ( zur Geschäftsordnung ) : Ich bitte darum , daß der
Vorsitzende den Genossen Bömelburg auffordert , seine Definition
der Kautskyschen Resolution hier noch einmal zu geben , so daß sie
stenographiich protokolliert werden kann . Wenn wir aufgefordert
werden , für eine Resolution zu stimmen , die sich auf den Wortlaut
der Bömelburgschcn Erklärung bezieht , so müssen wir die Erklärung
gegenwärtig haben , sonst können wir nicht darüber abstimmen .

Vorsitzender Singer : Ich habe keine Veranlaffung dem
Wunsche Lcdebours stattzugeben . Ich bin der Meinung , Bömel -
bürg wird die Erflärung im Protokoll festlegen . Ob er sie noch
einmal wiederholt , ist gleichgültig . ( Sehr richtig I Widerspruch . )
Jedenfalls möchte ich nicht eine Aufforderung , an den Genossen
stellen , die von dem Geiste des Mißtrauens durchweht ist . ( Beifall . )
Ein Antrag auf Schluß der Diskussion ist eingelaufen . Nachdem

Kimincl - Hamburg den Antrag begründet hat und Flcißncr - Dresden ,
der mit Fischcr -Berlin getauscht hatte , und so ums Wort zu kommen
fürchtet , sich gegen die Annahme dieses Schlußantrages ausgesprochen
hat , da die letzten Phasen der Diskussion eine andere Wendung
gegeben hätten und so eine heillose Verwirrung in die ganze Situation
hineingetragen worden sei , wird mit großer Mehrheit der Antrag
auf Schluß der Debatte angenommen . Zur persönlichen Bemerkung
erhält das Wort

Frau Zietz - Hamburg :
Der Genosse Paul Müller hat nach einem Zeitungsbericht meine

Aeußerungen , die ich in einer Mitgliederversammlung des ersten
Hamburger Wahlkreises getan haben soll , folgendermaßen
berichtet , ich hätte gesagt : Wenn die Gewerkschaftsführer nicht
gebremst hätten , so hätte in Sachsen und Hamburg bei den Wahl -
rechtskämpfen etwas erreicht werden können . Durch das Bremsen
der Führer sei das verhindert worden . Ich erkläre , daß das un -
richtig ist , ( hört , hört ! ) und rufe meine Hamburger Mitdelegierten
zum Zeugnis dafür auf . Ich habe im ersten Hamburger Wahlkreise
lediglich die Chancen erörtert , die ein eventuell anSgebrochencr
Maffenstreik für uns beim Wahlrechtskampf hätte haben können und
habe darauf hingewiesen , daß für Sachsen und Hamburg allerdings
mehr Chancen für den Erfolg gewesen wären , wie für Preußen ;
wobei ich hinzusetzte : „ Aber allerdings unter gewissen Voraussetzungen " .
Und zu diesen Voraussetzungen habe ich unter anderem gerechnet
die Beseitigung der Antipathie , die in den Kreisen der Gewerk -
ichastler nach dem Kölner Gelvcrkschaftskongreß gegen den Massen -
nreik vorhanden gewesen ist . Ich erkläre also , daß meine Aus -
führuugen absolut nicht in Widerspruch stehen zu der Meinung , die
hier zum Ausdruck gebracht worden ist , und die auch in Jena aus -
gesprochen worden ijt .

Vorsitzender Singer : Daö ist keine persönliche Bemerkung .
Frau Zic » ( fortfahrend ) : Ich muß dem Genossen Singer wider -

prechen , Müller hat erklärt , daß diese Anssühruugen . . .
Vorsitzender Singer : Das ist seine Ansicht und daran können

Sie keine persönliche Bemerkung knüpfeir . ( Heiterkeit . ) Eine per -
fönliche Benierkung kann nur die Richtigstellung enthalte » von dem ,
was ein bestimmter Redner von einer Person sagt .

Frau Zieh ( fortfahrend ) : Müller hat behauptet , daß ich die
unrichtige Wiedergabe niciner Rede im „ Haniburger Echo " nicht be -
ricbtigt hätte und jetzt erkläre ich, daß ich sie berichtigt habe . ( Sehr
richtig l Glocke des Präsidenten . ) DaS muß mich doch Genosse
Singer erst entwickeln lassen . ( Große Heiterkeit . ) Ich erklärte also ,
daß ich diese unrichtige Wiedergabe berichtigt habe und zwar in der
kombinierten Versammlung der drei Hamburger Wahlkreise , die sich



tnff der Frage : „ Partei und Gewerkschaften " beschäftigt hat . sSehr
richtig !) Und diese Berichtigung ist auch in das „ Hamburger Echo "
übergegangen . Und so gut wie Müller den ersten Bericht gelesen
hat , wird er auch den zweiten gelesen haben . Aber das paßte ihm
nicht in den Kram und danim wird er eS weggelassen haben . ( Leb -
hafter Beisall . )

Sachse ( persönlich ) : Genosse Leber behauptet , ich hätte in
bezug aus die Neutralität früher einen anderen Standpunkt ein -
genommen wie gestern . Das entspricht nicht den Tatsachen . Genosse
Goldstein ist Zseuge , daß ich diesen Standpunkt schon im Jahre
1897 in Zwickau eingenommen habe . Es trifft also nicht zu, daß
mich Genosse Hue erst eines Besseren belehrt hat .

Hue :
_ Genosse Leber hat behauptet , ich hätte eine Reihe

von Genossen im Sinne der gewerkschaftlichen Neutralität bekehrt .
Ich habe dazu zu sagen , daß es mir nicht eingefallen ist . Bekehruugs -
versuche zu machen . Doch wenn die Parteigenossen und die
Gewerkschaftsführer , die mit mir in Berührung gekommen sind , sich
von meinen Anschauungen haben überzeugen lassen , so ist das ein
Beweis dafür , daß unter Umständen auch ein Ncutralitätsduseler einmal
Vernünftige Anschauungen haben kenn . ( Hort ! hört ! Große Heiterkeit . )

Zubeil ( persönlich ) : Ich erkenne an , daß ich mich geirrt habe ,
und daß sich das Lachen Bomelburgs in der Berliner Konferenz
nicht aus die Demonstrationen vom 21 . Januar bezogen hat . sondern
ouf die Protestbewegung gegen den Kölner Gewerkschaftskongreß .
( Lebhafter Beifall . )

Paul Müller ( persönlich ) : Genossin Zietz hat ausgeführt , daß
ich Unwahres auf dem Parteitage berichtet hätte . Frau Zietz bat
auf die kombinierte Versammlung der drei sozialdemokratische »
Vereine hingewiesen , und behauptet , diesen Bericht im „ Hamburger
Echo " richtig gestellt zu haben . Ich habe auch diesen Bersannnluugs -
bericht gelesen , ober aus den dort wiedergegebenen Ausführungen
der Genossin Zietz entnehme ich eine Berichtigung nicht . Sie hat
ihre Ausführungen in der Versammlung nur etwas deklariert .

Singer will nunmehr Legien das Schlußwort erteilen .
Legten : Zuerst muß doch der Referent sprechen .
Vors . Singer : Es ist parlamentarischer Brauch , den Korreferenten

alterst das Schlußwort zu geben .
Legien : Auf dem Kölner Tag hat auch zuerst der Referent und

dann erst der Korreferent das Schlußwort gehabt . Das wäre eine
ganz neue Art der Geschäftsordnung , wenn nicht der Referent - znerst
spricht , dann verzichte ich auf das Schlußwort .

Singer : Wir können ja den Parteitag entscheiden lassen .
Hierauf beschließt der Parteitag , daß zuerst der Korreferent
sprechen soll .

Legien verzichtet auf das Schlußwort .

Bebel :

Zu meinem Bedauern muß ich auf eine Reihe von
Äeußerungen eingehen , die über meine Meinung in Jena zun :
Ausdruck gebracht wurden . Zu meinem noch größeren Bedauern
muß ich mich mit dem Anfange der Ausführungen Legiens be -
schäftigen , indem er sehr ausführlich und aggressiv namentlich gegen
meine Person sich gewandt hat . Es handelt sich zunächst um die
Vorgänge inuerhalb der Konferenz im Februar zwischen Partei -
vorstand und Generalkoinmission und um die Erklärungen , die an -
gesichts und infolge jener Vorgänge sowohl von feiten des Partei -
Vorstandes als auch der Generalkommission veröffentlicht worden
sind . Legien hat gestern mit lebhafter Entillslung hervor -

fehoben , daß es eigentlich eine Kühnheit von mir gewesen
ei, ohne Rücksicht auf den Parteivorstand , nachdem die „Einigkeit "

einzelne Teile jenes Protokolls veröffentlicht hatte , gegen die Aus -
führungen des Protokolls und namentlich gegen die 6 Thesen ,
die S i l b e r s ch m i d t formuliert hatte , Stellung zu nehmen .
Wenn ich jemals in meinem Leben Ursache hatte , mich persönlich
gegen Unterstellungen , die in der Art , lvie sie veröffentlicht wurden ,
die schwersten Beleidigungen gegen mich enthielten , zu wehren , so
war das bei jener Gelegenheit der Fall . ( Lebhafter Widerspruch
Legiens . ) Und als meine Auffassung des Vorganges von seilen
der Generalkoinmission mit einer Gegenerklärung beantwortet
wurde , mußte ich dringend wünschen , daß der Parteivorstand seiner -
seits nun erklärte , wie er die Sachlage auffaßte . Jene Ver -

Handlungen waren unverbindlich . Was von den einzelnen Rednern

vorgeschlagen worden ist , war ihre persönliche Anschauung . Und
nun die sechs Thesen Silberschmidts , deren erster Punkt eine Dar -

stellung meiner Auffassung gibt , die , wemr sie richtig wäre ,
mich nicht nur unwürdig machte , Mitglied des Partei -
Vorstandes zu sein , sondern auf Grund deren ich aus der Partei
herausfliegen müßte . ( Hört ! hört ! ) Ich hatte also alle Ursache ,

zu einer Richtigstellung , in der ich ausführte , daß der erste Satz in
der allgemeinen Form , die Silberschmidt ihm gegeben hatte , unmög -
lich Geltung haben könnte , da doch niemand glauben könnte , daß
ich gegen meine eigene Resolution handeln könnte , sondern daß es

sich nur um einen gegenwärtigen Massenstreik anläßlich der

preußischen Wahlrcchtsbewegnng handelt . ( Zuruf Silberschmidts :
Anderes haben wir ja nicht behaupter . ) Was Sie weiter noch be -

hauplet haben in der Konferenz , das weiß ich nicht , aber der Wort -
laut dieser sechs Thesen stimmt mit den Ausführungen Ihres Referats
überein , und daraus geht allerdings hervor , daß in der Tat diese

Darstellung einen vollständigen Frontwechsel nieinerseits nicht nur ,
sondern einen direkten Verrat an meiner früheren Auffassung be -
deutet . ( Zuruf Silberschmidts : Das ist niemand eingefallen . ) Sie
würden dem Parteivorstand und mir große Verlegenheiren erspart
habeu , wenn Sie dos , was Sie mir jetzt eben zugerufen haben , damals

sofort in einer öffentlichen Erklärung gesagt haben würden . Eine

große Masse von Streit , Bitternis und EMtäuschnng wäre mit einer

Zeile aus der Welt geschnsfl worden . ( Sehr richtig !) Sie begreifen
also , daß ich in dieser Situation jene Erklärung abgeben mußte , da

ich nur für meine Person die Ausführungen gemacht habe . Roch eins :

Legten hat selbst , bevor er gestern seine Angriffe gegen meine Person
richtete , am Abend des vorhergehenden Tages all seine Bercd -

santkeit aufgeboten , um mich zu bestimmen , daß ich in der

gestrigen Partcitngssitzung ohne Rücksicht auf den Parteivorstand
und die Kontrollkommission , die meine Resolution mit verfaßt

haben , eine persönliche Erklärung abgeben sollte , daß ich mit seinem
Amendement einverstanden sei . ( Hört ! hört ! ) DaS steht außer -
ordentlich im Widerspruch zu der Anklage , die er gestern gegen mich

geschleudert hat . ( Lebhafte Zustimmung . ) Legien hat dann von uns

verlangt , daß der Parteivorstand öffenllich vor dem Parteitag zugebe ,
daß er mir der Veröffentlichung des Protokolls ein Unrecht begangen

habe . Er verlangt also nichts mehr und nichts iveniger von uns

als einen Fußfall vor der Generalkommission . ( Sehr wahr ! ) Ich

habe selber auegeführt , daß wir einen S- dritt getan haben , der sich
mit den strengen Formen des Rechts nicht in Einklang bringen läßt ,
aber auch zu gleicher Zeit auf die Umstände hingewiesen , die uns

genötigt haben , dem allgemeinen Drängen aus der Partei heraus

nachzugeben und angesichts der großen Verwirrung , die durch die

sogenannte „Einigkeit " hervorgerufen wurde , diesen Teil des Pro -
tokolls der gesamten Partei und auch den Gewerkschaften mit -

zuteilen , damrt sie aus dem Inhalt desselben sich ein Ivahrcs Bild

von den Vorgängen machen könnten . Ich setze hinzu , wenn wir

nicht so gehandelt hätten , wären die Verhandlngen , die wir gestern
und heute über diesen Gegenstand gepflogen haben , gar nicht in der

Weise möglich gewesen . ( Sehr wahr I) Ich behaupte , daß die Ver -

öffentlichung auch im Interesse der Generalkoinmission lag . weil aus

den Bruchstücken , die die „Einigkeit " veröffentlichte , allgemein der

Glauben entstehen mußte , daß noch viel Schlimmeres drin stehen

müßte . Die „Einigkeit " hat ja auch durch allerlei dunkele An -

deutungen dazu reichlich Veranlassung gegeben . Ich habe
mir freilich gesagt , das gebe ich offen zu . nachdem ich

zufälligerweise Gelegenheit gehabt hatte , von dem Zirkular

Einsicht zu nehmen . das die Gcneralkommission an die

Mitglieder jener Konferenz schickte , indem sie ihnen unseren

Antrag zur Kenntnis brachte , daß die große Mehrheit der Verbände

ihn ablehnen würde . Ich glaube aber , daß auch die große Mehrheit

der Mitglieder jener Konferenz , die gegen die Veröffentlichung sich

ausgesprochen haben , jetzt auch erkannt haben sollten , daß diese

Veröffentlichung ein Akt der Klugheit nicht intr , sondern der Not -

wendigleit tvar für sie selbst . ( Sehr richtig I) Ich will nicht längere

Ausführungen machen über die Lokalistcn und ihr Verhalten der
Gcneralkommsssion , dem Parteivorstand und speziell mir gegenüber .
Ich gehe auf all diese Dinge nicht ein , weil sie nicht zu diesem
Punkte der Tagesordnung gehören , sondern zu den Anträgen ,
die uns im weiteren Verlauf der Debatteu noch beschäftigen
werden und die sich speziell mit den Lokalisten befassen . Ich kann nur
erklären : Wenn irgendwo auf dem Parteitag der Glaube vor -
Händen sein sollte , daß der Parteivorstand irgendlvelche Shmpathien
nach irgendwelcher Richtung mit den Lokalisten habe oder ihnen
irgend eine moralische oder sonstige Unterstützung in ihrem Treiben
habe angedeihen lassen , so ist das eine durchaus falsche und irrige
Meinung . Wenn wir das getan hätten , hätten wir in schwerer Weise
die Paneiinteressen verletzt .

Wie der Parteivorstand und die einzelnen Mitglieder desselben
über diese lokalistische Organisation denken , ganz abgesehen von dem
anarchosozialistischen Charakter , den sie erst in den letzten Jahren
angenommen haben , das haben wir wiederholt in Resolutionen und
Erklärungen zum Ausdruck gebracht . Wir sind einstimmig der An -
ficht , daß eine lokalistische Organisation bom Standpunkt der

heutigen ökonomischen und sozialen Entwickelung einfach ein Nonsens
ist , daß , wenn die Arbeiterklasse Erfolge im Kampfe gegen den
Kapitalismus erringen will , es des Zusammenfassens aller Kräfte
bedarf . Es war und ist das immanente Gesetz der Entwickelung ,
daß alles auf Konzentration hinausläuft . Wir sehen die gewaltige
Entwickelung des Großkapitals , wir sehen diese Gestaltung des
ökonomischen Entwickeluiigsprozcsscs innerhalb der bürgerlichen
Gesellschaft in allen Staaten der Welt , in denen moderne Kultur und
damit moderne Industrie vorhanden ist , wir sehen , wie die Unter -
nehmer sich organisieren . Wie man angesichts einer solchen Eni -
Wickelung und einer solchen Macht der Unternehmer gegenüber der
Arbeiterklasse durch lokalorganisierte Gewerkschaften etwas aus -
richten zu können glaubt , das verstehe , wer mag . Jedenfalls ist der
Parteivorstand und die Partei in ihrer großen Mehrheit der
Meinung , daß diese lokalistischen Gewerkschaften vollständig ohn -
mächtig sind , die Aufgaben der Arbeiterklasse zu erfüllen . ( Leb -
hafte Zustimmung . )

Legien hat weiter gemeint , wir seien zur Veröffentlichung
des Protokolls ganz wesentlich durch den moralischen Druck der Ver -
liner veranlaßt worden ; er meint , es scheine ihm überhaupt , daß
der Parteivorstand gar zu sehr dem Druck von außen folgt . Soll
damit gesagt sein , daß der Parteivorstand aufmerksam die Stim -
inungen in der Partei verfolgt und danach seine Maßnahmen trifft ,
so erkläre ich, daß der Parteivorstand das allerdings bisher getan
hat und daß er es für seine verdammte Pflicht und Schuldigkeit
hält , das auch weiter zu tun . ( Sehr gut ! ) Und wenn speziell eine
so gewaltige Parteiorganisation wie die von Berlin mit einer so
großen Zahl intelligenter und bewährter Genossen mit Wünschen
an den Parteivorstand herantritt , hätten wir allerdings die Pflicht ,
die Wünsche zu prüfen und , wenn sie berechtigt sind , zu erfüllen .
( Sehr richtig ! ) Es war eine ganz selbstverständliche Pflicht des
Parteivorstandes , dem Wunsche der Berliner Genossen auf Ver -
öffentlichung des Protokolls nachzukommen ; das war nicht nur ein
Wunsch der Berliner , sondern der Wunsch der ungeheueren Mehr -
heit der Genossen in ganz Deutschland . ( Lebhafte Zustimmung . )
Damit verlasse ich die persönlichen Auseinandersetzungen , vbwohl
ich noch manches zu sagen hätte . Ich möchte im Interesse des Zieles ,
das uns alle vereinigt , nicht das Trennende hervorheben , sondern
möglichst das Einigende . ( Sehr richtig ! ) Ich werde aus diesen :
Grunde auch nicht auf die Begründung des Amendements durch
Legien eingehen . Wenn diesen seinen Ausführungen nicht
andere Reden seiner Gewerkschaftskollegen gegenüber ständen , und
wenn ich nicht wüßte , daß sein Amendement nicht von ihm per -
sönlich , sondern von fast allen Gewerkschaftlern ausgeht , die hier
im Saale anwesend sind , dann wäre uns das Stimmen für sein
oder ein ähnliches Amendement außerordentlich schwer gefallen .
Legien hat gestern in so polemischer Weise gegen die Beschlüsse
des Jenaer Parteitages über den Massenstreik gesprochen , daß ich
mich wiederholt gefragt habe , wie er seine Rede mit seinem eigenen
Antrage in Einklang bringt . ( Sehr gut ! ) Der weitaus größte
Teil seiner Rede war eine fortgesetzte Polemik dagegen , daß man
den Massenstreik als Kampfmittel für die Partei gegebenenfalls
öffentlich proklamiert . Tagegen mache ich gar kein Hehl daraus ,
daß seine weiteren Ausführungen in einem erfreulichen Gegensatz
zu dem übrigen Inhalt seiner Rede standen , und daß auch die Aus -

führungen Bömelburgs und Reichels uns klar die Absicht
und den Willen gezeigt , der unsere Parteigenossen in den Gewcrk -

schaften beseelt und über den wir uns nur freuen können . ( Sehr
richtig ! )

Der erste Absatz meiner Resolution ist nunmehr durch ein von
Legien und mir gemeinsam beantragtes Amendement verändert .
Wir haben den dringenden Wunsch , daß Sie dem zustimmen . Ich
gebe zu, daß die Zustimmung zu dem Amendement Legien , lvie
es gestern vorlag , weiten Kreisen des Parteitages sehr bedenklich
sein konnte , denn eS läßt sich doch nicht bestreiten , daß die Kölner
Resolution in Jena von einer Anzahl Gewerkschaftlern so verteidigt
wurde , daß allgemein die Ueberzeugung zutage trat , daß zwischen
den Veschlüsseu von Köln und Jena ein scharfer Gegensatz besteht .
Es ist ferner unbestreitbar , daß in der Polemik , die sich
nach Jena über die Frage des Massenstreiks entspann und

auch in der Gewerkschaftspresse selbst fast allgemein die Anschauung
vertreten wurde , daß sich schwer zu vereinbarende Gegensätze
zwischen dem Kölner und dem Jenaer Beschluß herausstellten , sodaß
die Gewerkschaftler zu ihren » eigenen Bedauern nicht »n der Lage
seien , mit der Resolution von Jena übereinzustimmen . Nachdem
nun aber die Vertreter der Gewerkschaften und auch Legien dar -

gelegt haben , daß nach ihrer Auffassung und Interpretation des
Kölner Beschlusses ein wirklicher Widerspruch zwischen diesem und
de », Jenaer Beschluß nicht besteht , und da ferner doch die Antrag -
steller die besten Interpreten sind , so hat der Parteitag nicht
die geringste Ursache , zu bestreiten , daß ein Gegensatz nicht
vorhanden ist . Sind die Interpreten der Ansicht , daß in der
Tat ein Widerspruch zlvischen Köln und Jena nicht besteht ,
und haben sie selbst Veranlaffung genommen , das ausdrücklich
hier zu erklären und werden sie auch nicht anstehen , weiter

draußen vor ihren eigenen Freunden dieselbe Erklärung abzugeben ,
so hat auch der Rigoroseste unter uuS keine Veranlassung , diese Auf -
sassung zu bekämpfen .

Ich kann ' deshalb nur dringend wünschen , daß Sie unserem
Amendement zustimmen . Jchgbetrachte es als einen ungeheuren
moralischen Gewinn , wenn nach dieser Richtung hin endlich zwischen
Partei und Gewerkschaften volle Einigkeit und Frieden herrscht .
( Beifall . ) Es ist ein ungeheuerer moralischer Gewinn , wenn durch
Annahme des Amendements zugleich ausgesprochen wird , daß damit
der Slreit über den Sinn des Kölner Beschlusses ein für allemal
beendet ist . ( Sehr richtig . ) Dieser moralische Gewinn ist so ungeheuer ,
ist nach meiner Auffassung

'
für die gesamte Partei - und geWerk -

schaflliche Emwicklung so außerordentlich erfreulich , daß die

Genossen ihre Bedenken fallen lassen und dem Amendement zustimmen
sollte », damit ein möglichst einstiinmiger Beschluß zustande kornmt .

( Beifall . ) Ich glaube erklären zu dürfen , daß auch die Mit -

glieder des Pancivorstandes und der Kontrollkommisston »inser
Amendement für besser und einwandfreier halten , als das Ursprung -
liche Amendement LegienS .

Nun habe ich schon gestern erklärt , daß die Parteileitting nicht in
der Lage ist , der Resolution Kautöky in ihrem zweiten Teil znzu -
stimmen . Wir haben keinerlei prinzipielle Bedenken gegen den Sinn
und den Wortlaut der Resolution K a u t s k y , aber wir müssen
uns die Aufgaben vergegenwärtigen , die wir hier zu erfüllen
haben . Wir svllcn vor allem Frieden und Eintracht zwischen
Partei und Gewerkschaften herbeiführen , wrd deshalb muß alles
vermiede » werde » , was mit Recht oder Unrecht so ausgelegt werden

könnte , als - sollte der eine Teil auf Kosten des anderen benachteiligt
werden . — Es kommt hinzu , daß nach unserer Ueberzeugung der

erste Wortlaut der Resolution KauiSky geeignet war ,
die Gewerkschaften gegenüber den Behörden in allerlei bedenkliche
Situationen zu bringen und wir halten es ftir eine der größlen Un -

ilugheiten , die ein Parteitag begehen könnte , eine solche Handlung

auszuüben und sich des Fehlers erst später bewußt zu werden , wenn

eine Reparierung nicht mehr möglich ist . Wir sind weiter der

Meinung , daß der zweite Teil der Resolution Kautsky die Gewerk -

schaften gegenüber der Partei in eine Situation bringt , die not -

lvendigerweise ein Gefühl der Verbitterung , ja noch mehr , ein Ge -

fühl der Zurücksetzung bei den Gewerkschaftsführern hervor -

ruft . ( Sehr richtig !) Wir müssen alles vermeiden , was einer der -

artigen Stimmung Vorschub leisten könnte . Dazu kommt , daß die

Erklärungen von Bömelburg und Reichel die deutbar befriedigendsten

sind , die wir verlangen können . ( Sehr richtig ! ) Wird sind über -

zeugt , daß diese Genossen im Sinne ihrer Gewerkschaftsfreunde ge -
sprochen haben , und daß sie als ehrliche Männer alles tun werden ,

um ihrer Ansicht Geltung zu verschaffen . Andererseits bin ich über -

zeugt , daß selbst die Annahme der Resolution Kautsky an dem tat -

sächlichen Zustand absolut nichts ändern würde . ( Lebhafte Zu -

stimmung . ) Wir können als Partei keine Macht auf die Gewerk -

schaften ausüben . Wir müssen von der freiwillige » Betätigung der

Genossen erwarten , daß sie das tun , was ihre parteigenössische
Pflicht ist . Wenn man glaubt , daß der eine oder

der andere das bisher nicht getan hat , so mag man das

tadeln , aber eine Rüge zu erteilen , und eine Direktion zu

geben , die wieder gegen die Gewerkschaften ausgenutzt werden könnte ,

dazu sollte sich ein Parteitag der deutschen Sozialdemokratie unter

keinen Umständen hergeben . ( Lebhafte Zustimmung . ) Die Bedenken ,
die wir bisher gegen den ersten Absatz der Resolution Kautsky
hatten , sind durch die von ihm vollzogenen Aenderungen beseitigt .

Dagegen muß ich Sie auf das nachdrücklichste bitten,� gegen den

zweiten Absatz zu stimmen und dadurch einen Stein des An -

stoßes zu beseitigen , denn dadurch werden unsere ganzen Ver -

Handlungen einen unangenehmen und bitteren Beigeschmack erhalten ,
und das sollte im Jnleresse der Einheit und des Friedens zwischen
Partei und Gewerkschaften , den wir mit unserer Resolution be -

siegeln wollen , vermieden werden . Eine ganze Reihe von

Rednern hat die Anschauung vertreten , daß zwischen meinen

gestrigen Ausführungen und meinen Ausführungen in Jena ei »

gewist er Widerspruch besteht . Meine Rede in Jena soll eine Fanfare ,
meine gestrige Rede eine Ehamade gewesen seiir . Nichts falscher als
das . ( Sehr richtig !) In Jena mußte ich die Gründe darlegen , die

dafür sprechen , unserem Waffenarsenal eine neue und wie ich glaube ,
gegebenenfalls sehr wirksame Waffe zu liefern . Es versteht sich von

selbst , daß eine Natur wie die meinige , die hundertmal mehr zum
Angriff als zur Verteidigung neigt , mit dem ganzen Feuer ihres
Temperaments eine derartige Angriffswaffe zu verteidigen sucht .
Nun sind aber eine Reihe von Auslegungen der Jenaer Resolution
und eine Reihe von Ausführungen gegen meine Rede von Jena ge -
macht , die mich gestern in eiire Verteidigungsstellung ge -
nötigt haben . Ich habe es gestern erklärt , ich habe es in der

Konferenz mit der Generalkommission erklärt , und ich
kann es heute nur wiederholen , daß zwischen meinen Ausführungen
in Jena und meiner gestrigen Rede nicht der geringste innere Gegen -
satz besteht . ( Sehr richtig I> Ich hätte dringend gewünscht , daß die

Genossen , die anderes behaupten , es auch bewiesen hätten . Ich bin
leider zu meinem Bedauern , aber doch in berechttgter Selbst -
Verteidigung genötigt , einige entscheidende Sätze aus meiner Rede in

Jena vorzulesen, die sich insbesondere auf die Frage der Propagierung
des Massenstreiks zum Zwecke der Eroberung des Wahlrechts beziehen .
Auf Seite 307 des Jenaer Protokolls sage ich : „ Wir wollten
nicht — das sagt auch meine Resolution nicht — die

Maffen blindlings in den Streik treiben ; es versteht sich doch
von selbst , daß wir die unorganisierte Masse nicht blind in den
Streik gehen lassen werden . " ( Zuruf . ) Heine fragt : „ Werdet
Ihr sie im Zügel haben ? " Das beiveist nur , daß Sie ( zu Heine )
von den Gefühlen und Instinkte » der Masse der Arbeiter in diesen
Dingen , und das nehme ich Ihnen nicht übel , das bringt Ihre
Lebensstellung mit sich, keine genaue Kenntnis haben . ( Sehr richtig ! )
Ich sage , was noch fehlt , sollen wir schaffen . ( Heine : Sehr
richtig ! ) Dahin geht meine Resolution : was vorhanden ist , ist noch
nicht genügend , aber das kann geschaffen werden . Wenn Sie alle
im Sinne meiner Resolution entschlossen zu handeln von diesem
Parteitage lveggehen und wenn draußen im Lande die Partei¬
genossen geschloffen ini Sinne der Resolution handeln , wenn
die Partcipresse in weit größerem Maße als bisher ihre
Schuldigkeit tut und wenn nicht bloß die Parteipresse , sondern auch die
Gewerkichaftspresse die Massen aufklärt , ihn ? » nachweist , daß sie
politisch sich betätigen müssen , sie darüber aufklärt , was für sie als

Staatsbürger , als Gewerkschaftler auf dem Spiele steht , welch ' un -
geheure Wichtigkeit das Wahlrecht hat , dann werden die Por -

bedingungen für den Massenstreik , falls er nötig iverden sollte , ge -
schaffen werden . " Wer unter Ihnen kann auf Grund dieser Rede be -
hnupten , daß nun auf Grund der Beschlüsse vom September bis
Mitte März nächsten Jahres die von mir als für den
Massenstreik notwendigen Vorbedingungen geschaffen seien . ( Sehr
richtig I> Am Schlüsse meiner Rede , Ivo ich noch meinen
Gedankengang zusammenfasse , sage ich : „ Die Gewerkschafts -
blättcr und - Redner haben alle die Pflicht , immer wieder
ihren Mitgliedern zu sagen ; ihr seid Arbeiter und als solche Staats -
bürger , und als Staatsbürger an allen Fragen des Staates und
der Gesetzgebung interessiert . Wenn so an der Ausktärung der
Arbeiter gearbeitet wird , dann mache ich mich anheischig , ein
Gewcrlschaftsblatt das ganze Jahr hindurch so zu redigieren , daß
das Wort Sozialdemokratie überhaupt nicht fällt und die Leser doch
Sozialdemokraten werden . ( Lebhaste Zustimmung und Heiterkeit . )
Dies zu gleicher Zeit zur Eharakterisieruiig meiner Neutralitäts -
auffassung . Ich habe allerdings die Anschauung , daß wir die
Gewerkschaften nicht zu Parteiinstitutionell machen können
und dürfen . ( Sehr richtig ! ) Aber ich bin auch der
Meinung , daß jeder , der für dw Anfklärung der Arbeiter zu wirken
hat , ihnen klar macheu muß : Ihr seid Arbeiter nicht bloß , sondern
auch Staatsbürger , Ihr könnt Eure Forderungen nur dann erreichen ,
wenn Ihr zugleich völlig gleichberechtigte Staatsbürger seid . ( Sehr
richtig I) Das ist der Gedanke , den ich auch in meiner Berliner
Rede und meiner Broschüre über die Neutralität der Gewerkschaften
vertreten habe . ( Hue : Den vertreten wir auch !) Ich stehe noch auf
diesem Slandpunkt , und wenn die Gewerkschastsagitatoren und die
Presse in diesem Sinne handeln , so werden nach und nach alle
Gewerkschafter Sozialdemokraten sein . ( Lebhafte Zustimmung . Zu -
ruf : „ Das muß aber auch gemacht lverden l ") Das steht auf einem
anderen Blatt . Wenn Ihr glaubt , daß das nicht gemacht wird ,
könnt Ihr da , Ivo das der Fall ist , Euere Stimme
dagegen erheben . ( Sehr richtig I) Wir habeu das Vertrauen zu der
Masse, daß es sehr leicht ist , ihr beizubringen , daß die Taktik des
einen oder anderen Führers nicht richtig ist . ( Sehr wahr ! ) Wenn

Ihr diese Ueberzeugung nicht habt , dann müßt Ihr ja überhaupt ver -
zweifeln . Wir brauchen durchaus nicht pessimisti >ch zu sein . Ich
sage mit diesen Worte » nichts anderes wie : Ihr habt zu agitieren ,
aber so, daß Ihr die , die nicht auf unserem Standpunkt stehen , nicht
vor den Kopf stößt : Ihr sollt geschickte Leute sein . ( Sehr gut !)
Ich fahre dann in Jena fort : „ Wenn dann gleichzeitig auch
die Parleipresse mehr als bisher den Organisationssrageu sich widmet ,
wenn überall im Sinne meiner Resolution an der Organisation ge -
arbeitet wird , wenn überall die Agitation im Sinne einer gründlichen
politischen Aufklärung betrieben ivird , wenn vor allen Du , gen auch
wiederum das Studium der grundlegenden Schriften des Sozialismus
zu Ehren kommt und in ganz anderer Weise als bisher betrieben
wird , dann wird es kein Meisterstück sein , im Laufe eines Jahres
die Mitgliederzahl unserer Vereine zu verdoppeln , die der Gewcrk -
schaften mindestens um 25 Proz . zu steigern und die Leser
unserer Organe un , 29 bis 199 Proz . zu heben . Dadurch werde »
wir ei » Maß von Mitteln zur Aufklärung der Parteigenossen und zur
Vorbereitung auf die schweren Kämpfe , die kommen werden , er¬
halten , wie es großartiger aber auch selbstverständlicher nicht gedacht
werden kann . In diesem Sinne bitte ich Sie , meiner Resolutton
zilzustimmen . In diesem Sinne wollen wir arbeiten und kämpfen ,
bis der Sieg voll und ganz errungen ist . " Wer , Parteigenosse »,
frage ich wieder , kann aus diesen Worten irgendeineil Satz her -
leiten , der auch nur entfernt den Schluß zuläßt , als wenn ich zur
Anschauung hätte kommet , müssen , eS sei eine Notwendigkeit , in
der preußischen Wahlrechtsagitatio » bereits mit der Möglichkeit eines

Massenstreiks zu rechnen ? Das Gegenteil ist der Fall und ich meine ,



fcm5 imS Gcnsch in seinem Berichte über die Ausbreitung und die Eni -
>v ickcluiig ui >>erer Org unisatic >ii auseinnndergesetzt hat,dns sollte auch dem
optimistischsten Parteigenossen die Neberzeugung wachrufen , dafc wir
noch ein gewaltiges Stück Arbeit zu leisten haben , ehe wir die
Macht besitzen , um mit Erfolg in einen Massenstreik eintreten zu
tonnen , �Lebhafte Zustimmung, ) Soweit mein persönliches Urteil
und meine persönlichen Empfindungen in Betracht kommen , werde ich
gegenwärtig unter keinen Ninständen mitzumachen geneigt sein . Und
Iveil ich meine persönliche Auffassung und Empfindung in der Jenaer
Stede und in meiner Resolution zum Ausdruck gebracht habe , und in
dem halben Jahr seit jener Zeit in keiner Weise die Bedingungen ,
die danach für einen Generalstreik vorhanden sein mußten ,
eingetreten waren , daher die

_ Stellungnahme , die ich dem
Verlangen nach dem Massenstreik gegenüber damals ein -
genommen habe . Ich muß also noch einmal mit allem Nachdruck und
aller Entschiedenheit zurückto eisen , daß man mir aus meiner Re -
jolutiem im gewissen Sinne einen Strick glaubte drehen zu können .
Ich kann nicht zugeben , daß der Ton meiner Rede diesmal ein
anderer gelvesen wäre , wie in Jena , Inhalt und Gedankengang
decken sich vollständig . Dem Genossen Oucsscl gegenüber , der gestern
hier behauptete , daß die Jenaer Rede in ihrem zweiten Teile an
Unklarheiten leidet , oder ich manches nicht gesagt hätte , was gesagt
werden sollte , bemerke ich, daß es im höchsten Grade unklug gewesen wäre ,
in einer Rede mit Situationen zu rechnen , von denen man garnicht weiß ,
ob und wann und in welcher Gestalt sie eintreten lvcrden . Damit
käme man auf das Gebiet der Spekulation , Einem Doktor der
Philosophie kann es wohl anstehen sHeitcrkeit ) , derartige Be -
trachtungen zn machen , aber Politiker müssen sich damit begnügen ,
die allgemeinen Richtlinien anzudeuten , sie können sich
darauf beschränken , die allgemeine Perspektive zu geben ,
wenn gewisse Situationen

� eintreten . Wie sie dann im
einzelnen bandeln , das muß ihnen für den gegebenen Fall
vorbehalten bleiben . Anders zn handeln würde sehr unklug sein .
Weiter hat Ouessel mich gefragt , ob ich denn nicht wüßte , daß
Oesterreich ein Einheitsstaat sei . Nun . ein Einheitsstaat , wie Eng -
land , Fraitkrcich und Italien ist Oesterreich nicht : die Einheit
dokumentiert sich nur in der österreichischen Monarchie : aber es
besteht ein äußerst scharfer Gegensatz zwischen Cisleithanien und
Trcmsleithemien . Wenn nun die österreichischen Genossen mit vollem
»leckt daran gegangen sind , für die cisleithanische Reichs -
Hälfte das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht zu er -
obern , so schließt das nicht aus , daß die einzelnen Länder und
Provinzen in ganz ähnlicher Weise wie bei uns eine hochgradige
Selbständigkeit besitze », so daß mein Gleichnis also vollkommen
berechtigt war . Wenn auch Oesterreich nicht so wie Deutschland
ganz selbständige Einzelstaaten hat , so haben die einzelnen Provinze »
Oesterreichs doch eine große Selbständigkeit . So gehört zu den
Kompetenzen dieser Provinzen , daß sie für die Landtagswahlcn sich
das Wahlrecht selber schaffen , und dies ist bis heute nirgends das
demokratische Wahlrecht , Daß sie zugleich das Recht haben , für alle
übrigen Körperschaften das Wahlrecht festzusetzen . Also eine voll -
ständige Autonomie . Ferner liegt bei ihnen die ganze Ausführung
des vom Reiche gegebenen Schulgesetzes . Sie haben die
innere Steuergesetzgebung , die Volksgcsundhcitspflege . die
Kranken - und Armenpflege ,

'
den Straßcirbau , das Recht zum

Bau eigener Landesbahnen , zu Kanalbauten usw . in der Hand .
Nun haben eine Reihe von Rednern , namentlich F r e i w a l d t , er -
klärt , die Mehrheit der Nieder - Barnimer Genossen sei zur Annahme
der dortigen Resolution veranlaßt worden , weil nach ihrer Meinung
der Wahlrechtskampf nicht in geeigneter Weife geführt sei . Das
höre ich und meine Kollegen im Vorstande hier zum ersten Male .
Die Genossen hätten doch als Mitglieder der Organisation von
Groß - Berlin die Möglichkeit gehabt , ihre Anschauungen zu vertreten
oder mit Anträge » an den Parteivorstand zu kommen . Aber sie
hatten nicht das Recht , für eine Resolution zu stimmen , die sie
innerlich selbst für einen Unsinn ansahen . Die Genossin Luxem -
b u r g sowie die Gcnoffeu D u n ck e r und Liebknecht haben in
meinen Ausführungen eine Stellungnahme zu einer evcnt . Intervention
Deutschlands in die russischen Angelegenheiten vermißt . Ich will
zugeben , daß ich in der Hitze des Gefechts es unterlassen habe , hier -
über eine Erklärung abzugeben . Aber es versteht sich doch ganz von
selbst , daß , wenn eine derartige ungeheuerliche Aktion wie eine
Intervention der deutschen Regierung in Rußland geplant werden
sollte , wir alleS aufbieten müssen , um einen solchen Schritt zu
verhüten . ( Bravo I) Was wir dann alles tun werde » » ud tun
können , das müssen Sie unserem eigenen Ermessen überlassen , da
können wir heut� keinerlei Versprechungen und Zusagen geben . Aber
daß wir einer solchen Handlungsweise nicht stillschiveigend ,
gewissermaßen Gewehr bei Fuß zusehen , das ist doch so selbst -
verständlich wie etwas . Die Regierung müßte doch , wenn sie
etwas derartiges unternehmen wollte , zunächst den Reichstag
zusammenberufen , um die nötigen Kredite zu erhalten . ( Hoff -
mann - Berlin : Das macht sie auch ohnedem !) Wie ein Ab -
geordneter so etwas behaupten kann , verstehe ich nicht , wo die
deutsche Reichskasse leer bis auf den letzten Boden ist ! Ja , Genosse
Hoff mann , in einem gewissen Moment wird eine Regierung ,
wenn es sich um ihren eigenen Kops und Kragen handelt , alles
machen ; daß aber selbst die Mehrheit dieses Reichstages , die nicht
die unsere ist , einen Einmarsch in Russisch - Polen dulden tverde , ohne
daß der Reichstag in Form der Mittelbewilligung seine Zu -
stimmung gibt , das traue ich diesem Reichstag und
dieser Regierung trotz alledem nicht zu . ( Oh ! Oh !) Das
Iväre ein revolutionärer Akt, der alsbald andere revolutionäre
Akte zur notwendigen Folge hätte . ( Sehr richtig !> Nun sind
mir — ich habe das gestern vergessen — zahlreiche Briefe
seitens russifcher Freunde vor einem Jahre zugegangen , die auf die
starken deutschen Garnisonen in den Ostfeeprovinzen hinwiesen .
Darauf habe ich geantwortet , es wäre unrecht zu glauben , daß diese
starken militärischen Ansammlungen zum Zwecke der Bekämpfung
der russischen Revolution eingetreten seien . Nein , diese Mafien -

ansammlungen im Osten und auch im Westen sind als notwendige
Folgen der internationalen Situation anzusehen . Seit 1887 , lvo
Bismarck die benihmte Rede im Reichstage hielt , wo er dem Ge -
danken Ausdruck gab , daß alle seine Versuche , Rußland für sich zu
gewinnen , nichts genützt hätten , und seit der französisch - russischen
Freundschaft haben wir diese militärischen Dislokationen . Genau

so wie Rußland in Russifch - Polcn 300 000 Mann seit jener
Zeit angesammelt hat , so hat die deutsche Regierung , um im

Kriegsfalle den nötigen Widerstand leisten zu können , ihrerseits
große Truppenansammlungen im Osten und Weste » veranlaßt .
Selbstverständlich wünschen unsere Staatsleiter im übrigen lieber

heute als morgen die russische Revolution zum Teufel , selbst -
verständlich haben sie die deutsche Bankierwelt zu bestimmen ver -

sucht , dem russischen Despotismus mit einer Anleihe unter die Arme

zu greifen , selbstverständlich haben sie etwas mehr Truppen als

bisher an der Grenze zusammengezogen , um dort einen Kordon

zu bilden gegen gewisse llebcrläufer ! aber an eine bewaffnete

Intervention ist nach meiner Ueberzeugung nicht zu denken . Sollte

sie dennoch eintreten , so ist es ganz selbstverständlich , daß die deutsche
Sozialdemokratie kraft ihrer internationalen Beziehungen und ihrer inter -
nationalen Solidaritär sowie aus dem Interesse heraus , einem Volke die

Möglichkeit zn geben , für seine Befreiung aus den Banden des

Despotismus zu kämpfen , alles aufbieten wird , um derartige Pläne
der deutschen Regierung zu durchkreuzen . ( Lebhafte Zustimmung . )
Dasselbe gilt auch für den Fall eines anderen europäischen Krieges .
Auch da werden wir natürlich nicht mit Hurra ! Hoch ! in den Krieg
hineingehen , sondern unsere Kulturmission für den Frieden zu erfüllen
suchen . Nim hal zuletzt noch Genosse Liebknecht sich dazu ver -

stiegen , wenn ich ihn recht verstanden habe , zu sagen , wir müßten

doch unter allen Umständen vermeiden , die Meinung aufkomme » zu
lassen , daß wir dem russischen Proletariat in den Rücken fallen
wollten . ( Zuruf : Er meinte daS Deutsche Reich . ) Dann ist daS

freilich ein Mißverständnis . Ich denke , er Ivird dann mit den Er -

klärungen . die ick eben abgegeben habe , einverstanden sein . �
Damit bin ich fertig . Ich kann nur noch den Wunsch aus -

sprechen : Stiinillen Sie im Sinne der Ausführungen , die ich zu der

vorgelegten Resolution gemacht habe , derselben zu. Sie tun ein

gutes Werk damit , ein Werk , das nicht nur bei der ganzen deutschen

Verantwortlicher Redakteur : Haus Weber , Berlin . Für de «

Partei und de » deutschen Gewerkschaften , sondern auch weit darüber
hinaus — eS beweist Ihnen die zahlreiche Anwesenheit ausländischer
Vertreter , welch lebhaftes Interesse man gerade an diesen Fragen
nimmt — bei der ganzen internatioualca Sozialdemokratie nur
freudigen Widerhall wecken wird . ( Lebhafter Beifall . )

Zu einer persönlichen Bemerkung erhält das Wort

Silberschmidt : Ich muß den Vorsitzenden bitten , bei meiner
persönlichen Bemerkung etwas loyal zu verfahren .

Singer : Ich glaube , daß ein Appell an meine Loyalität nicht
notwendig ist .

Silberschmidt :

Ich bin in der unangenehmen Lage , hier eigentlich für eine
Körperschaft eine persönliche Bemerkung zu machen . ( Singer :
Daun hätten Sie vielleicht besser gesagt „ tolerant " I) Gut , dann
will ich sagen : etwas tolerant . ( Heiterkeit . ) Bebel hat aus -
geführt , die Generalkommission hätte erklären sollen , daß die von
Bebel geäußerte Ansicht in bezug auf die Durchführung des poli -
tischen Massenstreiks im Februar sich nur auf die gegenwärtige
Situation bezogen hat . Ich bemerke hierzu im Einverständnis
mit allen Konferenzteilnehmern , daß keiner von uns das anders
aufgefaßt hat , als daß die ganzen Verhandlungen sich
auf die gegenwärtige Situation bezogen . ( Hört ! hört ! )
Das geht aus dem ganzen Passus 1, wie aus allen
folgenden der sechs Thesen hervor . Eine Erklärung hierzu
wäre auch von mir oder besser gesagt von der Körperschaft erfolgt ,
wenn die Veranlassung dazu nicht eine ganz komische wäre und die
hat Bebel gegeben . Nachdem Bebel am 27. Juni erklärt hatte ,
daß die Darstellung des Protokolls stark entstellt sei , nachdem der

gute Glaube genommen war und an dessen Stelle die böswillige
Absicht von uns behauptet wurde , da hätte ich persönlich und auch
die anderen Vertreter der Körperschaft erwartet , daß Genosse Bebel ,
che er diese Erklärung , die uns in der öffentlichen Achtung herab -
setzen mußte , abgab , uns gefragt hätte , wie die Dinge stehen . Dann
hätte sich mit Leichtigkeit ein Weg gefunden , alle Irrtümer auszu -
schließen . Ich bitte ihn , in Zukunft den Satz zu beherzigen : Was
Du nicht willst , daß man Dir tu — in bezug auf die Achtung im

öffentlichen Leben — das füg ' auch keinem andern zu.

Liebknecht bestäftgt , daß Bebel seine Bemerkung mißverstanden
habe , und akzeptiert den Sinn seiner Ausführungen , wie er durch
den Zwischenruf wiedergegeben wurde .

Die Abstimmung über die Resolutionen wird auf Freitag S' / « Uhr
vertagt .

Singer :

Zu unserer großen Freude ist Genosse P l e ch a n o w . ein Mit¬
glied des Zentralkomitees der russischen Sozialdemokratie , auf
unserem Parteitage eingetroffen . ( Bravo !) Ich heiße auch diesen
Genossen herzlich willkommen . P l e ch a n o w ist vielen der Dele -

gierten durch seine Anwesenheit auf den internationalen Kongressen
bekannt . Aber auch , wer ihn nicht persönlich kennt , weiß , was
P l e ch a n o w für die Sozialdemokratte bedeutet . Ich möchte das

kurz dahin aussprechen : P l e ch a n o w ist der russische K a u t s k y.
( Heiterkeit . ) Er kommt nicht als offizieller Delegierter — das
offizielle Mandat hat ja die Genossin B a l l a b a n o w — aber ich
darf im Namen aller Teilnehmer des Parteitages aussprechen , daß
er darum ein nicht minder gern gesehener Gast ist . Ich heiße ihn
nochmals herzlich willkommen . (Lebhafter Beifall . )

Eingegangen ist ein Telegramm , wonach eine Mitglieder -
Versammlung des Berliner Kürschnervereins vom 26. September
gegen die Versuche , wie sie durch den Antrag Elm und Genossen ge -
macht seien , der Freien Vereinigung deutscher Gewerkschaften
die Parteipresse zu sperren , Protest erhebt . Weiter sind einige Bc -

grüßungstelegramme eingelaufen .

Schluß der Sitzung 12Vz Uhr .

Genosse Heinrich Braun ersucht un ? um Ausiiahme einer

Erklärung , wonach ihm unser Bericht von der Dienstagssitzung a n
vielen Stellen „ ungeheuerlichen Unsinn " sagen
läßt . Genosse Braun verweist gegenüber diesem Bericht auf
den Worilaut des korrigierten Stenogramms , wie . ihn das offizielle
Protokoll bringen wird .

Ruq der Partei .
Partcilitcratur .

Massenstreik , Partei und Gewerkschaften . Von Rosa Luxem -
b u r o. Im Auftrage des Vorstandes der sozialdemokratischen Landes -

organisation Hamburgs und der sozialdemokratischen Vereine von

Altona , Ottensen und Wandsbek . Im Verlage von Erdmann Duller

in Hamburg als Manuskript gedruckt .
Die 64 Seiten starke Broschüre ist am Schlüsse datiert : PeterS -

bürg , 15. September 1006 . Sie stellt also eine Arbeit dar , die

Genossin Luxemburg noch auf russischem Boden fertiggestellt hat ,

nachdem sie eben die Gefängnisse des Zaren verlassen hatte . Die

Verfasserin will in dieser Schrift die Lehren der russischen Revolution ,

soweit sie in das Thema der Arbeit einschlagen , für die deutsche

Sozialdemokratie fruchtbar machen . Ein äußerst reichhaltiges Material

wird zu diesem Zwecke in trefflicher Darstellung und Gruppierung

geboten , so daß schon als Informationsquelle die Schrift von großem
Wert ist . _

Sozialistische Propaganda in der Bretagne . Genosse P o i s s o n
von der ftanzösischen Sozialdemokratie hat auf einer Propaganda -
reise nach der Bretagne einen außerordentlichen Erfolg gehabt .
Er hat stets in ausverkauften Sälen gesprochen und wurde mit be -

geistertem Beifall aufgenommen . Nach einer Konferenz bfldete sich
sofort ein Zweigvcrcin von 25 Mitgliedern .

Wahlsieg in Crcmona . Bei den letzten Wahlen der Verwaltungs -
beamten in Cremona errang die radikale Richtung der sozialistischen
Partei einen großen Sieg , was um so überraschender war , als die

Genossen voriges Jahr eine starke Nfaderlage erlitten hatten . 32 Ge -

wählte wurden von der Partei durckgebracht und die Stimmen der

gemäßigtradikalen Partei blieben außerordentlich weit zurück .

poli - eUieKes , Öericbtliches ulw .

Preußisches Vereiusrecht . Den § 2 des Vercinsgesetzes sollte
Genosse End manu als Vorsitzender - der Zahlstelle Reckling -
hausen des Bergarbeiterverbandes übertreien haben ,
iveil die Statuten und das Mitgliedcrverzeichnis der Zahlstelle nicht
binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereins der Ortspolizei -
behörde eingereichl worden seien . DaS Landgericht Bochum sprach
ihn jedoch wegen Verjährung ftei . Das Kammergericht hat indessen

jetzt das Urteil wieder ausgehoben und die Sache zur nochmaligen
Verhandlung und Enffcheidung an das Landgericht zurückverwiesen .
indem eS unter anderm ausführte : DaS Landgericht irre , wenn
es annehme , daß bei Uebertretungen des § 2 des Vereinsgesetzes die

Verjährungsftist mit dem Ablauf de ? dritten Tages nach Stiftung
des Vereins zu laufen beginne . Es handle sich dabei vielmehr um
ein sogenanntes O m i s s i v - D a u e r d e l i k t. Die Verjährungs -
frist beginne erst zu laufen , wenn das Erfordernis des K 2 nach

Einreichung von Statuten und Mitgliederverzeichniö erfüllt sei .

Deshalb könne hier von einer Verjährung keine Rede sein , da

Statuten - und Mitgliederverzeichnis nach Stiftung des Vereins

überhaupt nicht eingereicht seien . Das Landgericht müsse nunmehr
prüfen , ob die Zahlstelle eine Einwirkung auf öffentliche Angelegen -
heilen bezwecke .

Zur Frage der Zlugblattverbreitung aus Lssentlicher Straße
hatte das Kammergericht in seiner letzten Sitzung grundsätzlich
Stellung zu nehmen in zwei Strafprozessen gegen Parteigenossen

Inseratenteil verantw . : Th . Glocke , Berlin . Druck u. Verlag : Vorwärt »

aus Da n z i g und Breslau . Timmi , Welk und Burda hatten

ohne polizeiliche Erlaubnis in Dauzig vor der kaiserlickien Werst

auf der Straße Flugzcttcl verteilt , die zu einer sozialdemokratischen
Versammlung einluden . Jeder hatte vor der Verteilung 50 Pf .
vom Auftraggeber erhalten . Das kam ihnen zugute beim Ausgang
des Strafverfahrens , welches gegen sie auf Grund des § 10 des

preußischen Prcßgesetzes eingeleitet worden war . Während das

Landgericht sie zu Geldstrafen verurteilte , wurden sie vom Kammer -

gericht in letzter Instanz mit folgender Begründung freigesprochen :

§ 10 des preußischen Preßgesetzes sei durch § 30 des Reichspretz -

gesetzes hinsichtlich des öffentlichen u u e n t g e l l l i ch e n

Berteilens von Druckschriften nur insoweit aufrechterhalten ,
als er von einer polizeilichen Erlaubnis abhängig mache die u u -

entgeltliche Verteilung von Aufrufen , Plakaten und

Bekanntmachungen . DaS Landgericht habe nun an -

genommen , daß es kein entgeltliches Verteilen sei . wenn

die Verteiler vom Auftraggeber ein Entgelt erhielten , wie

hier . Das Landgericht gehe davon aus , daß ein entgeltliches
Verteilen , auf das ß 10 des preußischen Preßgesetzes nicht An¬

wendung finde , erst dann vorliege , wenn die Verteiler vom

Empfänger der Druckschrift ein Entgelt erhielten .

Diese Auffassung sei aber falsch . Nach Auffassung
des Kammergerichts sei es ein entgeltliches Verteilen , wenn der

Auftraggeber des Verteilers ihm ei » Entgelt gebe . Da nun

8 10 des preußischen Preßgesetzes nur das unentgeltliche
Verteilen treffe , hier aber ein entgeltliche s Verteilen im Sinne

der Auffassung des Kammergcrichts vorliege , so könnten die An -

geklagten gleich freigesprochen werden , denn ein Anhalt

dafür , daß etwa das Entgelt von 50 Pf . nur zum Schein gegeben

sei , wäre im Urteil des Landgerichts Dauzig nicht gegeben . —

In dem Falle aus Breslau lagen die Tinge so : Die Genossen

Peuckert und Frank hatten im Februar zur Zeit des Saalboykotts

auf der Straße Flugblätter ohne polizeiliche Erlaubnis verteilt , die

zur Meidung bestimmter Lokale aufforderten . Auch gegen sie war

auf Grund des § 10 des preußischen Preßgesetzes eingeschritten
worden . Sie behaupteten , es gegen Entgelt getan zu haben . Der

eine hatte einige Tage später eine Marl erhalten . Auch der andere

hatte eine Mark bekommen , das Geld aber nach seinen Angaben drei

Wochen später dem Aktionskomitee des sozialdemokratischen Vereins

freiwillig zurückgegeben . Das Landgericht Breslau verurteilte sie .
Es ging zwar von der Auffassung aus , die das Kammergericht be -

züglich der Unentgeltlichkcit beziehungsweise Entgeltlichkeit des Ver -

tcilcns vertritt , meinte jedock) , es liege kein entgeltliches
Verteilen bor , indem es für „festgestellt " erachtete , daß erstens P .
die Mark mehrere Tage später nur zum Zwecke der Umgehung des

Gesetzes ( um vor Strafe bewahrt zu werden ) erhalten habe und

daß die Zahlung der Mark an F. , die er ja auch zurückgegeben hätte ,

ebenfalls nur zum Schein erfolgt sei . Das Kammcrgericht hob

zwar das Urteil auf , sprach aber zugleich aus , daß die „ Fest -
ffellung " des Landgerichts , es lägen Scheinmanöver vor hinsichtlich
der Geldzahlung und in Wirklichkeit handele es sich um un »

entgeltliches Verteilen im Sinne des § 10 , von ihm nicht
beanstandet werden könne . Tie Sache sei jedoch in das Landgericht

zu nochmaliger Verhandlung zurückzuweisen , weil das Landgericht
es unterlassen habe , festzustellen , ob es sich hier um Aufrufe ,
Plakate oder Bekanntmachungen handelte .

Versammlungen .
Bon einer vom Zentralverband der Fleischer und Berufsgenossen

einberufenen gut besuchten öffentlichen Protestversammlung referierte

Paul H e u s e l über das Thema : „ Der Jnnungs - ArbeitsnachweiS
als internationales Streikbrecher - VermittelungSbureau " . In seinen

Ausführungen geißelte Referent scharf das Verhalten des Jnnungs -
sprechmeisters Hermann Träbert , welcher schon seit Jahren Arbeits «

willige nach verschiedenen Orten , wo Streiks » ausgebrochen waren ,

gesandt hat . Speziell während des Stettiner Hafenarbeiterstreiks
habe man mit allen Mitteln versucht , Arbeitswillige nach dort zu
locken . DaS einzige Mittel . diesem Treiben ein Halt eutgegenzu -
ruten , sei eine starke Organisation , und deshalb sei eS Pflicht aller

Fleischergesellen , dem Verband beizutreten .
Genosse Jans on , als Vertreter der Hafenarbeiter , schilderte

die Entstehung des Kampfes der Stettincr Hafenarbeiter und die

Rücksichlslofigkeit des Unternehmertums . Er ersuchte die Anwesenden ,
alles Mögliche zu tun , um Arbeitswillige vom Kampfplätze fern zu
halten .

Hierauf referierte Paul B e r g m a n n über : „ Sonntagsruhe ,
Fleischermeister und Polizeibehörde " . Redner ging mit dem Ver -

halten der Berliner Fleischermeister , welche ihre Gesellen Sonntags
in christlicher Nächstenliebe 6 —8 Stunden ausbeuten , scharf ins

Gericht . Die Polizei fördere indirekt die Sonntagsarbeil , weil sie
sich zn wenig um die Fleischereibetriebc kümmere . Hier könne nur
eine starke Organisation Remedur schaffen . Nach einer kurzen DiS -
kussio » wurde eine im Sinne der Referate gehaltene Resolution ein -

stimmig angenommen .
( Wiederholt , weil nur in einem Teil der Auflage . ) !

Die Arbeitsverhältnisse der Kernmacher wurden in einer Ver -

sammlung besprochen , die am Dienstag für die dem Deutschen
Metallarbeiter - Verbande angehörenden Kernmacher einberufen war .
Der Besprechung lag das Resultat einer «latistit zugrunde , die Ende
August und Anfang ' September über die Verhältnisse der in Eisen -
gießereieu beschäftigten Kernmacher und Kernmachcriimen auf -
genommen wurden ' ist . In den betreffenden Eisengießereien
sind im ganzen 3505 Personen beschäftigt , davon sind
1136 Former ( darunter 1059 organisierte ) . 577 Maschinenformer
( 477 organisiert ) , 100 Angelernte <78 organisiert ) , 493 Kernmacher
( 373 organisiert ) . 31 Kernmachermnen ( 10 organisiert ) . 502 Putzer
und Schleifer 1267 organisiert ) , 91 Schtoffer und Dreher <76 orga -
iiisiert ) , 25 Schmiede <5 organisiert ) , 541 Schmelzereihülfsarbeiter
( 160 organisiert ) , 52 Tischler <26 organisiert ) , 49 sonstige Arbeiter

( 15 organisiert ) . Die Organisierlen verteilen sich auf verschiedene
Gewerkschaften , darunter auch der Handels - und Transportarbeiter -
Verband , sowie der Verband der Fabrik - und Hülfsarbeitcr . In
der Diskussion wurde hervorgehoben , daß diese beiden Verbände
nicht als zuständig für Arbeiter der Metallindustrie betrachtet
werden löunen und daß eS nicht zu billigen sei , lvenn diese
Verbände unter den genannten Arbeitern Milgticder zu werben

suchen . — Betreffs der Arbeitszeit hat die Statistik ergeben , daß in
13 Betrieben 9 Stunden , in 7 Betrieben 9>/z Stunden und in 12 Be «
trieben lO Stunden gearbeitet wird . Sinndenlöhne von 30 —40 Pf .
erhalten 72. 40 —50 Pf . IIS , mehr als 50 Pf . 16 Kernmacher . Im
Akkord ist der Stiilldenverdienst nach den vorliegenden Angaben etwas

höher , die Lohnarbeiter machen deshalb mitunter gern Ueberstunden .
um einen höheren Wochenlohn herauszubringen . Die beim Kern »

machen beschäftigte » iveiblichen Arbeitskräfte sind im all -

gemeinen erheblich schlechter gestellt als die männlichen
Arbeiter . Von einer Gießerei wurde berichtet , daß die Arbeiterinnen

anfangs einen Stundenlohn von 20 Pf . ei halten , dann belommeu

sie aber bald Akkord und verdienen so Wochenlöhne von
9 bis herunter zu 6. ja manchmal nur 5 M. Einzelne
Rernmacheriimen erzielen jedoch , wenn sie durch lohnende Arbeit

begünstigl werden und wenn sie die Arbeilszeit bis ins Unendliche
ausdehnen , einen ziemlich hohe » Wocheiiverdienst . In einer Gießerei .
wo die männlichen Arbeiter ihre weiblichen Kollegen organisiert
haben , sind die Löhne der Arbeiterinnen gleichmäßiger und besser .
— In einer späteren Bersaminlung soll über die Lohiwerhältmsse
weiter diskutiert werden .

ev. illei - slond am 27. September . Elbe bei tluistg — Meter , bei
vrcZdcu + 0,90 Wclci . bei . Magdeburg -1- 3. 30 Äelec — 11 u st rul bei
Swailifiim — ,— Meier . — Ober bei Ratibur fi - 2,92 Meter . — Neiße -
Mündung + 3,50 Dieter — Oder bei «lieg + 3,98 Dieter . — Oder
bei Vieblau Unterpegel 4- 1,46 Dieter . _

_ _ _ _
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Parteitag der sozialdemokratischen
Partei Deutschlands zu Mannheim .

( Schluß der Mittwochs - Berhandluiigcu . )

Quesscl - Stettin :
Bebel hat seine Verwunderung darüber ausgedrückt , daß seine

Jenaer Resolution so verschieden verstanden ist . An der bedauer -
lichen Massenstreikwirrnis in den letzten Monaten trägt er selbst
Schuld . Hätte er die praktische Bedeutung der Sätze erklärt , die
den Generalstreik als taktisches Problem behandeln , so hätte man
gewußt , der Parteitag hat sich dieser Deklaration angeschlossen und
dem müssen wir uns als gute Demokraten fügen . Das hat er heute
zum Teil nachgeholt . Er hat klipp und klar ohne Einschränkung
erklärh daß wir zum politischen Massenstreik als Abwehr gegen einen
Angriff ans das allgemeine Wahlrecht greifen werden . Diese Klar -
heil hörte auf , sobald es sich um die Frage handelte , ob der Mafien -
streik als Angriffsmittel dienen könne . Ich gebe zu, daß wir noch
viel in der Organisation zu tun haben , aber sie ist doch
heute viel stärker , als in den Ländern , wo ein Massenstreik
siegreich zur AuSftihrung gekommen ist . Nichtig ist auch nicht , daß
in den Massen keine Stimmung für den Massenstreik war . Speziell
an dem glorreichen 21 . Januar dachte man sehr wohl daran . Es
ist auch nicht wahr , daß die Partei 5(1 Jahre nicht an den Landtag
gedacht hat . L a s s a l l e hat seine Agitation damit angeiangen ,
daß er zu der Erringung des allgemeinen Wahlrechts zum Landtag
ausrief . Erst durch die Gründung des Deutschen Reiches trat der
Landlag in den Hintergrund . Um dem Masjenstreik jede praktische
Bedeutung zu nehmen , hat er darauf Verlviesen , daß man in Oester -
reich nicht daran denke , das Wahlrecht zu den Landtagen zn erringen .
Ich war ganz starr , als icb das hörte . Weiß Bebel nicht , daß in
Oesterreich die Landtage nur die Bedeutung unserer Proviuziallandlage
haben , daß dort alle Bedeutung beim Reichsrat liegt . Schließlich
ist cuich nicht richtig , daß die Junkerklasse bei uns so kolossal inächtig
ist. Wir haben häufig genug in der „ Reuen Zeit " gelesen , daß
unserer Junkerklasse das Wasser bereits an den Hals reiche .
( Sehr gut !)

Frciwald - Paukow :

Der Antrag Nieder - Barnim ist gegen alle Tradition dort
zustande gekommen . Er erklärt sich aus der Stimmung , die in dem
. Kreise herrschte . Man hatte etwas anderes von der Wahlrechts -
bewegung erwartet . Der geistige Urheber der Resolution ist übrigens
der Genosse M a u r e n b r e ch c r , der auf Grund der Stellung , die
ihm der Parteivorstand eingeräumt hat , durch ein ganz sonderbares
Referat die Bersamnrlung hypnotisiert hat . Wenn der Parleivorstand
Genoffen , die erst eben aus den bürgerlichen Parteien zu
uns gekommen sind , zu Lehrern der Geschichte für die Partei -
genossen inacht , so sind solche Folgen nicht zu vermeiden .
Bebel meinte , der Parteivorstand müsse geschoben werden . Ich
habe allerdings die Auffassung , daß er geschoben ist , und zwar durch
die Generalkonimission . Diese ist augenblicklicher Herr der Situation ,
und der Parteitag wird erklären niüiien . daß er sich in dieser Weise
nicht schiebcii lassen will . Ich habe die feste Zuversicht , daß Sie die

Jenaer Resolution und den Antrag K a u t s k y anuehulen . Die
Nieder - Barnimer stehen auch auf diesem Standpunkte .

Frau Zic «, - Hamburg .

Wenn irgend jemand den Wunsch hat , daß Partei und Gewerk -

schaften einig sind und einheitlich bandeln , so gewiß ich. Dafür

zeugt meine ganze Tätigkeit innerhalb der Arbeiterbewegung . Aber

ich meine , dieses einheitliche Handeln muß auch basieren auf gleiche »

Grundanschauungen . Wenn Sic dieser Auffassung sind , Genossen , dann
rönnen Sie aber unmöglich die Resolution K a u t s k y ablehnen , ivie
es Ihnen der Vorstand vorgeschlagen hat . Alle , die mit Jubel
den Ausspruch B ö in e l b u r g S : „ Partei und Gewerkschaften

sind eins, " begrüßt haben , dürfen den Antrag KautSky nicht ab -

lehnen . Dieser Zusatz besagt nicht ? weiter , als daß ivir die Ver -

pslichtung haben , dafür zu sorgen , daß in de » Gewerkschaften

sozialistiicher Geist herrscht , daß unsere Gcwcrlschastler dahin wirken

und arbeiten sollen , daß dort auch die Beschlüsse , denen wir als

Parteigenossen unterstehen , respektiert und durchgeführt werden .

( Sehr richtig !j Wenn Sie heute diesen Zusatzantrag ablehnen , dann

versetzen Sie damit unserer Gesamlparlci einen Faustschlag ins Ge -

ficht . ( Lebhafte Znstimninng . ) Sie erklären dann , daß Sie Angst
habe » vor dem sozialistischen Geist . ( Zustimmung und Lachen . ) Ich
bin auch der Meinung , daß es unmöglich ist — und ganz besonders

nach dem heutigen Vortrag L e g i e u s — , daß wir erklären könne »,
die Rcsolusioncn von Jena und Köln seien gleichbedeutend . «Lachen . )
Genosse Legten hat gerade die Probe auss Exempcl gegeben , wie

notwendig eS tvar , über den Massenstreik eingehend zu
debattieren , um Klarheit über das Wesen desselben und

über die Bedeutung der Jenaer Resolution zu schaffen .
Er hat gesagt , wie man ihm zumuten könne , nachdem so lange die

Auffassung vertreten sei : Generalstreik ist Generalunsinn , nun

eine andere Anschauung zu vertreten . Was sei denn inzwischen

geschehen : Damit hat ' Genosse L e g i e » bewiesen , daß er in das

Wesen dcS politischen Massenstreiks , wie >uir Sozialdemokraten es

verstehen , absolut nicht eingedrungen ist , daß er ratsächlich

noch heute in ihm den anarchistischen Generalstreik sieht .
Er hat damit bewiesen , daß er absolut nicht geneigt ist ,

den lebendigen Anschauungsunterricht , den wir erhalten durch

die russische Revolution und die daraus resultierenden Anschauungen

siir sich akzeptiere » zu können . <L e g i e n : Sehr richsig . ) Ich kann

das im einzelnen jetzt nicht näher begründen . Wenn Genosse

L e g i e » aus den Ausführungen der . Leipziger Bolkszeitung " , des

„ Vorwärts " und der „ Reuen Zeit " , die aus die russische Revolusion

hinwlesen und betonten , daß ivir mit derselben Energie und Leiden -

schafllichkeit . derselben Hingabe für die Arbeirerdewegung tätig seur

müssen — wenn er da herausliest , daß die Absicht vorhanden war .

bei den Wahlrechlskämpfen in Preußen und Sachsen den politischen

Massenstreik anzuwenden , so ist damit bewiese », daß Genosse

Legten und alle die ihm zustimmen , auf dem ganz ungeschichllichen

und ideologischen Standpunkt stehen , daß nur der Wille und unsere

Wünsche einzig und allein in erster Linie entscheidend seien und nicht

die jeweilig gegebene Situation . Es ist zum Ausdruck gekommen .

daß Legten und seine Anhänger tatsächlich der Anschauung ge -
Wesen sind , daß der Massenstreik in dem Sinne propagiert werden

sollte , wie die Anarchosozialistc » verstehen , die ihn nicht als ein

Mittel ansehe » zur Abwehr reattionärcr Anschläge , sondern als das

Allheilmittel , um von der kapilalislischen Geiellschastsordnung
mit einem Kopfsprung in den Sozialismus hineinzukommen . Er

war offenbar der Meinung , daß der Generalstreik von der Partei

in dem Sinne propagiert werde , daß zu seiner Durchführung nicht

erst die geeignete wirtschaftliche und politische Situation gegeben

fein müsse , sondern daß es nur nötig sei , den Masse » zu sugger,eren :

Hier habt ihr ein Allheilmittel . das ihr an Stelle der Gewerk -

schaftskämpfe gebrauchen könnt , tlin euch ein - für allemal voni

Kapitalismus zu befreien . Und nachdem Legie » hier heute

morgen i » der ersten Hälfte seines Vortrages geradezu den poli -

tischen Massenstreik , wie wir als Sozialdemokraten ihn vertreten ,

verhöhnt hat und Ivenn er dann nachher sagt , wir sind uns ja voll -

ständig einig — das verstehe ich dann allerdings nicht , das kann ich

nicht begreisen . Ich bin der Meinung , es muß hier Klarheit geschaffen

werden , und das tun Sie , ivenn Sic den Zusatzantrag Kautsty

annehmen . ( Lebhaffer Beifall . )

Stelling - Lübeck :

Der politische Massenstreik ist nicht Selbstzweck , sondern Mittel

» um Zweck zur Erreichung bestimniter Ziele . Die andere Auffassung

ist die anarchistische , für ' die leider auch von Parteiblätlern Pro -

pnganda gemacht worden ist . Man darf nicht mit dem Feuer spielen .

Ehe wir an den Generalstreik denken können , müssen die Massen
weit mehr aufgeklärt sein . — Widersprechen muß ich der Anschauung
Kolbs , daß der Klassenkampf mildere Formen annehme . Breslau
ist wieder ein Beweis , daß er schärfere Forinen annimmt . ( Sehr
richtig !) Desto mehr ist es notwendig , daß Partei und Gewerkschaft
nicht nur den , Worte , sondern auch der Tat nach einig sind . Dazu
haben die Ausführungen auf der Konferenz nicht bei -

getragen . Dort ist das einigende Moment nicht hervorgehoben .
« Sehr richtig ! ) Ich begrüße es . wenn der Parteilag einen

Weg findet , eine praktische Einigung herbeiführen . Ob das aber

möglich ist auf der Grundlage des Vorschlages , den der Vorstand
vorlegt , bezweifle ich. Es darf nicht bei den Gewerkschaften der
Glaube platzgreifen können , als ob sie zu bestimmen hätten , sondern
wir wünschen , daß beide Teile der Arbeiterbewegung das gleiche
Recht haben. ( Bravo I)

Quark - Frankkurt a. M. :

Was die Genossen draußen erwarten , das ist eine größere
Annäherung der Gewerkschaften und der Partei in bezug
auf den Massenstreik . Ich habe den Eindruck , daß Ivir uns
bereits auf diesem Wege zur Annäherung befinden . Wir

sind auf dem Wege , daß einerseits die mehr hislerisch veranlagte
Auffassung des Massenstreiks tHeiterkeit ) zurückgedrängt , andererseits
die schläfrige Auffassung vom Massenstreik verschärft wird . Aus den
Worten Bebels , denen ich auch fast ganz zustimmen kann , geht
diese Annäherung ja deutlich hervor i die Worte , die L e g i e n in
demselben Sinne sprach , waren so übereinstimmend , daß man nicht
notwendig hat , diese Uebereinstimmung durch einen gelehrten Schrift -
vergleich von Jena und Köln zu stören . ( Heiterkeit . ) Ich bin im

Gegensatz zu den beiden Vorrednern der Meinung , daß das Gros
der Partei und der Presse in der Veröffentlichung des Gewerk -

schaslsprotokolls nicht irgend etwas gesehen hat , was den

Geivcrkschaftsführern zu Schaden gereichen könnte , sondern
die Partei war einig darin , daß die Verhandlungen in der Gewerk -

schaftskonferenz gelragen war von sozialistischem Geist ( Sehr richtig ! )
und daß sie gelragen waren von dem Bestreben , der Partei und
der Gelverlschaft zn dienen . Daß einige scharfe Dinge bei der

Gelegenheit unterlaufen sind , erklärt sich aus den Sünden der
anderen Seite . ( Sehr richtig !> Wenn das aber der Fall ist ,
dann begreise ich eins nicht : daß noch kein Wort gesagt
worden ist über den einen Punkt der Vereinbarung auf der Gewerk -

schastskonfereuz , ich glaube den Punkt 2, daß die Gewerkschaften
sich nicht offiziell beteiligen sollen an Massenstreiks . Ter Punkt muß

allerdings fallen . Wie ist es möglich , einen Masscnstrcik jemals so
durchzuführen und ivie hat Genosse Bebel nur daran denken

können , daß der Punkt auficcht zu erhalten lväre ? ( Widerspruch
Bebels . ) Die Partei darf nicht sagen , ivir haben den Vortritt
und die Gewerkschaften müssen folgen . Rein , die Gewerkschaften
müssen gleichberechtigt sein . das ist erfreulicherweise in der

Resolution Bebels enthalten , die sich wesentlich von dem unter -

scheidet , was Kautsky vorbrachte . Denn während KautSky
die Gewerkschaften erfüllen will mit sozialistischem Geiste , betrachtet
er andererseits noch immer die gewerkschaftliche Bewegung als eine
Art »uiergeordneter Bewegung gegenüber der politischen . ( Wider -
spruch . ) Doch ! Es muß einmal gesagt werden , daß dies lange
Zeit der Grund gewesen ist . warum eö Reibereien gegeben hat .
Wenn von Kautsky gesagt ivorden ist . die Gewerkschaften dürsten
die Interessen ihrer Mitglieder nicht über die allgemeinen
Arbeiterinteressen stellen , so unterschreibe ich das vollkommen .
Aber wo in der deutschen Gewerkschaftsbeiveguiia ist das geschehen ?

Wohl aber ist umgelehrt in der politischen Bewegung nicht der

richtige Wert auf die geiverkschaftlichc gelegt ivorden . ( Widerspruch . »
Roch l8SS wurden die Vorschläge von Partciseite lebhaft bekämpft ,
daß die Gewerkschaft Sozialpolitik treiben soll . Heute üben die

Gewerkschasleu längst die sozialpolitische Tätigkeit im weitesten
Sinne aus . Ich erinnere nur an Köln und die Klagen im letzten
Gewerkschaftsprotokoll . Also , wie gesagt , es sind auch Miß -
Verständnisse auf der Parleiseite gewesen Was ich deshalb ver -
misse an den Beratungen über das Zusammenarbeiten das ist ,
daß wir wünschen , daß ebenso , wie in den lokalen

Organisationen heutzutage gewerkschaftliche Kartelle und sozial -
demokratische Vereine , wenn auch nicht statutenmäßig , so doch
praktisch Hand in Hand arbeiten , daß das endlich übertragen
ivird auf die Gesamtorganisation . daß gesagt wird , wir beraten

nicht von Fall zu Fall . Wir beraten i m- m e r zusammen . Denn ich
behaupte , es gibt keine Parteiaugelegenheit , zu der wir nicht die

Gewerkschaften brauchen , und die aus der gewerkschaftlichen Praxis
heraus nicht gefördert werden könnte . Wenn das geschieht , und dies
die Folge der Masienstreikdebatte ist , dann wird der Massen -
streik selber gut dabei fahren . Es wird auch unsere Partei
außerordentlich dabei gewinnen . Wichtiger als alle Resolusionen ist
dieser Punkt , durch dessen Erfüllung Sie sich den heißen Dank der

ganzen deutschen Proletarierwelt verdienen werden ! ( Lebhafter
Beifall . )

Kiesel - Berlin :

Genosse Quark wird nicht den Beweis führen können , daß die

politische Partei die Gewerkschaften jemals vernachlässigt hätte . Ein
Mann , der die Gewerkschaftsbeivegung negieren wollte , wäre in
unserer Partei unmöglich . Die Diskussion über den Massenstreik ist
nach dem Kölner Getoerkschastskongreß in Fluß gekommen , der sie
gerade verhindern ivollte . Es war sicher kein Fehler , daß diese

Frage diskutiert wurde , wir haben nachweisen können , daß wir noch
nicht stark genug sind , ihn sosort anzuwenden , daß er aber ein ge -
eignetes Abwehrmittel gegen Attentate auf Volksrcchte ist . Gegen
die Behauptung des Genossen K o l b , daß die Klassengegensätze
milder werden , muß ich ebenfalls entschieden protestieren . Gerade
das Gegenteil ist der Fall , und daher gilt es vor allem die Gewerk -
schaften mit sozialistischem Geist zu durchdringen . ( Bravo !)

Ströbel - Berlin :

Genosse K o l b hat erklärt , der „ Vorwärts " habe in den letzten
Monaten eine sehr verständige Haltung eingenommen . Das ist nicht

erst in den letzten Monaren der Fall gewesen , sondern die ganze
Auffassung des „ Vorwärts " deckt sich durchaus mit der Auffassung ,
welche Kautsky und die Genossin Roland - Holst vertreten

haben . Diese ging gerade dahin , daß der politische Massenstreik in
der gegenwärtigen Situation in Deutschland nicht angewendet
werden könne , weil die politische Situation nicht danach angetan ist .
Es sei von vornherein ausgeschlossen , mit einiger Aussicht auf
Erfolg den Massenstreik zur Verschärfung der gegenwärtigen
Wahlrechtsbewegung in Anwendung zu bringen . Aus diesen An -

schauungen heraus konnten wir uns auch mit den

Ideen , wie sie unlängst von Stampfer und der

„Franksiirter Volksstimme " vertreten wurden , nicht einverstanden er -
klären . Run darf man aber auch nicht sagen , der politische Massen -

streik darf nicht diskutiert und propagiert werden , weil man gar
nicht weiß , ob er einmal zur Anwendung kommen kann . Auch heute
ist wieder die Auffassung vertreten worden von Legten , daß der

politische Massenstreik erst dann erfolgreich angewendet werden

könne , wenn wir die Majorität besäßen und dann brauchten wir ihn
nicht . Bebel hat schon früher in Jena darauf hingewiesen , daß
alle Anzeichen bei uns auf Sturm deuten , daß sich die herrschenden
Klassen aus die Dauer nicht das langsame , ruhige , energische Vor -

dringen der Arbeiterbewegung gefallen lassen , daß sie versuchen
würden die Arbeiter zu knebeln , so lange sie die Macht noch in

Händen hätten . Dann sind wir ' vor die Frage ge -
stellt , was tun wir dem gegenüber , lassen wir uns
das gefallen ? Dazu müssen wir eben den Massenstreik
erörtern und propagieren . Die Vorbereitung zum politischen Massen -
streik besteht im Ausbau unserer Organisationen auf politischem und

gewerkschaftlichem Gebiete , wie das schon in der Amsterdamer Reso -
lution der Genossin Roland - Holst so unzweideutig aus -

gesprochen ist . Aber die Vorbereitung besteht auch darin , daß diese

aber auch betonen , daß es »
für Sozialdemokraten die

Parteitage geltend sein
irgendeiner Kategorie von

erstarkten ausgebauten Organisasionen vom Geiste des Sozialismus
beseelt sind und dem Zwecke dient ja gerade die Resolution
Kautsky . daß dies in noch höherem Maße erreicht wird als

bisher . Man hat gesagt , wenn wir diesen Antrag annehmen , so
werden die Gewerkschaften terrorisiert von der Partei , sie find ein

gleichberechtigter Faktor . Selbstverständlich wird es der Partei nie -
mals einfallen , in spezifischen Gewerkschaflsftagen den GeWerk - !

schaften irgend welche Vorschriften machen zu wollen , so
wenig wie das bisher der Fall gewesen ist . Wenn es

sich aber um allgemeine politische Fragen handelt , wie die Ver»- !

teidigung des Wahlrechts usw. , dann muß allerdings die Partei als »
die führende Instanz das Recht haben , den Weg und die ein -

zuschlagenden Mittel für den Kampf zu beschließen . Die Gewerk - i

Ichaften werden nicht terrorisiert , weil die führenden Gewerkschaftler
als Parteigenossen auch in ihrer politischen Organisation ihren Ein -

fluß geltend machen können , wenn sie nur recht zahlreich zu uns
kommen . ( Sehr richtig !) Ich möchte
ganz selbstverständlich ist , daß
Beschlüsse der sozialdemokratischen
müssen . Es ist unmöglich , daß
Genossen ein Ausnahmerccht eingeräumt werden kann , wie das

Kautsky ausgeführt hat . Wenn die sozialdemokratischen Führer
in den Gewerkschaften dahin wirken , daß niemals Beschlüsse gefaßt
werden , die Parteitagsbeschlüssen zuwiderlaufen , so ist jede Möglich -
keit von Konflikten und Kollisionen ausgeschlossen . ( Sehr richsig I)
Es ist ganz unrichtig , daß der radikale Flügel der Partei die Be -

deutung der Gewerkschaftsbewegung irgendwie unterschätzt . Speziell
ich bin 1893 für den Antrag Ar ons eingetreten und stehe auf dem

Standpunkt , daß die Gewerkschaften Fleisch vom Fleische der sozial -
demokratischen Partei sind . Das hat auch Legten betont , daß
geistig Sozialdemokrasie und Gewerkschaften eins sind . Dann kann man

abcrauch für die Rcsolusion Kautsky einfteten . ( Widerspruch . )
Würde diese Resolution abgelehnt , so würde das ein allgemeines
Kopfschütteln erregen nicht nur in den Kreisen der Parteigenossen ,
sondern auch in den breitesten Kreisen der Gewerkschaften . ( Bravo ! )

Grunow - Riederbarnim :

Die übergroße Mehrzahl der Genossen unseres Kreises sind mit
der Resolution 59 nicht einverstanden . Sonderbar finde ich es , daß
der Parteivorstand heute in der Mittagspause zu der Erkenntnis ge -
kommen ist , daß zwischen den Resolutionen von Jena und Köln kein

Unterschied besteht . Ich kann dieser Ansicht nicht zustimmen . Des -

halb bin ich für die Resolution Kautsky , die den Widerspruch , der

tatsächlich besteht , beseitigt . ( Sehr richtig ! )

Hoffmann . Haniburg :

Die V- röffentlichung des Protokolls der Konferenz der Ge -

werkschaftsvorstände war eine Notwendigkeit : das ist die Ansicht
nicht nur der polisisch , sondern auch der gewerkschaftlich
organisierten Arbeiter Hamburgs in ihrer großen Mehrzahl .
Der Parteivorstand hat keinen Grund , um Entschuldigung
zu bitten , ich erwarte auch von dem Solidaritätsgefühl
der Gewerkschaftsführer , daß sie die angedeutete Drohung , es
in einem ähnlichen Fall ähnlich zu machen , nicht erfüllen . In Ham -
bürg hatte man noch nicht empfunden , welcher Schlag der Arbeiter -

schast durch den Wahlrechtsraub zugefügt werden sollte , später stieg
dann die Begeisterung . Daß das geschah , verdanken wir der fortgesetzten
agitatorischen Tätigkeit der Partei und der Gewerkschaften . Das war
der Erfolg von Jena . Der 17. Januar 1996 hat gezeigt , daß die Voraus -

setzunge » von den Verfassern des Hirtenbriefes garnicht zutrafen .
Will man die Massen begeistern , dann mutz man sagen , was ist .
Die Schuld daran , daß Artikel geschrieben sind , daß einem die Haare
zu Berge stehen , trifft beide Teile . Was ist nicht anläßlich des
„ Borwärts " - Ko» flikteS alles von Gewerkschastssührern geschrieben
worden ! Ich freue mich über den Artikel , den Kautsky in der
„ Reuen Zeit " veröffentlicht hat , worin er die Gewerkschaften auf -
fordert , für die Ausbreitung der sozialistischen Ideen zu agitieren .
Was soll man aber dazu sagen , wenn das „ Korrespondenzblatt " in
dem Artikel einen Kampf gegen die Gewerkschaftsführer er¬
blickt und sich dagegen wendet ! Das ist eine Unterstellung ,
die nicht am Platze war . Unbegreiflich ist es , wie L e g i e n und
andere gegen die Jenaer Resolution stimmen konnten , wenn sie das -
selbe besagt wie die von Köln . ( Sehr richtig !> Es ist richtig , daß
wir , wie David sagt , heute im Rahmen der Gesetzlichkeit kämpfen ,
aber angesichis der Bestrebungen unferer Gegner , die mit Gewalt
uns das Wahlrecht nehmen wollen , ist diele Taktik nicht für alle
Zeiten angebracht . Wir Genossen aus dem ehemaligen Hamburger
Belagerungsgebiet sind mit einer Ausnahme der Meinung , daß die
Resolution Bebel nur dann Wert hat , wenn das Amendement
Kautsky angenommen wird . ( Lebhafter Beifall . )

Gewchr - Elberfeld :
Bebel hat in seinem� Referat allen Gegenausfühmngen von

Legien von vornherein die Spitze abgebrochen . L e g i e n bewegt
sich in Widersprüchen , er erklärt den Massenstreik für überflüssig und
ist trotzdem daniit einverstanden . Ich bedauere den Standpunkt des
Parteivorstandes , der sich mit dem Zusatz Legien einverstanden er -
klärt . Kautsky und seine Anhänger werden immer als Dogmatiker
hingestellt , aber wer - das Referat von Legien gehört hat , der wird
wissen , wo die größten Dogmatiker sitzen . Die Sache geht
nicht von selbst ihren Gang , sie will geschoben werden
durch die bewußte Taktik der Sozialdemoftatie . Legien hat uns keinen
Weg angegeben , was wir tunsollen , wenn das eintritt , was Bebel
und andere uns vorgeführt haben . Waö solle » wir tun , wenn uns
das Wahlrecht genommen wird ? Ich stehe nicht auf dem Stand «
punkt , daß wir in Deutschland keinen Einfluß haben . Eine
Eventualität , wo wir den Massenstreik anwenden , könnte ich mir
sehr wohl denken . Wenn uns das Wahlrecht genommen werden soll ,
dann werden wir die christlichen Arbeiter , die heute dem Zentrum
nachlaufen , gewonnen haben , und dann ist vielleicht der Zeit -
Punkt gekommen . Wie man immer und immer sagen kann ,
die Gewerkschaften werden zurückgesetzt , begreife ich nicht . Gerade
das Gegenteil ist der Fall . Wir sollten uns mit der Theorie be -
schäfligen , dann werden wir nicht zum Jrrlichterieren kommen , denn
das führt in den Sumpf . Wir sollten die Resolution Kautsky an -
nehmen , nicht weil wir Gegner , sondern weil wir die wärmsten
Freunde der Gewerkschaften und . ( Lebhafter Beifall . )

Wels - Berlin :

Legien sagt , der Parteivorstand habe sich von den Berliner
Genossen schieben lassen . Allerdings haben die gesamten Partei -
sunktionäre Berlins die Veröffentlichung des Protokolls als im In -
teresse der Arbeiterbewegung unbedingt notwendig erachtet und die
Folge hat uns ja recht gegeben . Mag auch die Generalkommission
formell im Recht sein , das Interesse der Partei steht höher .
( Sehr wahr ! ) Mit einer bloßen Erklärung des Parteivorstandes
wäre es nicht abgetan , die Genossen hatten ein Recht , die volle
Wahrheit zu erfahren . Mißtrauen ist eine demokratische Tugend , und
nichts wäre mehr geeignet , die Partei von » Grund aus zu er -
schüttern als wenn wir ein übermäßiges Vertrauen zu denen hätten .
die einen Posten bekleiden : auch sie müssen kontrolliert werden .
( Sehr richtig !) Die Resolution Kautsky verlangt , daß die Be -
schliisse der Parteitage von jedem , der zur Partei gehört , an jeder
Stelle befolgt werden . Es geht nicht , daß man sagt , für uns sind
die Beschlüsse des Gewerkschaftskongresses und

'
nicht die des

Parteitages maßgebend . ( Sehr richtig I) Wohin würden wir
dann kommen ? H u e hat auf der Konferenz gesagt :
„ Wohin die gewerkschaftliche Neutralität der Arbeiter politisch führt .
das kann und muß dem Gewerkschaftsführer gleichgiiliig sein . Ist
es ihm nicht gleichgültig , so zeigt er damit , daß er den Berufs -
verband nicht um feiner selbst willen fördert . " ( Hört ! hört ! Zuruf :
Das hat er ja garnicht gesagt ! ) Ja , dann ist das Protokoll nicht
zutreffend . ( Ruf : Es steht ja auch nicht im Protokoll I) Es steht in



ver Broschüre von H u e . da ? ist seine Ansicht . 1334 hatte er noch
andere Ansichten , damals ging er mit Bebel scharf ins Gericht ,
iveil er außerordentlich nach

'
rechts geschwenkt sei . Solche Aus -

führungen , wie in der Broschüre , müssen starkes Mißtrauen hervor -
rufen . Nur im Interesse der Selbsterhaltung fordern wir das
Amendement K a u t S k y. ( Sehr wahr !) Ohne das Amendement
hat die Resolution Bebel keinen Wert . Ich persönlich bin
bereit , auch das Amendement Legten mit zu schlucken , wenn nur
auch das Amendement Äautsky mit angenommen wird , um so
einen möglichst einheitlichen Beschluß herbeizuführen . Wir müssen
uns vergegenwärtigen , wie verschieden die Führer der Partei und
der Gewerkschaften zu der Frage der Anwendung des Massenstreiks
stehen . Bebel sagt , im Falle eines Wahlrechtsraubes müssen wir
alle daran , und wenn wir auf der Strecke bleiben . L e g i e n sagt ,
er glaubt nicht , daß auch bei einem Wahlrechtsraub die Bor -
bedingungen für einen Massenstreik gegeben sind . — Den Beschlüssen
des Parteitages hat sich jeder zu fügen . Deshalb bitte ich nochmals ,
die Resolution K a u t s k y anzunehmen . lLebhafter Beifall . )

Dr . Gradnauer - Dresden :

Der Delegierte unserer französischen Bruderpartei äußerte bei
Eröffnung deL Parteitages , daß man im Auslande den Wunsch habe ,
die deutsche Sozialdemokratie möge zu der Gründlichkeit , die sie
schon habe , auch noch die Schlagfertigkeit erwerben . Ich meine , daß
dieser Wunsch berechtigt ist . Die Schlagfertigkeit ist nicht in dem
Maße vorhanden , wie es wünschenswert wäre . Wir wollen die

Einigkeit , Geschlossenheit und Schlagfertigkeit der Partei bei den
künftigen Bewegungen sichern . Wenn von diesem Gesichtspunkt aus
die Resolutionen betrachtet werden , so bin ich der Ausiassung ,
daß uns die Resolution Bebel ein gutes Stück vor -
wärts zu bringen inistande ist . Dadurch wird erreicht ,
>vas schon längst hätte geschehen müssen , daß ein gutes Zusammen -
arbeiten zwischen den beiden Hauptinstanzen der Arbeiterbewegung
herbeigeführt wird . Das begrüße ich auf das lebhafteste . Aber ich
kann mich gar nicht befreunden mit dem Amendement Kautsky .
Ich bedauere zwar sehr , daß die Parteileiter hier mit autoritativer
Wucht , ohne die Diskussion abzuwarten , die Stellung gegen
Kautsky zum Ausdruck gebracht haben . Durch diese Methode sind
die Genossen nur aufgereizt worden . ( Sehr richtig . ) Die Re -
solution Kautsky wirk : wie ein Zankapfel , der hineingeworfen
worden ist . ( Sehr wahr ! ) Wir wollen , daß Partei und ' Gewerk -
schaften sich vertragen und zusammenarbeiten können . Das er -
warten die deutschen Arbeiter von uns , aber nicht , daß wir
Schritte tun , die geeignet sind , die Streitigkeiten , lvcnn wir von
hier auseinandergehen , von neuem zu entfachen . Das aber ist die
Wirkung der Resolution Kautsky ( Sehr wahrl Widerspruch . ) ,
nicht Selbstverständlichkeiten bringt die Resolution , sondern Miß -
Verständlichkeiten . Was soll das denn heißen , daß es den Genossen
zur Pflicht gemacht wird , sich gcivcrkschafttich zu betätigen , daß sie
aber an die Beschlüsse des Parteitages gebunden fein sollen ?
Weiter wird dann die Sozialdemokratie als die höchste
Form des Klassenkampfes bezeichnet . In der Situation .
in der wir uns befinden , kann das nur das eine bedeuten ,
daß man den Gewerkschaften sagen will : „ Ihr steht unter
uns " . Kautsky hat eine Unterscheidung zwischen Sozialdemokratie
im engeren und weiteren Sinne gemacht . Ebenso könnte man die
Gewerkschaftsbewegung in eine engere und weitere teilen . Also , die
Gewerkschaftsbewegung muß als vollständig gleichberechtigt an -
gesehen werden . ( Sehr wahr I) Ich will nun auf Bebels Referat
eingehe ». Ich kann nicht verhehle », daß auch ich den Eindruck gc -
Wonnen habe , daß Bebel sich heute ebenso defensiv verhalten hat ,
wie er in Jena aggressiv vorgegangen ist . ( Sehr richtig I Heiterkeit . )
Damals hat er gesagt , wir können all die Schmach , die
uns auferlegt wird , nicht mehr ertragen . Heute hat er uns die
Schwierigkeiten vorgemalt . Das hat vieles Unglück verschuldet .
daß man nicht die nötige einheitliche und klare Politik befolgte und
sich immer in Superlativen bewegt hat : „ Zuerst himmelhoch auf -
jauchzend und dann zum Tode betrübt " . � h halte es für falsch ,
daß man die preußische Bewegung mit dem 21 . Januar und dem
18 . März in Verbindung gebracht hat . Dadurch mußte bei den
Massen der Eindruck eiilstehen , als sollte auch bei uns
so etwas geschehen und heute erklärt man , man habe daran

gar nicht gedacht . In dasselbe Kapitel gehört auch die
Petition . Gewiß haben wir solche Schritte schon früher getan ,
aber in einer solchen Situation , wo man die russische Revolution

verherrlichen will , zugleich an das preußische Herrenhaus petitionieren .
harnroniert nicht zusammen . ( Sehr richtig !) Es ist nicht wahr , daß
im Anfange dieses Jahres nicht eine große Stimmung unter dem
Bolke vorhanden gewesen wäre . Da hat man in unnatür -
licher Weise die Dinge übertrieben , mit revolutionären An -
spielungen in Zusammenhang gebracht , und jeyt will man
leugnen , daß eine gewallige Bewegung vorhanden gewesen ist .
Wir haben in Sachsen eine Bewegung gehabt , wie wir sie vorher
nicht gesehen haben , eine nachhaltige Begeisterung unter den Masse » .
Wir haben auch in Sachsen damals etwas erreicht . Was die Ge -
nosscn aus Hamburg erzählen , beweist das ' elbc . Und wie steht es
in Berlin ? Bebel sagt , es war keinerlei . ieigung vorhanden , die

Bewegung weiter zu steigern. Wir haben ja keinen Massenstreik
verlangt , aber was wir kritisieren , das ist , daß die Begeisterung so
mächtig abgeflaut und so schnell wieder zurückgegangen ist . ( Sehr
richtig !) Nun also , ich halte es für das wichtigste im Referat Bebels ,
daß er klar gesagt hat , daß wir den Zweck der Wahlrechts -
beweaung bestimmt unigrenzen auf das Reichstagswahlrecht und auf
die Eroberung von Wahlrechten in den Einzelstaaten . Dadurch wird
allen diesen Dingen , die die Bewegung erschlvert haben , ein Riegel
vorgeschoben ; damit kriegen wir klare Bahn , und durch gemeinsame
Arbeit mit den Gewerkschaften hoffe ich, daß wir durch den jetzigen
Beschluß schlagfertiger werden , als wir bisher waren . (Lebhafter
Beifall . )

Duncker - Dresden :

Als wir am Sonntag auf Anraten Singers den An -

trag des vierten sächsischen Wahlkreises zurückzogen , da dachten
wir nicht daran . daß wir in dem Referate Bebels Worte
finden würden , die nicht die Zustimmung des Parteitages finden
können . Ich will nicht darauf eingehen , wie weit eine deutsche Jnter -
vention unmöglich ist . Ich meine , sie ist nicht absolut unmöglich
und immerhin ist kein Schaden , wenn man sich aus alles einrichtet .
( Sehr richtig I) Bon sieben Rednern ist auf diese Möglichkeit hinge -
wiesen worden , so von Rosa Luxemburg , die gesagt hat , das deutsche
Proletariat müsse gegen eine solche Jnterventron Front machen und
dies muß auch vom Parteitag zum Ausdruck gebracht werden .

Hie großen Ereignisse , denen wir entgegengehen , müssen auch bei
uns ein starkes Geschlecht finden . ( Sehr richtig I) Ich möchte auch
dem Wunsche der Genossin Luxemburg beitreten , daß Bebel in
seinem Schlußwort sich etwas energischer ausspricht . Er weiß , wie
die russischen Genossen zu uns heriiberblicken und er weiß es , was
es bedeutet , wenn in Mannheim ein entscheidendes Wort gesprochen
wird . Bezüglich der Massenstreiksstimmung trete ich dem Bor -
redner bei . In Leipzig und Dresden war die Stimmung
eine sehr starke und wurde noch energisch gesteigert .
Man war der Meinung , daß ein Demonstrationsstreit
diese Stimmung der sächsischen Regierung gegenüber zum
Ausdruck bringen sollte . Bebel möge in seinem Schlußwort
zeigen , inwieweit unter Umständen ein Demonstrations -
streik für die Arbeiter von Bedeutung sein kann . Es gibt Momente .
wo wir auf einen solchen Demonstrationsstreik nicht verzichten
können . Den Zusatz Kautsky zur Resolution bitte ich anzunehmen .
Sie alle sind nach Mannheim gekommen , um gerade gegenüber den
Erscheinungen in Breslau und Nürnberg geschlossen znsammen zu
stehen . Aber diese Einigkeit kann nur erzielt werden durch offene
Aussprache . Wir niüssen zu der Anschauung gelangen , daß wir
in den Gewerkschaftlern gleichberechtigte Genossen erblicken . ( Sehr
richtig !) Etivas anderes wird in der Resolution gar nicht verlangt .
Der Zusatz ist ja auch ganz selbstverständlich . So etwas sagt man
nicht , aber man tut es . ( Sehr wahr ! Hört I hört ! ) Ich möchte bitten ,
daß durch möglichst einstimmige Annahme bewiesen wird , daß wir
alle zusainmenstehen , daß es nicht möglich ist , daß Parteigenossen als

Gewerkschaftler erklären , für uns ist der Beschlutz von Köln bindend .

( Lebhafter Beifall . )
Licpmann - Berlin :

Legien hat behauptet , die wenig fteundliche Haltung des

Parteivorstandes gegenüber den Gewerkichaften wäre auf das Be -
treiben bei : Berliner Genossen zurückzuführen . Das ist total un -

richtig und durch nichts begründet . Gegenüber der Behauptung ,
daß die ' anarchosozialistische Schieberkolonne in Berlin einen

ungebührlichen Einfluß habe , verweise ich darauf , daß unter
den Berliner Funktionären und dem Parteivorstande sich
auch nicht ein einziger Genosse befindet , der lokalorganisiert wäre .
Wir werden doch nicht unsere eigenen Kinder verspeisen . ( Große
Heiterkeit . ) Sassenbach wurde gerade als Gewerkschaftler von
der anarchosozialissischen Schieberkolonne in die Stadlverordneten -

Versammlung gewählt und als Robert Schmidt Zentralarbeiter -
sekretär wurde , baten wir ihn , trotzdem das Mandat im 5. Wahl -
kreise anzunehmen , es wäre für die Gewerkschaften von immensem

Nutzen , wenn er Reichstagsabgeordneter wäre . Das war auch eine

solche anarchosozialistische Schieberei . ( Sehr gut ! ) Als sich Berlin

zentralisierte , wurde Bö ske aus dem Deutschen Holzarbeiterverband zum
Beamten gewählt , weil man eben einen Gewerkschaftler wollte , von
meiner Person ganz abgesehen . Und weiter ! Von der Personen -
ftage ganz abgesehen ! Als der neue Zentralverband für Groß -
Berlin sein Statut ausarbeitete , wurde jedem Mitgliede zur Pflicht
gemacht , sich der Gewerkschaft seines Berufes anzuschließen . Wer

also behauptet , die Berliner Genossen ständen den Gewerkschaften nicht
freundlich oder nicht mit vollem Verständnis gegenüber , der behauptet
Unwahres . ( Sehr richtig ! ) Ich erinnere weiter daran , daß jetzt in
Berlin den Lokalist «, keine eigenen Kandidaten für die Gewerbe -
gerichtswahlen mehr eingeräumt werden . So sieht die anarcho -
sozialistische Schieberkolonne aus . ( Hört ! hört ! ) Sie sind nun
wohl überzeugt , daß Legien etwas über die Berliner Funktionäre
behauptet hat , was er nirnmcrmehr beweisen kann . Die Resolution
Kautsky drückt das Richtige aus , ich bitte , ihr zuzustimmen .
( Beifall . )

Die weitere Beratung wird auf Donnerstag vertagt .

4. GtneralversWmlung desZentralvereins derMhauer .
Frankfurt a. M. , 24 . September .

Im Gewerkschaftshause traten gestern die Delegierten obigen
Verbandes zu ihrer vierten Generalversammlung zusammen . An -
wesend sind 26 Delegierte , deren Mandate alle für richtig befunden
worden sind . Die Generaltommission hat ihr Mitglied K n o l l
entsandt . Den Borsitz übernahmen D u p o n t und Welker -
Berlin . '

Erster Berhandluugstag .

In der Montagssitzung teilte zunächst D u p o n t mit , daß zu
den Kassenausständcn einige Anträge vorliegen , diese Ausstände
den betreffenden Filialen teilweise zu erlassen . Zum Kassen -
berichte gab Zentralkassierer B c h r e n d s noch einige kurze Auf -
klärungcn , die aber mehr persönlicher Natur waren .

Im Auftrage der internationalen Agitationskommission gab
D u p o n t eine kurze Ucbersicht über die internationale Be -
wegung , die von Berlin aus geleitet wurde und aus welcher hervor -
geht , daß auch im Auslände alles vorwärts geht .

Zum Berichte des Ausschusses wünschte L ü t t i ch , daß die
Rechte desselben etwas erweitert werden möchten ; ebenso sei der
Ausschuß zu der Ansicht gekommen , daß bei Lohnbewegungen die
Instanzen etwas mehr eingehalten werden zwecks Zusammenarbeit .
Besonders die Berichterstattung muh mehr gewürdigt werden . Die
in Betracht kommenden Korporationen ständen immer vor der
fertigen Tatsache .

Es folgen nunmehr einige Beschwerden über den Zentral -
vorstand . Z s ch o n bringt einen Fall aus Dresden zur Sprache ,
wo nach seiner Ansicht im Falle des Kollegen Weiß nicht richtig
gehandelt worden sei . Ucber den Fall Weiß selbst kommt es zu
einer lebhaften Auseinandersetzung , die ergibt , daß der Fall sehr
verschieden beurteilt wird . Die Verhandlungen dauern bei Schluß
des Berichtes noch weiter .

Inzwischen ist von Z s ch o n - Dresden folgende Resolution
eingegangen :

„ Der Zentralvorstand wird beauftragt , in Zukunft in solchen
Fällen , wie der Fall Weiß , eine Entschädigung zu verweigern . "

lieber die Zulässigkeit der Resolution entsteht eine ausgedehnte
Geschäftsordnungsdebatte ; . die Resolution wird schließlich gegen
eine Stimme abgelehnt .

Der 3. Punkt der Tagesordnung betrifft die Genehmigung
des Rechenschaftsberichtes und Entlastung des Zentralvorstandcs .
Hierzu bemerkt M i es b a ch - Berlin , daß er den Fall Weiß -
Dresden ausgeschieden wissen will , da er davon seine Zustiminung
zur Entlastung überhaupt abhängig macht . Die Generalversamm -
lung stimmt dem zu . Ueber den Fall Weiß entscheidet die Mehr -
heit gegen den Zentralvorstand . Gegen die Gesamtentlastung des -
selben erhebt sich nur eine Stimme . Dem Ausschuß wird ein -
stimmig Entlastung erteilt .

Nunmehr wendet sich die Generalversammlung zum I . Punkt :
Bericht von der Bezirksvcrtrcter - Konfercnz . Referent ist Welker -
Berlin . Am Sonntag tagte hier im Gewcrkschaftshause eine Kon -
ferenz , die über die Taktik bei Lohnbewegungen , Kartcllvcrträge usw .
verhandelte ; es waren sämtliche Bezirksvorstände , der Haupt -
vorstand , die Generalkommission und der Holzarbeitcrverband ver -
treten . Auch die Verschmelzungsfragc wurde naturgemäß dabei
berührt , und es ist ganz verständlich , daß Kartellvertrage zu einer
Verschmelzung hinüberlcitcn . Es dürfen dabei aber nur taktische
Erwägungen in Betracht kommen . Die Konferenz war gut ge -
eignet , diese Frage zu besprechen , da ja auch Internes zur Sprache
gebracht wurde . Die Diskussion darüber war eine sehr lebhafte ,
man stand wohl anfangs auf dem Standpunkt , die Frage der Ver -
schmelzung der Generalversammlung zu überlassen ; verschiedene
Gründe sprachen jedoch dagegen . Für den Zusammenschluß mit
dem Holzarbeitervcrband kam vor allem in Betracht , daß die großen
Verbände mit ganz anderen Mitteln und Einrichtungen die
Agitation betreiben können , die wir nicht haben . Die Unter -
stützungsfrage selbst wurde gar nicht oder doch nur vorübergehend
gestreift ; die Lohnbewegungen drückten der ganzen Diskussion den
Stempel auf . Hervorgehoben wurde auch , daß unsex . Verband zum
Teil schon bessere Lohnverhältnisse besitzt . Die Beziehungen des
Holzarbeiterverbandes sind sehr gute , und der Vertreter Leipart
hat der Hoffnung Ausdruck gegeben , daß eine Verständigung sehr
leicht möglich ist . Die Konferenz einigte sich schließlich auf eine
Resolution , welche die bisherige Organisationsform beizubehalten
wünscht und den Zentralvorstand beauftragt , mit den in Betracht
kommenden Organisationen Kartellverträge abzuschließen . Dieser
Resolution bitte ich Ihre Zustiminung zu erteilen .

D u p o n t - Berlin berichtet über den 3. Punkt der Konferenz .
welche sich mit den Bezirkslommissionen und ihrer Tätigkeit be -

schäftigte . Bei dem 3. Punkt spielte die Frage der Kartellverträge
gleichfalls eine wichtige Rolle . Vor allem war es auch die Re -
solution Busse , die in Köln tot gemacht wurde . Daraus könnte man
schließen , daß jeder Verband aufnehmen könne , wen er wolle . Der
Vertreter der Holzarbeiter gab auf eine dahingehende Anfrage die

Auskunft , daß sie auf dem Standpunkt stehen : Bildhauer gehören
in den Bildhauerverband . In anderen Organisationen ist man
dieser Ansicht nicht , das beweift die Vorständekonferenz in Berlin .
Bei dem Punkt Agitation war es notwendig , auf einzelne Un -

geschicklichkeiten einzugehen und es mutzte einmal Klarheit gc -
schaffen werden . Die Generalversammlung muß unbedingt dahin
kommen , die Bezirksvorstände anzuweisen , dem Hauptvorstand
Folge zu leisten . Es geht nicht anders , sonst können wir nicht vor -
wärts kommen . Wir müssen das Beispiel anderer Verbände nach -
ahmen und auf ein Zusammenarbeiten drängen . Dem müssen sich
auch die örtlichen Agitationskommissionen anschließen . Darin

liegt unsere Aktionsfähigkeit . Eine Zersplitterung darf unter
keinen Umständen eintreten ; sie braucht auch bei einem Uebcrtritt

in einen anderen Verband nicht in Betracht zu kommen . Rednctz

wendet sich nunmehr zu Einzelvorkommnissen im Beruf . Vor

allem nimmt Dupont die Lohnbewegung der Holzbildhauer in

Berlin unter die Lupe ; sie war recht untaktisch inszeniert . Man

sollte den leitenden Körperschaften doch mehr Vertrauen entgegen -

bringen und nicht unnötig Schwierigkeiten machen . Zum Schluß
wird dann dem Zcntralvorstand alles in die Schuhe geschoben .

Auch in Frankfurt a. M. ist erst dann , als schon alles in Fluß war ,

dem Zentralvorstand Mitteilung gemacht worden . Vor allem

wehrten wir uns gegen die Freigabe des ersten Mai im Frankfurter

Tarif . Wenn wir die Forderung auf Verbesserung der Arbeits -

zeit stellen , dann hat die Maifeier damit nichts zu tun ; die seiern
wir sowieso , wenn wir stark genug sind . Auch die Beitragsfrage

beschäftigte die Konferenz .

N a ch m i t t a g s s i tz u n g.

Es wird in die Debatte über die Beratungen der Bezirks -

konferenz eingetreten . Als erster Redner betont
K ö n i g st e d t - Magdeburg : Er müsse die ganze Frage resp .

die Art und Weise , wie der Generalversammlung von der Kon -

ferenz Mitteilung gemacht wird , als nicht richtig anerkennen .

Zunächst erkläre er sich gegen die Ansicht Duponts , als ob wir

immer dem Zentralvorstand Folge zu leisten haben . Man darf
keinen Vergleich ziehen mit den angestellten Beamten anderer

Organisationen . Wenn gesagt wird , wir haben es noch nicht not -

wendig , uns einem Jndustrievcrband anzuschließen , so trifft das

zurzeit zu , aber wir müssen mit der Zukunft rechnen . Die Unter -

nehmer können Maßnahmen treffen , die uns bankrott
�machen

können . Diese Ansicht ist nicht neu ; ich habe schon 1833 davon

gesprochen . In den Jndustrievcrbändcn wird doch manches ge -
boten , was die kleinen Organisationen nicht zahlen können ; so

Unterstützung bei Arbeitslosigkeit , Krankheit und Streiks . Hinzu
kommt noch , daß die Erziehung zum Klassenkampf in den großen

Organisationen mehr gepflegt wird , als bei den kleinen , denen es

an aaitatorischcn Kräften mangelt . Nur wenn ein einmütiger
Ucberiritt erfolgen würde , bin ich für die Verschmelzung . Ich stehe

auf dem Standpunkt der Resolution , in diesem Sinne wollen

wir handeln . �
S ch la u che r - München konstatiert mit Freuden , daß die

Frage der Verschmelzung angeschnitten wird , obgleich er persönlich

nicht dafür ist . In München sind die Steinbildhauer nicht für Ein -

tritt in den Holzarbciterverband . Was gäbe das für eine Zer -

splitkerung , wo die Arbeitsmethoden so schnell wechseln ! JFfit dein

Uebertritt in den Holzarbeiierverband nkerden unsere Interessen

nicht mehr so vertreten . Für Kartellverträge bin ich sehr ; ich hätte

gewünscht , wir hätten schon eher solche abgeschlossen . Für die Zu -

kunft könnten wir dann viel besser zusammenarbeiten .
B e t hl e - Berlin gibt die Erklärung ab , daß die größte Zahl

der Berliner mit dem Zentralvorsiand sich im Widerspruch befindet .
Der Zentralvorstand hat manche Schwächen , die wir wohl kennen .

Tic Generalversammlung kann über die Berliner Verhältnisse nicht

entscheiden , wollen Sie aber hier eine Aussprache herbeiführen , gut ,
dann bin ich in der Lage Rede und Antwort zu srehen . Was den

Anschluß an den Holzarbeiterverband betrifft , so ist das kein Wunsch

einzelner Personen , sondern der Druck der wirtschaftlickien Per -

Hältnisse . ES berührt komisch , wenn man sagt : wir haben nichts da -

gegen , wenn diese Frage besprochen wird ; aber wir sind noch nicht

reif . Lassen Sie nur eine gründliche Aussprache stattfinden , geben
Sie die notivendigen Erklärungen , und bei einer Urabstimmung
lvcrden Sic eine große Zahl finden , die für Uebertritt in den Holz -
arbciterverband sind . Wir find auch keine Berufsorganisation ,

sondern drei verschiedene Berufe fassen wir zusammen . Was uns

vereinigt , sind die geistigen Interessen . Genau so gut könnten wir

bei den Schneidern organisiert sein . Wir haben nicht nur unsere »

sondern auch die Kämpfe anderer Organisationen .
B o h l - Nürnberg wünscht die Frage : Uebertritt in den Holz -

arbciterverband getrennt von der Frage Taktik bei Lohnbewegung

zu be bandeln . Ter Anregung wird zugestimmt .
K n o l l als Vertreter der Generalkommission bemerkt zu der

Frage : Uebertritt in den Holzarbeiterverband , daß in den großen

Organisationen die Erziehung zum Klassenkampf besser sei . als in

den kleinen ; dagegen muß doch im Interesse Ihres Berufes Protest

erhoben werden . Gerade die Bildhauer sind verschiedentlich gelobt
worden . Es liegt nur an dem Geist , mit dem die Organisation

' dnrchsctzt ist . Wir haben eine ganze Reihe kleiner Organisationen ,
die sich' das Zeugnis nicht nehmen lassen wollen , daß sie ihre Mit -

glicdcr zum Klassenkampf erziehen . Daß aber dckr Zusammenschluß
der Organisationen die Herabsetzung der Beiträge zur Folge haben

könnte , damit darf nicht operiert werden . Leistung bedingt immer

Gegenleistung . Der Bildhauerverband ist noch nicht reif zum
Uebertritt in den Holzarbeiterverband : eine ganze Reihe von Klein -

betrieben stehen dem noch gegenüber . Sie haben in Ihrem Verband

noch ein großes und dankbares Arbeitsfeld .
B o hl - Nürnberg stellt sich auf den Standpunkt des Kollegen

Dupont . Er polemisiert gegen die Ausführungen Königstedts be -

züglich der Klassenkampferziehung und betont , daß gerade die kleinen
Verbände nach der Richtung viel leisten . Auch die ganze Arguinen -
tation des Kollegen Bethke sei nicht zutreffend . Die . Kämpfe in den

Jndustricverbänden spielen sich ganz anders ab , als wie Bethke
anführt . Was bringt uns der Uebertritt in den Jndustrieverband ?
Wir haben unsere Aktionsfähigkeit bewiesen . Durch den Uebertritt
können wir vorläufig gar nichts gewinnen .

Hetze ! - Stuttgart gibt der Hoffnung Ausdruck , daß jetzt
durch die Diskussion wieder reine Bahn für die Agitation geschaffen
wird . Auch dieser Redner polemisiert entschieden gegen Bethke . Auf
der einen Seite wollen Sie zentralisieren , auf der anderen Seite

reißt man Berufsgruppcn auseinander . Die Gegensätze werden da -
durch nur verschärft . An den ' hohen Beiträgen wollen wir nicht
rütteln , wir können dafür auch etivas leisten . Von einem Uebertritt
kann vorläufig noch keine Rede sein .

Tzs ch o r n - Leipzig gibt Aufklärung über die Entstehungs -
geschichte der Leipziger Anträge — im übrigen betont auch dieser
Redner , daß vorläufig an einen Uebcrtritt noch nicht zu denken sei .

Bracke - Berlin ist gleichfalls gegen einen Uebcrtritt unter
besonderer Berücksichtigung der Berufsverhältnisse , die er einer ein -
gehenden Besprechung unterzieht .

A ß ma n n - Berlin hält den Jndustrieverband nicht für die
richtige Form , gerade Bethke hätte als strenger Marxist alle Ver -
anlassung , anders zu urteilen .

Hildeshcim - Berlin erklärt , daß die große Masse der
Berliner Kollegen gegen den Anschluß an den Holzarbeitervcrband
ist . Er sei ein prinzipieller Gegner der Jndustricverbände . Denn
die Erfahrungen im Metallarbeiterverband zeigen , daß auch die
großen Verbände nicht alles Heil für die Arbeiterschaft bringen .
Im weiteren polemisiert Hildesheini gegen Bethke .

Schmidt - Mühlhau > en erklärt sich cbcnfalls gegen den
Uebertritt in den Holzarbeitcrverband , Weil jetzt noch die Tischler
im Holzarbeiierverband das Uebergewicht haben und naturgcniäß
auch die Interessen dieser Berufsgruppe am meisten vertreten
werden .

Welker - Berlin meint , man solle doch nicht Einzelvorkomm - >
nisse generalisieren . In der vertraulichen Besprechung hätten die
Vertreter des Holzarbeitervcrbandcs erklärt , daß sie jederzeit die
Interessen der Bildhauer zu vertreten gewillt seien .

Franke - Hannover erklärt namens der Steinbildhaucr , daß
bei ihnen keine Sympathie für einen Anschluß an den Holzarbeiter -
verband vorhanden sei . Wir wären eventuell gezwungen , zu den
Steinarbcitern überzugehen .

K ö n i g st e d t - Magdeburg rechtfertigt nochmals seinen Stand -
Punkt gegenüber einzelnen Vorrednern . Er ist nach wie vor ein
Verteidiger und Anhänger der Jndustrieverbände .

F l a d u n g - F rankfurt a. M. meint , man solle sich doch nicht
durch die großen Zahlen der Jndustrieverbände täuschen lassen ; die
kleinen Verbände seien prozentual mindestens so leistungsfähig .
Auch das geisttge Uebergewicht der Bildhauerarbeiter im Holzarbeiter -
verbände würde sehr verschwinden . Auch sonst sind für uns die
Nachteile eines Anschlusses an den Holzarbeiterverbaad so große .
daß er sich unter keinen Umständen für den Uebertritt erklär *! »



könne . So lange nicht die Arbeiter aus sich heraus den Anschlug
Propagieren , sollten wir davon absehen , die Frage allzu sehr in den
Vordergrund zu stellen und dadurch Streit in unsere Reihen tragen .

B e t h ke - Berlin versucht nochmals , seinen Standpunkt zu
rechtfertigen . Er sei nach wie vor überzeugt , dag die Bildhauer
von einem Ucbertritt in den Holzarbeiterverband nur Vorteile
hätten .

Es spricht noch eine Anzahl Redner zu der Frage . Fast alle
erklären sich gegen den Anschluh an den Holzarbeiterverband . Denn
ob die� Jndustrieverbände die beste zukünftige Organisationsform
seien , stehe durchaus noch nicht fest . Auch die Industrieverbände
müssen sich noch bewähren . Inzwischen ist eine Resolution ein .
gelaufen , in der erklärt ivird , an dem Zentralvcrcin der Bildhauer
festzuhalten , d. h. den Uebcrtritt in den Holzarbeiterverband ab -
zulehnen .

Im Schlugwort verteidigt D u p o n t seinen im Referat ver -
tretcnen Standpunkt , wobei er scharf gegen einzelne Redner , wie
Königstedt und andere polemisiert . Er sei entschieden dafür , dag
die Bildhauerorganisation ihre Selbständigkeit behaupte . Aber falsch
sei es , dem Holzarbeiterverband illoyale Motive zu unterstellen .
Einige dahin abzielende Bemerkungen müsse er entschieden zurück -
weisen .

In namentlicher Abstimmung Ivird hierauf die oben mitgeteilte
Resolution mit 25 gegen 1 Stimme angenommen . Damit
sind alle anderen Anträge erledigt .

Zweiter Verhandlungstag .

Vormittags - Sitzung .
Es wird in den Punkt Kartellverträge , Agitation

und Taktik bei Streiks eingetreten , wobei vor allem lokale
Vorgänge geschildert werden . So von M i e s b a ch - Berlin , der
von verschiedenen Lohnbewegungen eine eingehende Schilderung
gibt , dabei demonstrierend , dah durch Kartellverträge bessere Zu -
stände geschafft werden können . Des ferneren wünscht er , das ; der
Zentralvorstand mehr aktiv eingreifen soll , um die Lohnbewegungen
vorkommendcnfalls in andere Wege zu leiten ; vor allem die Be -

wegung der Holzbildhauer zur Erreichung des Achtstundentages er -
klärt dieser Redner als vollständig untaktisch .

B e t h k e - Berlin polemisiert entschieden gegen Micsbach und
betont , dah die Berliner Bewegung aus taktischen Gründen not -
wendig war . Die Aufgabe einer Agitationskommission sei immer
vorwärts . Die Kollegen müßten Forderungen stellen , um so agita -
torisch zu wirken . ( Lebhafter Widerspruch . ) Redner geht aus -
führlich auf die Lohnbewegung in Berlin ein , um die Berechtigung
derselben zu beweisen . Wenn eine Bewegung schlecht ausläuft , so
gibt diese Tatsache noch keinen Anlaß , die Inszenierung derselben
damit in Zusammenhang zu bringen .

D r a k e - Berlin zieht eine Parallele zwischen der Holz - und

Stcinbranchc in Berlin und betont , daß die Steinbildhauer wesentlich
anders vorgegangen sind und auch vorgehen konnten ; sie sind zu
gb Proz . organisiert . Auffallend ist der enorm große Zuzug nach
Berlin nach der Bewegung ; er betrug über 100 Proz . Hier mutz
Remcdur geschaffen werden .

F l a d u n g - Frankfurt a. M. gibt der Meinung Ausdruck , daß
nach seiner Ansicht die leitenden Instanzen in Berlin nicht einig
sind . Er unterzieht ebenfalls die Berliner Lohnbewegung einer
Kritik und ersucht die Generalversammlung , dasselbe an der Frank -
furter Bewegung zu tun , wenn sie es für gut befinde . Gerade der

Frankfurter Streik habe den Beweis der Notwendigkeit von Kartell -

Verträgen mit dem Steinarbciterverband erbracht . Auch die Frage
der Maifeier schneidet Fladung an ; er steht auf einem wesentlich
anderen Standpunkt als der Zentralvorstand und bedauert , daß
diese Forderung nicht schon früher und dringender gestellt worden

ist . Wir wären dann mit der Maifeier jedenfalls weiter . Zum
Schluß plädiert Fladung eindringlich für Kartellverträge mit den
verwandten Organisationen .

D u p o n t - Berlin begründet nochmals die Stellung des

Zentralvorstandes zur Maifeier . Derselbe steht nicht auf dem

Standpunkt , daß eine solche Forderung in das Gewerkschafts -

Programm gehört . Sollte die Generalversamnilung anderer

Meinung sein , dann müssen Sie das heute hier beschließen .
Bohl - Nürnberg erklärt sich als warmer Anhänger von

Kartcllverträgen , weil jedes einigende Moment darin festgelegt
werden kann .

Boenig - Berlin hält Kartcllvcrträge auch für sehr nützlich ,
vorausgesetzt , daß wir uns dabei auch auf unsere eigene Kraft
immer mehr stützen . Auch müssen wir mehr moralische Festigkeit
bei Streiks beweisen . Das öftere und energische Eingreifen des

Zentralvorstandes bei Streiks ist nicht immer ratsam , da oft das

Gegenteil bewirkt wird . Bezüglich der Berliner Vorgänge schließt
sich Boenig den Ausführungen Miesbachs an .

Ein Antrag , eine Viertelstunde Redezeit zu gewähren , wird

abgelebnt .
A ß m a n n » Berlin führt noch einige Details aus der Berliner

Bewegung an und bekämpft ebenfalls die Stellung Bcthkes .

NachmittagS - Sitzung .
Vor Eintritt in die Tagesordnung wird zunächst vom Bureau

Aufklärung über die Geschäftslage gegeben . Die Leitung wünscht ,
die Diskussion über Punkt 4 heute zu beenden .

Lüttich - Leipzig kommt auf die vom Ausschuß gewünschte
Taktik bei Lohnbewegungen zu sprechen und erweitert sie zu einer

prinzipiellen Uebcrsicht der Taktik bei Lohnbewegungen . Wert
legt Lüttich vor allem auf das Eingreifen des Zentralvorstandes bei
Streiks und wünscht eine strengere Handhabung der Statuten .
Seine weiteren Ausführungen gelten der Taktik Bethkes , die er
als vollständig verfehlt bezeichnet .

Franke - Hannover legt , von dortigen Verhältnissen aus -
gehend , den Wert von Kartellverträgen dar . Die Stukkateure bczw .
der Hauptvorstand derselben haben bei der dortigen Lohnbewegung
vollständig versagt . Eine Beschwerde bei der Gencralkommission
blieb ohne Wirkung .

Knoll - Bcrlin bemerkt , daß die Gcneralkommission keinen
Beschluß in solchen Streitfällen herbeiführen kann , da nicht von
beiden Teilen ein Schiedsspruch gewünscht wurde .

H c ck l a u - Düsseldorf bemerkt , daß nicht immer das von
Lüttich Gewünschte einzuhalten ist . Bor allem wendet sich dieser
Redner gegen die lange Tauer von Streiks ; es sollte nie länger
wie sechs Wochen gestreikt werden . Unsinn sei es , wegen „ der Ehre "
weiter zu streiken . Zum Schluß plädiert er für weitere Anstellung
von Zentralbeamtcn .

B e t h k e - Berlin schildert nochmals in großen Zügen seinen
Standpunkt und verwahrt sich energisch gegen die Unterstellung , als
trage er Unfrieden unter die Berliner Kollegen .

M i e s b a ch - Berlin polemisiert gegen Bethke und sagt , wenn
die Berliner ihn und andere nicht mehr wollten , dann könnte man
sie ja absägen . Besondere Aufforderungen dazu halte er für un -
schön. Zur Sache selbst sagt er , er stehe auf dem Standpunkt , nicht
allzu lange Streiks zu führen . Auch in Frankfurt hätte früher
abgebrochen werden müssen .

D r a k e - Berlin meint , auch sie ( die Steinbildhauer ) seien
schon mit dem Zentralvorstand in Konflikt gewesen ; aber sie hätten
sich auch wieder mit dem Zentralvorstand verständigt . Das sollte
auch Bethke tun und nicht imnicr das Feuer schüren .

Fritze - Hamburg sagt, die Hamburger Lohnbewegung habe
gezeigt , daß das Unternehmertum eine ganz neue Taktik in An -
Wendung bringe . Daraus müssen wir lernen und unsere Vor -
bereitungcn danach treffen . Er nimmt Bezug auf einen Artikel in
der „ Bildhauer - Zeitung " und nicint , daß man mit der Vcröffent -
lichung solcher Artikel doch vorsichtig sein sollte .

Knoll - Bcrlin widerspricht der Auffassung , als ob Streiks
von längerer Tauer ( über sechs Wochen ) abgebrochen werden
müßten . Da müsse doch ein Unterschied gemacht werden zwischen
den einzelnen in Betracht kommenden Branchen . Besonders müsse
beachtet werden , ob eine Streikklausel besteht und die Taktik befolgt
werden , den Behörden die Streikllauscl abzugewöhnen . Das bc -
dinge allerdings manchmal längere Streiks wie sechs Wochen , wie
er aus Erfahrung mitteilen könne ; deshalb solle man sich bei
Streiks nicht auf eine beftimnitc Zeitdauer festlegen .

Dorn - Leipzig nimmt die Elbcrfcldcr gegen verschiedene Bor -
würfe in Schutz . Die dortige Bewegung zur Erreichung des Acht -
stundcntagcs war sehr vorsichtig eingeleitet . Wenn sie unglücklich
ausging , so liegt das an unglücklichen Zufällen , die nicht voraus -
zusehen waren .

Inzwischen ist eine Resolution Hctzcl und Genossen ein¬

gegangen :
„ Die Generalversammlung erklärt die Taktik der Berliner

Verwaltungsstelle bezüglich der letzten Holzbildhauerbcwegung
zwecks Erreichung des Achtstundentages grundsätzlich für verkehrt .
Lohnbewegungen von so weitgehender Natur ohne genügende Bor -
bereitung und ohne Berücksichtigung der von den in Betracht
kommenden Instanzen angeordneten Matznahmen sollten über -
Haupt nicht zur Abstimmung gebracht werden , noch dazu am aller -
wenigsten in einer öffentlichen Versammlung . "

Micsbach - Fladung beantragen die Annahme folgender
Resolution :

„ Die Generalversammlung erklärt , daß bei Inszenierung von
großen Streiks , mehr als es bisher geschehen ist , alle leitenden
Instanzen davon verständigt werden müssen und diese nicht , wie

vorgekommen , vor vollendete Tatsachen gestellt werden dürfen . "
Hetze ! » Stuttgart wünscht , daß im Kartellvcrtrag festgelegt

wird , daß von verwandten Berufen keine Streikarbeit gemacht
werden darf . In Stuttgart habe es böses Blut gemacht , daß seiner -
zeit 15 Steinarbciter den Steinbildhaucrn in den Rücken gefallen
sind . Der Streik in Frankfurt sei zwar verloren worden ; aber
auch für die Unternehmer dürfte er ein Denkzettel sein , den sie sich
lange merken werden .

D u p o n t - Berlin sagt , daß man bei der gestrigen Be -
sprcchung mit der hiesigen Leitung dazu gekommen sei, Lüttich -
Leipzig den Abschluß eines Kartellvertrages aufzutragen , und zwar
unter dem von Hetze ! betonten Gesichtspunkte . Auch mit den
Stukkateuren wird es notwendig sein , einen Kartellvcrtrag ab -
zuschließen . Allerdings wird es dazu noch der Uebcrwindung ver -
schiedencr Schwierigkeiten bedürfen . lieber die Taktik lang -
dauernder Streiks kann man verschiedener Meinung sein . Wesentlich
werden solche Streiks von der Finanzlage abhängen . Bei Be -
urteilung der Berliner Verhältnisse müsse man die Schwierigkeiten
in Betracht ziehen , die heute in allen wirtschaftlichen Kämpfen zu
überwinden sind . Dabei polemisiert Dupont scharf gegen Bethke
und weist ihm nach , welche Schwenkungen er vorgenommen hat .

Was den Antrag der Bezirkskonferenz Berlin betrifft : Kartell -

Verträge auf zentraler Basis anzustreben , so mache er darauf auf -
merksam , daß solche Verträge nur mit Kenntnis des Zentral -
Vorstandes abgeschlossen werden dürfen .

Der Antrag L e i p z ig mit dem Antrage der Bezirkskonferenz
Berlin :

„ Den Zentralvorstand zu beauftragen , mit den unserem
Zentralverein verwandten Organisationen zweckentsprechende
Kartellverträge abzuschließen , und zwar auf zentraler Basis, "

wird hierauf einstimmig angenommen . Im weiteren wird der

Resolution Miesbach - Fladung einstimmig zugestimmt , ebenso der

Resolution Hetzel , gegen die sich zwei Stimmen erheben .

Deutscher Naturforscher - und Aerstetug .
Von den Referaten des letzten Vcrhandlungstages heben wir

zwei hervor , die das Gebiet der Gewcrbehygicne betreffen . Pro -
fcssor Dr . Lehmann - Würzburg behandelte das Thema : „ lieber die

Aufnahmcwege der Fabrikgifte " . Er führte dazu aus :
Ten bekanntesten Weg der Giftaufnahme durch Mund und

Magen hat der Vortragende nicht unlersucht , weil er individuell
enorm verschieden von Lebensgewohnheiten , Reinlichkeit usf . in

höchstem Maße unabhängig und an Tieren überhaupt nicht zu
studieren ist . Der erste Teil von Lehmanns Studien befaßt sich mit
der Absorption giftiger Gase durch die Atmungsarganr . Es wurde
nach vier verschiedenen Methoden an Tieren und Menschen der Ge -
hall der Jnspirationsluft und Ezspirationsluft verglichen und

Ammoniak , Salzsäure , schiveflige Säure , Essigsäure , Chlor , Brom ,

Schwefelwasserstoff und Schwefelkohlenstoff in den Kreis der Unter -

suchung gezogen , lieber die Resultate wurde an Hand einer großen
Tabelle berichtet . Hier sei hervorgehoben , daß von den in Wasser
leicht löslichen Gasen der Mensch bei den in Fabriken etwa vor -
kommenden Dosen 85 bis Ilill Proz . absorbiert , Tiere etwas weniger ,
doch ist dies letztere Resultat wohl auf die höheren Dosen , die den
Tieren zugemutet wurden , und zum Teil die Versuchsanordnung
zurückzuführen . Die Absorption findet sehr vollständig in Mund
und Nase statt , bei kleineren Dosen gelangt kaum etwas über den

Kehlkopf hinaus . Führt man aber die giftigen Gase durch eine

Luftröhrcnkanüle der Lunge direkt zu , so ist die Absorption deshalb
nicht geringer , also auch die tieferen Teile des Respirationsapparates
absorbieren begierig Gase . Vom Schwefelkohlenstoff wurden etwa
22 Proz . aufgenommen . Für die Praxis folgt aus der starken Auf -
nahine der giftigen Gase die ernste Verpflichtung , dieselben möglichst
vollständig vom Menschen abzuhalten . Im zweiten Teil des Vor -

träges behandelte der Vortragende die überraschende Aufnahms -
fähigkeit der unverletzten menschlichen Haut für viele organische
Fabrikgifte , namentlich Anilin und Nitrobenzolderivate . Von einem

festen kristallisierenden Körper , dem Paranitrocksiorbenzol hat Leh -
mann mit Dr . L. Müller die quantitative Aufnahme durch die Haut
au Katzen festgestellt . Es konnte aus Tieren , die mit dem Gifte
bestrcrlt , in Heftpflaster eingewickelt , gestorben waren , merkliche
Mengen des Giftes aus den inneren Organen getvonnen werden .
Es ist also der Reinlichkeit der Haut , der Haare , der Arbeits -

kleidung in Fabriken , die mit derartigen Giften arbeiten , die höchste
Sorgfalt zuzuwenden . —

Einen insbesondere für Messinggicßcr sehr lehrreichen Vortrag
hielt derselbe Redner sodann über das sogenannte „ Gießficber " .
Dem Vortragenden ist es gelungen , die ganz rätselhafte , bisher noch
nie experimentell untersuchte , wichtige und häufige Gewerbekranklzeit
der Mcssinggietzer einen Schritt lveiter aufzuklären . Einige
Stunde » nach dem Gießen erkranken Messingarbeiter an Schüttrl -
froit , Fieber , Reiz und Entzündungserscheinunge » in Luftröhre und
auf der Lunge . Dazu kommt Mamgkeit , Muskelschmerzen , Kopf¬
weh . Der Zustand dauert einige Stunden , dann findet unter
Schweißausbruch Erholung statt . Schon vor einigen Jahren hat
Vortragender mit Hohmann gezeigt , daß alles dafür spricht , in den
Verbrennungsprodukten des im Messing enthaltenen Zinks , dem in
dichten Nebeln auftretenden Zinkoxyd , die Hauptschädlichkeit zu
suchen . Das Frcibleiben der Zinkgießer , während die Messinggießer
erkranken , konnten Lehmann und Hohmann dadurch erklären , daß
bei Zinkguh das Zink nur auf etwa 400 , beim Messingguß auf etwa
1000 Grad erhitzt wird — erst bei hohen Temperaturen verbrennt
aber genügend Zink , um Krankheitssymptome zu machen . Lehmann
könnte neuerdings durch Verbrennen von reinstem Zink an einem
Gießereiarbeiter , an sich und drei Mitarbeitern typisches Giehfiebcr
erzeugen . Damit ist dargetan , daß , im Gegensatz zu den An -
schaumigen sehr vieler Autoren , die Kupfer , Arsen , Kadmium .
Kohlenoxyd und dergleichen als Ursache des Gießfiebers anschuldigen
wollen , reinstes Zink zur Erkrankung vollkommen ausreicht . Bei
der Unmöglichkeit , die Krankheit bisher an Tieren hervorzubringen ,
müssen Affenversuche zur Entscheidung der interessanten Frage bei -

gezogen werden , ob das Zink selbst die Krankheit hervorbringt oder
etwa ein bisher unbekannter Begleiter des reinsten Zinks . Inter -
essant waren auch die Angaben über die große Häufigkeit der Kreml -
heit in manchen Betrieben , über den experimentellen Nachweis der
Unmöglichkeit , sich durch feuchte Schwämme , Waffer und Tücher zu
schützen , während kräftige Ventilation oder Gießen unter Abzügen
eine gewaltige Besserung der Verhältnisse hervorbringt .

Deutscher Holzarbeiter -Verband.
Heute Freitag , abcudS 8' / , Uhr , im GeiverkschastShause , Engel - User Rr . 15 :

Sitzung der Ortsverwaltung .

iar Einsetzer ! " AE
Tie Zinszahlung der llnterftüliung vom Extrafonds findet bis

auf weiteres im Gcwertschaftshause Sonnabendabend zwischen
7 und 8 Uhr statt . Idv ? Okniuni » .

UM ■ Kranken - und Slertetee der Zimerer
( E. H. Nr. 2 Hamburg . — Oertliche Verwaltung Berlin . )

Freitag , den S8 . Sept . . abends 80 . Uhr . im . . « » « YvcrltBoIiarU -
hau » " , Engel - ttfer 15 « Saal IV ) :

Mitglieder - Versammlung .
Tagcs - Ordnung :

1. Bericht von der Generalversammlung .
2. Wahl der örtlichen Verwaltung .

— — . Miigliedsbuch legitimiert . — —
259/17 Der VorMtund . I . A. : Richard Schräder . Tilsiterstr . 82.

Achtung Vergolder !
Tie Kollegen , welche ihre Bischer noch nicht zum Umschreiben

abgegeben , werde » ersucht , dies umgehend zu tun . Tie Bücher ,
welche bis vorigen Sonnabend , de » £ 2 . ds . Bits , abgegeben
waren , könne » vom Sonnabend , de » 2 » . September er . ab in der
Zahlstelle . Annetitttr . 1 bei Heinze in Empsang genommen werden .

Die Zahlabendc in dem letitgenaunten Lokal finde » von jebt
ab jeden Sonnabend von 8 — 1U » bends statt . 225/17

Daselbst werde » die Billetts zu der am 14 . Oktober er . .
mittags IL l ' lir in der Alliambra stattfindenden

Matinee " UW
( Rorfts �orddcutlcbc Sänger )

verausgabt .

Die Ortsverwaltung der Filiale Berlin .
g. A. : Emil Ochlort ,

Langestr . 38 Ii

CIFcblcr - V « rcln ( € . ü . 8 $ )
Sonnabend , den 29 . September , abends 8ll2 Uhr , Mclchiorstr . 15 :

1� " Versammlung . " WW
199/(5 TagcS - Ordnung :
Vortrag des Herrn Jnlins Kaliski . Vereinsangelegenheiten , Ausgabe

der BillelS zum Stistungöfest .
Gäste haben Zutritt . Der Vor st an b.

Bekanntmachung .
Hierdurch bringen wir ergebenst zur Kenntnis , daas wir am

1. Oktober dlcttei « Jahres auf dem EiswcrkgrundstUck
in Tegel , EferstraUe , eine

eigene Niederlage
eröffnen und durch dieselbe mittelst eigener Gespanne unser all¬
gemein bekanntes

dW ? aß - und Ttasehenbier
in tttglich frischer Etillung in Tegel und Umgegend
zum Versand bringen werden . lG03b

Die Viederluge hat den FernsprechanschlnB : Amt
Tegel hlr . « * 3 .

Wir bitten um geneigtes Wohlwollen und zeichnen

Hochachtungsvoll

Brauerei Oswald Berliner ,
Berlin ST 81 , Brnnnenstr . 141/143 .

ladt".
Sonnabend , 29. September , abends

8' / , Uhr : VortrugNiibend in
Bordes Feslsälen , Neue Königstr . 7.

Thema : „Cbrisllichc oder freie Ge -
werkschajten . Referent Bitter .
tbütb Gäste willkommen .

. Iatirrääer ! villig !
T' Jjf Wt43 , it . So, TO,

0KD
06biil8OMkp-St.

Fr • i I• n f
8 M. mähr.

5 fahr» fioranli*.
Urafdeckso . . . . .1.06, SSO, 4. 50
Lufocbliueb* . . . 1.60, 3 —, 3.60. 3 —
KuMpumpsn. . . . . .. . . . 080, 1.16
Padat* 0 90. 1.60 giliel 1.60, 2.60
MatorrliUr (90, 260. 375, 450, 550
ZundkerEon0 50 Uotordooken9 —
KEPAHATUREHbillig*), sckndl, haltbar
Rahmenbruch« 8 6» Emaillieron3 60
KshrradkM. log 127 Motorradkniolofr
gram und (ranko. V/iaderverkauforHaba«.

Willi haussherr
H. rlln IST All. JaralMUUM93.

Borsten land p. Psd . l,20 bis 3,40 .
Berlin N. , Brnnnenstr . 190. 298/11

Dlttrich - Planlno , erstklassig I
Netto Kasse trankheitSh . b. 9 Uhr abds .

Schnell z. verl . Gerichtst . 32, v. Hochpart .

„Berliner Arbeiter-
Railfahrer-lfepeiD "

Mitglied des Arbeiter .
Rndsahrer - BundeS

. Solidarität » .

Sonntag , den 3V . September :

Verelnstour
Vormittags 8 Uhr nach Hoppe -

garten bei Müncheberg .
Nachm . 2 Uhr nach Kanlödorf .
Starts : Kllstrtnerplatz .
Die Abteilungen starten ' / . Stunde

früher an den Abtcilungs - Starts .

Heute abend : Fahrwart - Tibung
bei Schnarke , Gleditschstr . 50. 27/19

NB. Aus dem StistungSscste am
22. September in der „ Neuen Welt "
wurden gesunden : ein Trauring , ein
Abzeichen . Verloren : ein Pinccnez .

Verlierer rcsp. Finder wollen sich
an R i t t e r , Christiiienstr . 33, wenden .

Zlrbeiterradfahrerverein „ Kette -
Tegel ( M. d. A. - N. - B. „ S. "

Sonnabend , 29. September , abends
8 Uhr , in Wilhelm Trapps Festsäleu .
Tegel . Bahuhosstratze 1 : 0. Stif -
tungsfest . verbunden mit Rekruten -
Abschicdsseier , bestehend in ball ,
Reigenfahren u. Kunstfahren . Große
Verlosung . Radsahrerpantomime und
Ueberraschunaen . — 1 Uhr : Kaffee -
pause . — Musikalische Ausführungen .
16056 ] Entree 50 Psemiig .
Die Berliner Arbeiter - Radfahrer -
Bundcsabteilung ist hiermit eingeladen .

eggersM .
Hochwald - Baustellen .

Quadratrute 10 Mark ! 5 Minuten
vom Bahnhos Strausberg , mitten im
Walde . Herrliche , gesunde , stille Lage .
Verkäuscr täglich aus dem Terrain .

ISIllb
Otto JUr » , Pankow ,

Elisabethwcg 10.



„ Blut und £ i $ ep " MU -
Cfnter diesem Titel erscheint ein neuer Band der von der Buchhandlung Vorwärts herausgegebenen
- vi „ Kulturbüder " . In zusammenhängenden historischen Streifzügen zeigt der Verfasser , welche
Rolle der Krieg im Leben der Kulturmenschheit gespielt hat , welche Greuel er gestiftet , welche Ver -

Wüstungen er angerichtet , aber auch , welche Kräfte er geweckt und in welcher Weise er aus die innere

Entwickelung der Völker zurückgewirkt hat Aus der Kriegsgeschichte wird sich die Militärgeschichte
erschließen , und allenthalben wird der Leser sehen , wie sehr auch die Formen des Kriegführens
durchaus abhängig sind von den wirtschaftlichen Grundlagen des Lebens ihrer Zeit . Der Verfasser

zeigt , wie auch in der Wehrverfassung die sieghafte Stärke des demokratischen Prinzips sich
Bahn gebrochen hat . Porträts , 8ckl » cktenb >lckcr , belagerte Städte , Darft » Illingen von Kriegs -

greucln , Soldatentypen , Spottbilder und Waffengattungen sollen die lehrreichen Darlegungen
veranschaulichen und beleben . -

Das Werk erscheint in 50 Lieferungen <1 20 Psg . :: Wöchentlich wird ein Äeft ausgegeben
- Jedes Tieft ikt reich illustriert !

Das Werk ist zu beziehen durch jede Buchhandlung und jeden Kolporteur oder den Verlag :

Buchhandlung Vorwärts : : Berlin SW . 68 , Lindellstraße 69

Irü

□

Blitz3 Schnell
kommt man mit der Hochbahn zu n ' eii > £ » > ' tcn , Gitschinerstr . 72,

Station im Hause . Empsieblt :

1 iMen Monats-Anziige, 1 Posten Monats -Paletots ,
1 Posten Monats - Beinkleider zu staunend billigen Preisen ,

auch für korpulente Herren passend .
Dieselben sind von seinen Kavalieren und Neiscnden , die nur eins »

Monat ihre Garderobe tragen . 5352 *°
Fahrgeld wird vergütet . T Bitte auf Hausnuiunier zu achten .

Bejji'iiiiilei M

Spezial-
�7 Hut - Engros - Lager >A. .

' lillten , Chap . - claqucs u. Strolihiiten

Einzelverkauf zu niißcrgewölinlich
billigen l ' rciaen .

• �yftfieue SCönigstr1 . 43 , 1 Treppe,
drittcH llaua vom Alexauderplutz ( zAi ? " Sonntags geöffnet )

Wer viel Geld verdienen will,
lege sich ZucRervorräte hin . Bedenkliche Verkäufe
an das Ausland müssen in Kürze Znekermangsel , ver¬
mehrte lianflnst , enorme PreisHteiuerniitten hervor¬
rufen . Die Broschüre von Kaufmann Michael Proestler in
Würzburg „ Bas Wirt * ch » ft « blld der tiegenwarf und
der Zukunft� schildert in uiiKiiihrlleher und zuverläs¬
siger Weise die Vorgänge an den laehensiniltelmärkten «
Vollst an «! ige Ausgabe in besserer Ausstattung Mk. 2 —,
Teil - und Volksausgabe 60 Pfg . Zu beziehen durch alle

Buchhandlungen ( Leipzig : Otto Weber ) ,

Stola ,
Muffen, Kolliers

in allen Pelz¬
gattungen sowie

alle sonstigen
Polzvraren .

Nur eig . Fabrikat
aus best . Material .

Kein Zwischen¬
händler , daher Fa¬

brikpreise .

Ferdin . Kaiman
Dresdcnerstr . 75

ir »; « Do; . «». . . . , «, vorn IT, 2. HausKein Reisemuster -

Sonntags , und Wochentags von
8 Uhr morgens bis 9 Uhr abends . *

Glänzende Existenz .
Wirtlich soliden und nüchternen

Schlossern und Monteuren rc. geben
wir schon bei geringer Anjahliing
Motordroschten , ersikiasstae Marken .
Am besten übcrnehincn 2 Refiettaiiten
einen Wagen . '

Berliner Autoniobilhaus - u. Industrie -
Goselischati m. b. H. W. , Uhlandstr . 170 .

Knie in allen

Preislagen.

B. Weidner Jutmacher
DresdenersUOO , an der

Prinrenstr

KSz

enes Kiub- jtans
Kommandantenstr . 72 .

SlNIIINiirilde begeben.

r�Püsstes ' Spezialgesctiäft�

( ür Bettfedern
Erste Bettfedernfab . m. eiekt . Betriebe

Gustav Lustig
BERLIN S. Prinzenstr . 46
otrimbrt geg. Nachnahme garantiert
neue und gut entstäuble . gut iiillende
Vettfedern v- wid. M. o. zs l . oo- i . ez-
primaHalddaunc » M. f. 7Si Gänse -
rupffcdern M. 200 ; prima weihe
iüansehafbdaunen M 2. 50 3. 00 3. 50
echt chinei. rvionovolduunen >
M. 2. S5, cchl nlifirch - Mata - 1 -
dor - v - änsedaunen M. 3. 50

uu-s. au
' l
i/N II

Von den Saunen genügen 3 —4 Pfd .
zum groß. Cbetbctt . — Gänsefedern ■
(j Reißen ) M. O. SOper vsund ; Gänse -

"

ich �achtfedern , wie sie von der Gans
fallen , mit allen Tannen M. l .50.
Prodei . und Preisliste gratis . Um¬
tausch oder Riiekiendung gcstatlet .

Verpaekung kostenlrei .
Leßtjähriger Umsatz über SCOO
Zentner Bettfedern , von keinem

zweite » Bette » - u. Bett -
sederngeschäft erreicht . . J

Hiner. EnieD, Gänse , Tauiien, - mpf.
in großer Antzwalil reell u. billig
' Wetxnei - , SO. , Mariannenstr . 34.

Billige Kaufgelegenheit
wegen Abbruch und Aufgabe des Ladens .

brauch?' Spllllleil ® Wöl «derne Mtfr

einrielitungen ® selbiÄe „ rS ! , - u-
«fGdäiselnngiiesBPsiieeldi' ellei ' m.

K ' flhl�n Tap . ' ru�r o . Uckoratcur ,
tldlfll Ilvil Stallschreiberstr . 43 ( im Bauzaun )

BcttMVelicn mit
nur neuen Matratzen

Auf Wunsch auch liatonzahlungen .

H . Zimmermann
Berlin SO. Jan - eiier Oranienstr . 206

Gold = und SiIberwaren = Fabrik ,

Uhren - Großhandlung . 1669L *

Eigene Werkstatt für Neuarbeit u. Reparatur .
Streng reell . — Billigste Preise .

Jedes Wort 10 Pfennig .
Das erste Wort ( fettgedruckt ) 20 Pfg . Stellengesuche
und Schlafstellen - Anzeigen S Pfg . ; das erste Wort
( fettgedruckt ) 10 Pfg . Worte mit mehr als 15 Buchstaben

zählen doppelt . sj Kleine Anzeigen [
ANZEIGEN

für die nächste Nummer werden in den Annahme¬
stellen für Berlin bis I Uhr , für die Vororte bis
12 Uhr , In der Haupt - E pedltlon . Lindcnstrasse 69,

bis 5 Uhr angenommen .

Verkäufe .

Deckbeff , Unterbett . Kissen mit
glaitrofem Julei ! . 10,n0 , Psandlcibe
Slndrcasslrahe achfunddrcigig . 17745t

Rofrosa - geslreiiteS Derkbcil , Unter .
bctf , zwei Kiffen . 18. 66. Andreas -
straffe achlunddreiffig . Psandtcihe . *

Banerndeckbett , Unterbett , zwei
Kissen , 27,06 . Groffes Laken 1. 00.
Leihhaus Andrcasslraffe achtunb -
drciffig . Elellrische nach überall . '

<t >ardi » e » hn » o Groffessrantiurler -
straffe !), parierte . _ _ _ I_f

Bcttenlagerei . Gardinenvertaus ,
Sieppdeckcu , spotlbiMg PsandleiHHanS
Weidcnwcg neunzehn _ _ f4U

Bauernbetten - Garderobenlagen ,
Ausstenerwäsche , spottbillig Weidenweg
ttcuiizc Hit. _ j41 *

Branfbetteii , Scttiiilctfc , Gardinen -
beitauf , Tischdecken , Teppichlager ,
staunenerregend , Weidenweg nenn -
zehn . _ tu *

Betteiiverkanf , Wanduhren ,
Taichcnuhren , Uhrketten , Fcst -
geschente , Psandleihhaus Weidenweg
neltnzebw _

Teppiche ! ( sehicrbnsiel in allen
Geöffcii snr die Hälsle des Wertes
bn Teppichiager Brünn ,
Marti 4, Biibnhol Börse .

Hackeicher
266/14 »

Fabrik
1842K

Tieppdecken spottbillig ,
Grosse Fraiiksurterstraffe 60.

Kinderivngeii , Kinderbettstcllen ,
Sportwagen , gcbranchlc . znriickgcschte
spottbillig . Schneider , Kurjürsten -
straffe 172. _

Herrenfahrrad ,
wie neu , 45,00 .
straffe 86 h.

Damcnsnbrrad ,
Holz . Blumen .

181-111*

VIeschilftSdreirnd , äußerst stabil ,
50,00 . Holz . Blumenstraffe 86 h. *

Steppdecken biiligii Fedeit Große
Frankjiirler stra ß e h. pariert « Ii

Nerzngstialder groffc , neue Wirt¬
schaft , Tascheiiiosa 49,00 , Tuchsosa ,
Schreibtisch , Chaiselongue , Bellslelleu ,
Marmortoilette , Vieles schleunigst .
Pankow , Brchmesiraffe 52, Hauswirt .

Bette » - schöner Stand , 12,00 ,
Langestraffe 531V . _ " HO*

Ivloualsanziige und Winter -
palciois von 5,00 , Joppen von 4,50
an , Hosen non 1. 50 an . Gehrock -
anzügc von 12,00 an , Fracks von
2,50 an, sowie sär torpiilenle Figuren .
Nene Garderobe zu sta, inend billigen
Preisen , aus Pstindleihen verjallcuc
Sachen taust man am billigsten bei
Nnff . Miiinckstraffe 14. _

1562b *

Teppiche niilFarbenschIernFabrit -
Nicderlage Grope Fra ' rkiurlerstrnße 9,

parterre . _ _ t4

GeiegenIicitSkäufe : Paletots , Sin -

züge , Hosen , Köster . Nevolper ,
Teschings , Uhren , Gotdsachen , Kessel ,
spottbillig . Lncke. r . ranicnstraffe 181.

stieisegtiiier , NeifflOperngläser ,
zenge , Regulatoren , Frcischivingcr ,
Harmonikas , Geigen , Zithern . Bilder .
Tcppiche , spotibillig . Lücke , Ornnie » .

straffe 181. 15l7b *

Hvchu » ! nehme Herrenanzüge ,
Hcrrcnpalelots ans seinstcn Maff -
slosfen 18 bis 88,00 , Hose » 7 —12 . 00
verkaust täglich , Sonnlag . Deulsches
PerlnndbanS , Jägcrstrajg ' 68. 1. *

( stesellschafts - , Ballkleider , hoch-
elegante Wollkleider , Jnckells , Röcke,
Blusen , neu und aus herrschaftlichen
Häusern , spoltbillig , Cngcls , Brinineii -
slratze 3.

_ 1591h
Möbel , billig . In nieiner seil 1880

bestehenden Möbelsabrit Gnciscnau -
straffe 15. am Hallcschcn Tor , stehen
viele Wohiimigscinrichtiiiigeil , ver -
liehen gewesene und neue Siusstat -
Imigen zu sehr billigem Perknus .
Teilzahlung bei geringer Anzahlung
gcstallct . Beamten ohne Anzahlung .
Ich licserc gediegene Einrichtungen sur
150, 200, 800, 400 Marl , hochelegante
500 bis 10 000 Mark . Besonders
cinpscblenswert ist der große Vorrat
verlieben geivesencr Möbel , die
noch säst neu und im Preise be-
deutend herabgesetzt sind . Kleider -
spind 20 , Sosa mit Slnszug 80,
Bettstelle mit Spriingsederinnlratze
28, Mnschelspindc , Vertiko 84, llluhe -
bett 18, Säulentrunleau 30, Tasd >en -
diwan 43, Paneelsofa mit - sattcl -
taschcn 73, englische Plüschgarnitur 95,
Mlischclbcltstelle mit Matratze 36,
Schreibtisch 25, geschnitztes Vüsclt lt5 ,
englische Schlnszimincr , Speisezimmer ,
besonders preiswerte Salons . Ge «
knnsle Möbel werden kostenfrei aus -
bcivahrt , durch eigene Gespanne ge-
licjcrl . Musterbuch gratis , sonntags
von 8 —10 und 12— 2 Uhr geöffnet .

Gaskrone » . Pelrotcnnilronen ,
Woche 1 Mark , Fabrikpreise . Große
Fraiiksurterstraffe 92 und Ravenö -
straffe 6 iWcdding ) . _ 1852SI

Pliiichiofa , billig , Palisadeiislr . 95,
Verwalter . 161/20 *

Bettstelle , Matratze , Sosa , Firmen -
schild, Herrennmntel , Wintersatlos ,
Drcsdenerstraffe 58 III rechts . 1500h

Kleider spind 20 Mark , Kommode
21, Vertiko 29, stnniertcS Kleidcr -
ipindvertito , modern 40, Säulen -
schränke 54, Garderobenschränke 38,
Waschtoilelten 21, Siubcbctt27 , Schlas -
sosa 38. MuschclbetlstcUe , engtische
Schlaszimmer , Küchenmöbel . Sinch
Teilzahlung . Transport srei . Wall -
straffe 81. _

162/10 *

Dame bevfauft Muschcltleiderspind
28 Mark , moderne Küchenmöbel , Aus -
zichlisch 16, Bettstelle » mit Feder -
matratzen und Keilttssen 29, Ruhe¬
bett 25, Waichtoilette , Nnchttiich , Sosa «
tisch 15, Kommode , Muschelspiegel 12,
Paneclsosa 75. Taschenjosa 50, Rohr -
lehnitähle , Stand Betten 20, Bilder ,
Gardinen , Teppich 8, Steppdecken 7.
Dresdenerstraffe 38, vorn II tiuts . *

Sofort müssen zwei Kleiderschränke ,
Veriiko , Plüschsoia . Ausznglisch , Bett¬
stellen , Stühle , Säulentrumeau , Uhr,
Bilder . Nähmaschine , Küchencinrich -
tung billig vertäust werden Wal -
demarstraße 27 I bei Schuhmann .

J8 Soseg Nähmaschine Griebenow -
straffe 1, Keller links .

_ t93
/�Nähmaschinen , ohne Anzahlung ,

wöchentlich 1,00. Wieiierstraffe l —6,
Warschauerstraffe 67, Ackerittave ttl .

Federbetten , Stand 10,50 , große
16,00 , Gardinen , Wäsche , Uhren ,
Teppiche , Decken , Garderobe , Gold »
suchen , spottbillig . Psandleihhaus
Küftrinerplatz 7. 1877K *

Gardine » ! lliestbcstände von 1 bis
4 Fenstern billigst Gardinenhaus
Nosenthalerstraffc 2, am Tor . t878K

" Pliisdwecken ! Enizückendc Muster .
9,75 , 7,50 , 6,75 , 5,75 das Stück .
Teppichhans Joseph , Rosenihalcr -
ftraffe 2, am Tor . 187 951*

Steppdecken ! in allen Farben ,
bedeutende Ermäßigung , rot , Stück
2,85 . Teppichhaus Joseph , Rosen -
thalerstraffe 2, am Tor . _ 18805t *

Krautstrafte 50. Brautieute kauscu
Möbel , Spiegel , Poislerivaren spoit -
billig . Saaiseids Möbelspeicher . Kein
Laden . 1617b

VerscMedeues .

Patentanwalt Wessel . Gitschiner .
straffe 94a . 927b *

Rixdorf , Brüses Festsäle , Kriese -
beckstraffe ti3 , Restanrnnt . Garten ,
Verelnsziiiimer , Parlettjaal ( 600 Per -
soiien ) . Sonntags Ball . _ _ _+119 *

Ptandteilir . Priiizenstraßc 63,
läglich 8 —8 , Sonntags bis 2 IS67K *

Bereine l Saal , VcreinSzimmer
Sonnabende frei . ( Weißbier I) Klub -
Hans , Zlnnenstraßc 16. 246/3 »

Zeichenunterricht sür Maurer
und Zimmerer . Ausbildung von
Maurerpolierern , Buchholz , Archi -
tett und Baumeister . Rixdorf ,
Wcichselstraße 15. Slnmeldungen von
7 —9 . Sonnlags 9 — 1. 15466 *

Sitigerbobbiii , Ringschifschcn
25,00 , �iiigeriliaschilte 10,00 . Jüdeu -
slraße 47. II . _ 162/16

Gänie ! Gänse I srischgeschlachlei ,
äußerst billige Preise , sind zu verkausen
Samariterstraße 2t . Bettsederii - Acr-
laus . Paul Host . _

162/14 *

Berzugshaiber Garnitur , Schreib¬
tisch, Bertiko , Bettstelle , gut erhalten ,
billig an Private Jnvalidcnstraßc 40/41
parterre . 275/4

Piatinn . alte Gotdsachen , Bruch¬
gold , Silber , Gebisse , alte Uhren , Kehr -
gold , Staubgold , Brillanten , Photo -
graphische Rückstände , Tressen kaust
Goldschmelze Brob , Wrangelstrnffe 4.
Tel cpbon IV. 6958 . _ 162/7 »

Zitberiinterricht erteilt Rabe ,
Britzerftraffe 14. _ _ _ 16166 *

Pfandleihe Schönhauser Allee 35,
Franseckislraßen - Ecke_ +60 *
_ ~ $ ie Beleidigung gegen Frau
Buhimann nchnic zurück . Kielte ,
Pankow , Wollanlslraße 133. +137

Vermietungen .

Zimmer .

Möbliertes Zimmer ( Herren )
10,00 , Prinzenstraße 107, vorn IV ,
Winter . +65

Teilnehmer möbliertes Balkum
» immer gesucht , 10 Minuten Hoch¬
bahn , 13 Mark inttusive . Gabriel -
Maxstraße 6, vorn IV geradezu . 1601b

Möbliertes Zimmer mit Bade -
benutzuii� zum 1. Oktober zu ver -
mieten schiesischestraße 41, vorn III
tintS . +20

Schlafstellen .

Schlafstelle vermietet Klee , Witt »
stockerstraße 7, Ouergebäude 3 Treppen .

Schlafstelle ljunger Mann ) Berg -
mannstraße 27, Hos III , Krüger . _

'

Schlafstelle sür Herren vermietet
Strcht , ( üteditschstraße 25, Quer -
gebäude III . _ 16006

Frenndliche Schtasstelle
Maiibachuscr 6, Seiscntudcn . 16096

sstietsxesuche .
Suche ungeniertes kleines einfach

möbliertes Zimmerchen , Süden , Süd -
osten , Südwesten . Sehr , Eaprivi -
straße 25. 1612b

Kleines einfach möbliertes , heiz -
bareS Zimmer , Umgebung Moritz -
platz , vorn , sucht junger Mann , Preis
10 —12,00 , sosort . Osserten C. 100
Postamt 68. 1613b

Arbeitsmarkt .

Stellengesuche .
Blinder Slnhiflechter bittet um

Arbeit . Stähle werde » abgeholt und
zurückgeliesert . 41. Gläser , Mulack -
straße 27. _ 1468b

Stellenangebote .
Galvaniseur und 2 Kratzer ver¬

langen Bergas Gebrüder , Schilling -
straße 12. _

15716

Lehrling verlangt Hoffmann ,
Tischlermeister , Gledillchstraße 14. *

Tlschler , tüchtiger , aus alte Tür -
und Fensieräiideriingen eingearbeitet ,
Paul Köhler . Greisswalderstraße 100.

Bauanschlager verlangt zu Tarif -
preisen Schlosserei Blume , Charlotten -
bürg , Schilleritratze 97. 1555b

Tüchtige » Rahmenmacher , Bilder -
einradmer oder Einrahmerin sür
Cbromobilder verlangt F. Brandtner ,
Weiffensee , Heinersdorser Weg 13/14 .

Farbigmacher verlangt Glischte ,
Weiffensee , König - Chaussee 80. +t23

Tüchtiger -achloflergeselle ssir Bau¬
arbeiten bei gutem Lohn und dauern -
der Beichäsiigung gesucht , Streltz ,
Schlossermeister , Forststraffe 17. 1620b

Packer verlangt Bathe , Köpenicker -
straffe 127.

_ 161 8b

Borreister und Schlosser sowie
Monteure für Treppenbau josort sür
dauernde Arbeit gesucht . Drucken -
müller , Schöneberg , Tempelboser
Weg 46/47 . _ _ 16106

Friedenau . Botenfrauen sucht
zum 15. Oktober : Spedition des
„ Vorwärts " , Steglitz , Schloffstraffe 115,
Bernsee . _ +146

Mädchen in der Galvanisierung
verlangt Metallwarenfabrik Boeckh -
straffe 25. 1597b

Botenfrauen finden sehr lohnende
Beschäftigung . ( Tour Wilhelmstrahe ) .
Meldungen Schützenstraffe 22. 162/9 *

Im Arbeitsniarkt durch
besonderen Druck hervorgehobene
Anzeigen kosten 20 Pf . die Zeile .

Tüchtige Stepperinnen
erhalten dauernde Beschäsligung in
Schuhfabrik . »

W . ScIiUfcr * Co .
Gothersgade 14. Copenhagen .

Süchtiger energischer
Zementvorarbeiter

sofort gesucht . Zu melden Köthener -
straffe 47 I, vormittags von 9 —10 Uhr.

Venziii der Berliner Buchdrucker

und Scfiriftgieller .
In der

( ialvanoplastilchen Anstalt ,
Friedrichstr .

haben sämtliche Zlereolspeufe . Galvanoplastiker und

HUifSarlzeiler ihre Kündigung eingereicht wegen unangemessener Be -

ein -
Handlung . Eine Einigung hat bisher nicht staiigesunden .

Bei etwaigen Kouditionsangeboten sind vorher Erkundigungen

zuziehen beim

Gauvorsteher Albert Massini » Ritterstr . 88 .

SHf Etwaige Zuwiderhandlungen ziehen die siatutgemäßc »

Konsequenzen nach sich. +3/11
I > cr OnnvorHtantl .

Zum 1. Januar wird für Aachen
dit

Mibeamter
gesucht . Demselben liegt die organi -

satorische und agitatorische Leitung
der Partei , die lokale Berichterstattung
sowie die Verwaiiung der Buch -
Handlung und Filialexpedition der

Zeitung ob. Gehalt 2100 M.

Bewerbungen sind bis zum 15. Ok-
tober an ZInth . Esser , Aachen ,

Horngasse 18, einzusenden . 23922 *

Achtung ; ! Achtung !

Schildermliler !
Sämtliche Firmen der Schilder¬

branche , welche nicht bewilligt
haben , sind sür alle Kollegen g e -
sperrt ! Kollegen I laßt Euch nur
durch den Arbeitsnachweis , Wall -
straffe 36, Ami IV, 4475 , vermitteln .

IHe VcrtvaKnng .

Achtung !

Iialjuininindjpr , Tischlerz
JJolifm , Ilrrgplöft ,

Kliihbilldrr u . Wfsarbkittr .
Die Arbeiter der Photographic »

rahmcnsabrik Pfriemer , Zllexan -
drinensttaffe , beiluden sich im Streik .

Zuzug ist seriizuhalien . 9247 »
Die Lrtsperwaltuugeii .

Arhtnng ! Achtnng !

Klavierarbeiter !
In der Pianosabril von » eil A

O« . . Andreasstr . 32 , haben sämt -
liche Kollegen wegen Lohndiffcrenzcn
die Arbeit niedergelegt . t4I/t6 *

Zuzug ist fernznhalteu .
Vereinigung der biusülinsirumenten -

arbeitor .

A°ddii >g! Kjjrschgn!
Der Verein selbständiger Kürschner

( Pelzbranche ) hat über die Firma
J o k u ii . do .

die Sperre verhängt . Wir ersuchen
die selbständigen K arschner , sich streng
an den Bcschluff zu halten .
103/2 * Der Borstand .

Die Zahlstelle Berlin des Deuischen
Kürfchnerverbandes ersucht die Mit -
giieder , diese Werkstelle streng zu
meiden , da selbige ebensalls die
Sperre verhängt hat über die Firma .

_ Die Crtsucvhmltiiiiß .

»° liiW ! Slsinarbeitsr !
Sämtliche Bauten des Baumeisters

Backofen , Potsdamer Platz Ii ,
sind gesperrt . 180/3

Ehe die Differenzen erledigt sind ,
darf dort leine Arbeit angenommen
werden . Bio Brlseorwailung .

-
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Kommunales *
Stadtvcrordnetcn - Vcrsannnlnng .

A. S i tz u n g vom Doiinersrag , den 27 . September 1306 ,
nachmittags 3 Uhr .

Der Vorsteher Dr . L a n g e r h a n s eröffnet die Sitzung nm
6/2 Uhr mit einem von der Versammlung stehend angehörten Nach -
ruf für den verstorbenen unbesoldeten Stadtrat Heller .

In den Ausschuß für die Erörterung der Frage der Verwendung
des städtische » Anteils an den Erträgnissen der I a g o tv - Stiftung
ist auch der StaMv . Dr . A r o n s sSoz . ) gewählt worden .

Mit der Abänderung der Fluchtlinien zur A b st u m p f u n g der
Ecke Garte ir - und Invaliden st ratze , mit dem Eriverb
des Grundstücks Gartenstratze 33 zu diesem Zwecke für 75 000 Marl
und mit dem Austausch von 37 Quadratmeter von dem Eckgrund -
stück Jnvalidcnstratze 18 . die ebenfalls dazu gebraucht werden .

gegen 82 Quadratmeter Restbauland von Gartenstratze 93
( wofür der Besitzer des Eckgrundstücks noch 10 000 Mark zu -
zahlt ) hat sich der eingesetzte Ausschutz einverstanden er -
klärt . Gleichzeitig har er aber einstimmig empfohlen , durch eine
Resolution den Magistrat zu ersuchen , die F r e i l e g u n g des
Stratzcnlandes vor Gartenstratze 92. welches dann allein noch
über die Fluchtlinie vorspringt event . im Wege der Enteignung her -
beizuführen und der Versammlung eine entsprechende Vorlage zu -
gehen zu lassen . Das Referat über die Ausschutzanträge erstattete
Stadtverordnete Rast ( A. L. ) ; die Versammlung beschlietzt danach
ohne Debatte .

Gegen die Richtigkeit der G e m e i n d c w ä h l e r l i st e n
sind in diesem Jahre während der Einspruchsfrist 32 Ein -
Wendungen erhoben worden . Der Wahlt >rüsungsausschutz hat
die Reklainationen und das vom Magistrat mit vorgelegte Akten -
Material geprüft . Die Eintragung in die Liste war unterblieben ,
weil 5 der Reklamanten nicht staatsangehörig , 18 Schlafburschen ,
4 Empfänger von Armcnunterstützung . 1 Steuerrestant , 1 steuer -
frei veranlagt sein sollten ; 5 waren irrtümlich nicht
aufgenommen . Die vom Wahlbureau angestellten Recherchen haben
in allen Fällen bis auf zwei die Hin' tälligkeit der angeführten
Hinderungsgründe ergeben . In den übrigen 30 Fällen wird die
nachträgliche Aufnahme in die Wählerliste beantragt . Ohne
Diskussion tritt die Versammlung den Ausschuhvorschlägen bei .

Stadtv . Buchow ( Fr . Fr . ) berichtet über die AuSschutzverhandlungen
wegen der Errichtung des S ch u l g e b ä u d e s für die III . ( König -
städtische ) Oberrealschule auf einem für diesen Zweck an -
zukaufenden Grundstücke in der P a st e u r st r a tz e. Die Vorlage
ist nach hartem Kampfe (sie wurde in der ersten Lesung abgelehnt )
schlietzlich mit sieben gegen drei Stimnien angenommen worden .

Stadtv . Hinhe ( Soz . ) : Wir erneuern unseren Antrag , den
Platz G an der Danziger st ratze zur Errichtung der Anstalt
zu benutzen , den der Ausschuß abgelehnt hat . Wir meinen , dieses
Terrain eignet sich viel besser dazu als die nur 18 Meter breite
Pasteurstratze , wo silh überdies der zu erbauenden Anstalt gegen -
über bereits ein Gcmemdeschulgebäude befindet , dazu kommt , datz der
Preis von 1500 M. für die Rute doch erheblich hoch ist . Erst vor wenigen
Jahren hat man in dortiger Gegend , aber näher der Stadt zu, also
günstiger gelegen , nur 1080 M. für die Rute gezahlt . Die Bedenken
in bezug auf die Nähe des Asyls und der Gasanstalt können nicht
durchschlagend sein . Schlietzlich sind die Verbindungen nach der
Danzigerstratze viel besser , als diejenigen nach der Pasteurstratze . Es
ist doch etwas eigentümlich , datz man uns zumutet , >/e Million
auszugeben , während wir an dem Platze G ein so vorzügliches
Terrain brach liegen haben . Die Bebauung der Umgebung des
Platzes schreitet stetig fort ; also auch daraus kann nichts gegen
unseren Vorschlag hergeleitet werden .

Eine weitere Debatte wird nicht beliebt .
Für den Antrag der sozialdemokratischen Mitglieder stiinmen nur

die Antragsteller : die Magistratsvorlage gelangt mit erheblicher
Mehrheit zur Annahme .

Die Vorlage betreffend -r) Festsetzung von Fluchtlinien für eine
neue Stratze S9ck in Abteilung des Bebauungsplanes nörd¬
lich der Zechliner st ratze zwischen Kolonie - und Stockholmer -
stratze , b) den Ankauf eines S öb u l g r u n d st ü ck e s an der Z e ch -
l i n e r st r a tz e hat der eingesetzte Ansschutz ein st im m ig ab -

gelehnt . Nach dem Referat des Stadtv . S ö k e l a n d ( A. L. )
beschlietzt die Versaminlung ohne Debatte in demselben Sinne .

Die Vorlage wegen Anlegung einer Privat st ratze auf dein
Berlin gehörigen Gasanstaltsgrundstücke an der Augs -
burger st ratze in Charlottenburg führt zu einer Dis -

kussion , in der Stadtv . Sonnenfeld ( A. L. ) die Interessen
Berlins Charlottenburg gegenüber in dem abgeschlossenen Vertrage
nicht genügend gclvahrt findet . Stadtrat Ramsla u bemüht sich,
seine Bedenken zu zerstreuen : Stadtv . S o n n c n f e l d beharrt
jedoch bei seinem Antrage auf Ausschutzbcratung . Die Versammlung
verweist die Sache an einen Ausschuß von 15 Mitgliedern .

Der Bürgersteig vor dem Gelände der alten Ähren s -

schen ( jetzt der Aktiengesellschaft Patzenhofer . Friedrichshöhe , ge -
hörigen ) Brauerei an der Turmstratze , Ecke Stromstratze , soll

endlich verbreitert und der Wert des von der Gesellschaft sofort zur
Verfügung gestellten Terrainstrcifens von 337 Quadratmeter im

Wege der Enteignung festgestellt lverden .
Am 20 . September haben die Stadtvv . Dr . Arons u. Gen . ( Soz. )

folgenden Antrag eingebracht :
„ Die Versammlung ersucht den Magistrat , die Verfügung

vom 17. August 1306 , betreffend die Beschränkung der

Urlaubsberechtigten unter den städtischen
Arbeitern , s ch l c u n i g st auszuhcbe n. "

Die angezogene Verfügung lautet :
„ Unter Bezugnahme auf die Verfügung vom 6. Januar 1904 ,

wonach allen städtischen Arbeitern , die sich fünf Jahre lang in

städtischen Diensten befinden , jährlich ein Urlaub von einer Woche
unter Fortzahlung des Lohnes zu gewähren ist , bestinimen wik

hiermit , datz den Arbeitern , die in der laufenden Urlaubspcriode
bereits wegen Krankheit längere Zeit beurlaubt gewesen sind , ein

besonderer Erholungsurlaub nicht zu gewähren ist , wenn die Art

der Krankheit , welche die Dienstversäumnis veranlatzte , eine

Schwächung des körperlichen Gesamtbefindens nicht zur Folge hatte ,

sondern , wie bei geringeren körperlichen Verletzungen , bei Ka -

tarrhen , Abszessen , Ausschlägen usw . noch eine Erholung gestattete . "
Stadtv . Cassel <A. L. ) beantragt Ausschutzbcratung .
Stadtv . Dr . Wehl ( Soz . ) : Der Erlatz des Magistrats ist

nach unserer Auffassung geeignet , den Erholungsurlaub der

städtischen Arbeiter in der kleinlichsten Weise zu verkümmern .

Der von dem Bürgenncister Reicke unterm 17. August erlassene
Uka « hat in den Kreisen der Beteiligten grotze Erbitterung hervor -

gerufen . Auch in einer Reihe politischer Tageblätter bürgerlicher

Richtung ist hervorgehoben , datz die Verfügung „autzerordentlich

seltsam " und „ geeignet " sei . „ Aergenns hervorzurufen " ; so das

„ Tageblatt " und die „ Morgenpost " . Wir verurteilen diese Ver -

fügung aufs entschiedenste . Was ist denn eigentlich geschehen , datz nach

Jahren plötzlich diese eigentümliche Verfügung notwendig wurde ?

Es " hat verlautet , datz einzelne „ böswillige " Elemente Mitzbrauch
mit der Maßnahme von 1904 durch Simulation getrieben haben .

Aber es ist doch keineswegs zulässig , auf diese Weise Gerechte und

Ungerechte leiden zu lassen , den Kampf gegen das Simulantentum

zu einem Kampf gegen alle Arbeiter auszudehnen . Die Parallele
mit den städtischen Beamten kann man auch nicht als n, atzgebend

gelten lassen . Schon jetzt sind eine ganze Reihe von

Arbeitern durch die Verfügung getroffen worden , und schlietzlich
wird der größte Teil der Arbeiter davon betroffen werden , die

überhaupt für den Urlaub in Betracht kommen . Die Verfügung

widerspricht nach unserer Auffafiuna die Städte -

I
Ordnung und ist daher nilbt rechtsverbindlich , denn
nachdem diese Urlaubsordnung festgesetzt ist und die Zustimmung

? beider städtischer Behörden erhalten hat . kann der Magistrat sie nicht
einseitig ändern . ( Zustimmung . ) Es handelt sich auch nicht bloß um
eine Ausführungsverordnung . Wir sind ja freilich einigermaßen
daran gewöhnt , daß die Verfügungen , welche die Unterschrift
des Bürgermeisters Reicke tragen , der Rechtsvcrbindlichkeit
entbehren , ich erinnere nur an die Frage der Zeitungskioske .
Weiter haben wir formelle Bedenken gegen die Verfügung . Sie ist
nicht klar und eindeutig gehalten ; sie öffncr der Willkür und der
Laune der unteren Beamten Tür und Tor . Was heißt „ längere
Zeit " ? Sind das Wochen oder Monate oder was sonst ? Wer soll
ferner darüber entscheiden , ob eine Krankheit eine „ Schwächung des
Gesamtbefindens " zur Folge hat ? Weiler haben wir grotze sozial -
polirische Bedenken gegen die Verfügung , ivelche die schon an sich
sehr problematische Gestaltung des Erholungsurlaubs von 1904 noch
iveiter jämmerlich verkümmert . Mit einer so engherzigen Sozial -
volitik ivird der Magiilrat den Ruf der Stadt Berlin , eine
sozial moderne Stadr zu sein , nicht befestigen : er bereut wohl längst ,
diese kleine Konzession überhaupt gemacht zu haben , und sucht jeyt
auf diesem Wege möglichst viel daran abziikuapien . Leute , die ein -
mal krank gelvesen sind benötigen doch erst recht eines Erbolungs -
Urlaubs : um das zu wissen , biaucht man nicht einmal Arzt zu lein .
Wenn die Arbeiter krank geschrieben sind und oeshalb keine Arbeit
tun , kann doch von einem E r h o l u n g s urlanb keine Rede sein .
Also auch vom hygienischen Ztandpiinkt aus ist diese Verfügung io
engherzig , datz sie nicht länger bestehen kann . Der Oberbürger -
meister hat ausdrücklich bekundet , daß die Arbeiter für ihre Beschwerden
alle Zeit ein geneigtes Ohr bei dein Magistrat finden werden ; wie
reimt sich mit dieser Zusage diese Versügnng ? Wir appellieren an
Sie , uitseren Antrag zum Beschluß zu erheben ! ( Beifall , >

Stadtrat Namslan : Die Voraussetzungen des Vorredners sind
völlig unzutreffend . Wir haben nur eine Direktive an die Ver -
waltungen gegeben aus Anlaß vielfacher Rückfragen , die immer
wieder von den Vertvaltungen an uns ergingen . Der Erholungs -
urlaub wird nach wie vor bewilligt . Was ist aber
ein „ Erholungsurlaub " ? Hat ein Aroeiter einen Er -
hol nngs urlaub unter der Firma cittcS Kranken -
urlaubs gehabt , dann soll ihm dieser angerechnet
werden . ( Gelächter . ) Sie scheinen mich gar nicht ver¬
standen zu haben : ich will Ihnen einige Fälle angeben . Wenn ein
Arbeiter mit einer Verletzung am Mittelfinger 3 Monate keine Arbeit
tut und 6 Wochen davon unter Fortzahlung des Gehalts , dann
wieder in die Arbeit tritt und nach 8 Zagen seinen Erholungsurlaub
verlangt , ist das nicht geradezu eine Karikatur ? ( Ziistintmiing und
Widerspruch . ) Ein anderer Arbeiter hatte eine Kopfwunde , mit der
er umherlief , er erhielt einen Äraiikenurlaub von 0 Monaten , verlangte
aber trotzdem kurze Zeit nach seiiteni Wiedereintritt den Erholungsurlaub .
Den mutz man ihnen doch verweigern . Ein Mann , der Rücken -
schmerzen hatte und schon in den frühesten Morgenstunden auf der
Stratze munter zwei Monate herttnigittg . hat doch seinen Erholungs -
urlaub auf unsere Kosten schon gehabt ! Ich bestreite , datz in den
Arbeiterkreiscn eine allgemeine Erbitterung vorhanden ist : die über -
grotze Mehrheit sieht die Berechtigung unseres Vorgehens vollständig
ein . Die Urlaube unserer Beatnlen losten uns kein Geld , denn die
Beamten haben sich gegenseztig zu vertreten ; außerdem haben sehr
zahlreiche Beamtenkategorien auch nur eine Woche oder zehn Tage
Urlaub .

Stadtv . Cassel ( A. L. ) : Zu meinem Bedauern sind unsere

schweren Bedenken gegen die Verfügung durch diese Ausführungen
keineswegs beseitigt , im Gegenteil wird sie mir durch die angeführten
wenigen Fälle gänzlich ttnverständlich . Diese wenigen Fälle haben
mit einer solchen allgemeinen Verfügung gar nicht ? zu tun . Ob
einer , der Rückenschmerzen hat , dabei ganz vergnügt umherläuft ,
weiß ich nicht , denn ich bin kein Arzt ( Heiterkeit ) , aber ich iveiß aus
Erfahruiig , datz man sehr leidend sein kann , ohne datz der Arzt Bett -
ruhe ustv . vorschreibt . Auch die Sache mit demMittelfingeristnür gar nicht
klar . ( Erneute Heiterkeit . ) Der Magistrat hätte jedetifalls in diesen
einzelnen Fällen das Nötige vorkehren können : bie allgemeine Ver -
fügung aber ist geeignet , zu vielfachen Irrtümern und Mißgriffen zu
führen ( Zustimmung ) , in ihrer etwas dilettantcuhasten Generali -
sicrung . Ich glaube ja auch , datz eS nicht die Absicht des
Magistrats war . die wohltätige Einrichtung des Urlaubs ab -
zuschwächen ; man hat eben wegen jener Einzelfälle diese
wenig geschickte Verfügung erlassen , und dazu aus einem Anlaß ,
wo es sich nur um wenige Pfennige handelte . Der Beschluß dieses
Erholungsurlaubes ist von uns einstimmig gefaßt worden ; etwaige
Mitzbräuche müssen zunächst einmal klar gestellt werden . Auch
meinerseits mutz ich dem Magistrat die formale Be -

rechtigung zu dieser Verfügung bestreiten . Der Magistrat
ist unserem Beschluß von ' 1303 im Januar 1904 bei -

getreten . Wenn er uns auch keine besondere Vorlage machte ,
so ist mit deni Beitritt doch ein Genteindebeschlutz zustande gekommen .
Da von Ausnahmen nirgends die Rede geioesen ist , kann der
Magistrat auch nicht wegen etwaiger Mitzbräuche einseitig Remedur

schaffen : dazu ist er nicht befugt . Darum müssen wir die An -

gelegenheit in einem Ansschutz gründlich auch nach der rechtlichen
Seite hin beraten ; aber auch deshalb können wir an der Sache
nicht vorübergehen , weil der Magistrat hier ganz ohne Not den

Herrn Dr . Weyl und seinen Freunden Gelegenheit gegeben hat , ihm
Tendenzen nachzusagen , die getvitz gar nicht vorhanden sind .

Stadtrat Namslau : Ick , bestreite gar nicht , datz ein Gemeinde -

veschlutz vorliegt ; der Magistrat ineint nur , datz in der erwähnten
Form des Krankenurlaubs ein ErholirngSurlaub schon mit gewährt ist .

Stadtv . Roscnow <N. L. ) bestätigt , datz auch nach seiner
Kenntnis in den Arbcitcrkreisen grotze Unzufriedenheit über
den Erlaß herrscht . Die Versammlung habe seinerzeit keine

Ausnahmen oder Vorbehalte an ihren Beschluß geknüpft .
Ein Krankhcits urlaub existiere doch garnicht ; der Arbeiter werde
krank geschrieben und dürfe nicht arbeiten . Solle der Krankgewescne
durch die Urlaubsentziehung noch extra bestraft tverden ? Die
Kranken unterlägen doch auch der Kassenkontrolle . _

ES müsse un¬

bedingt das Bedauern ausgesprochen werden , datz eine solche Ber -

fügung habe ergchen können , die die soziale Tendenz Berlins in

nicht schönem Lichte erscheinen lasse . Mitzbräuchen lasse sich auf
anderem Wege energisch begegnen . Dem Antrag auf Ausschuß -
beratung stimmt Redner zu.

Stadtv . Dr . Fricdemam » (soz. - fortschr . ) hält Ausschutzberatung

nach der vom Magistrat gegebenen „ Rechtfertigung " eigentlich nicht
mehr für nötig . ( Sehr gut ! ) Der Beschluß von ( 304 sei vomMa -

gistrat evident verletzt worden . Einen „ Krankheits urlaub " be¬

komme dock der Erkrankte so wie so, auch wenn er nock nicht fünf

Jahre im Dienste sei : letzteres sei aber doch die Vorbedingung für

Bewilligung des Erholungsurlaubes . Die Verfügung habe die
Stadt Berlin in sozialpolitischer Hinsicht arg diskreditiert . ( Zu -
ftimmnng . )

Stadtv . Dr . Wehl verzichtet .
Der Antrag geht an einen Ansschutz .
Die Vorlage betreffend den Erwerb einer zur bebarningSplan -

mätzigen Anlegung des NordiiferS erforderlichen Fläche von
49 Quadratmeter vom Grundstück Nordufer 2 geht auf Autrag
Hintze an einen Ausschutz . nachdem der Antragsteller darauf hin -
gewiesen hat , datz es an jeder Gegenleistung der Eigentümer für
die Löschung der grundbuchlich eingetragenen Vaubeschränkttngen fehle ,
wie der Magistrat sie konzedicreu wolle .

Der spezielle Entwurf für das auf dem WaisenhauSgruudstücke

zu errichtende Verwaltungsgebäude für die städti -
schen Gasiverke ( Kostenanschlag 1 718 000 M. ) wird aus Autrag
Wallach mit der Modifikation genehmigt , daß die Kosten nicht
aus dem Griuidstückerwerbungsfonds , sondern auS den eigenen
Mitteln der Gaswerke entnommen werden sollen .

Schluß der öffentliche » Sitzung 8 ü�r

6cwerhrcbaftUchcs .

Politische Aktion und Gewerkschaften .

Brüssel , 25 . September . ( Eig . Ber . )
Die Frage : neutrale oder sozialdemokratische Gewerk -

schasten beschäftigt aitgeublicklich auch die belgischen Partei -
genossen , und demnächst wird auf Wunsch der Gewerkschafts¬
kommission der Generalrat der Partei Wohl über diesen
Gegenstand beraten .

Den Aitlaß zu der gegenwärtigen Problemstellung bietet

das Syndikat der Diamantarbeiter Antwerpens — einer

neutralen Gewerkschaft — , deren Neutralitätsauffassung auf
eine Lostrennung der sozialdemokratischen Gewerkschaften
von der politischen Partei hinausläuft . In einem kürzlich
im „ Peuple " erschienenen Artikel tritt Auguste DeWinne

dieser Aitffnssttug und insbesondere dem Räsonnemcnt der

Diamantarbeiter mit zienilicher Schärfe entgegen . Er ver -

iveist u. a. auf die Wandlung der englischen Trade - Unions ,
die sich nach einem Jahrhundert neutraler Gewerkschafts -

bewegnng zum Parlamentarismus und zuni Klassenkampf be¬

kennen . Die Diamantarbeiter hätten am eigenen Leibe die

Vorteile der Einheit von Partei und Gewerk -

s ch a f t e n erfahren , als sie bei ihrem letzten Streik trotz ihrer
bedeutenden internationalen Organisation nur dank der Mit -

hülfe der belgischen Arbeiterpartei siegen konnten . Die belgische
Arbeiterpartei , schließt Dewinne , tvird niemals zugeben , daßnian

ihre Gewerkschaften „neutralisiere " . Das hieße , ihr die Seele

Heraiisreißen , sich selbmorden . . . . Nicht an den sozialdemo -
kratischen Gewerkschaften sei es , sich zu neutralisieren , sondern
an den neutralen , sozialistisch zu werden . In diesem Sinne

werde die belgische Arbeiterpartei die Frage lösen .
Zwei Instanzen haben in diesem Sinne bereits cnt -

schieden . Am 16 . September hat , wie schon mitgeteilt , der

nationale Kongreß der Metallarbeiter in

ei it st i nun ige in Beschluß die Notwendigkeit
des Klassenkampfes betont und die Aufrecht -

erhaltung der Verpflichtung der Eingliede -
rung aller seiner Gruppen in die sozialdemo -
kra tische Partei ' ausgesprochen . In der aus -

führlichen Motivierung wird gesagt , daß die gewerkschaftliche
Organisation nicht Zweck sei , sondern Mittel zur Ve -

freiung der Arbeiterklasse vom kapitalistischen Joch und daß
die gewerkschaftliche Propaganda im sozialistischen Sinne auf
dem Boden des Klassenkampfes zu führen ist .

Ebenso klar hat sich der Kongreß des A n t -

Werpe n er Arrondissements gegen die Ncutrali -

sierung der Gewerkschaften ausgesprochen . Der Kongreß
fordert die Arbeiter ans , die neutralen Gewerkschaften in das
Strombett des Sozialismus zu leiten . . . . Der diesbezügliche
Beschluß wurde mit allen gegen eine Stimme gefaßt .

Im Anschluß an die obigen Ausführungen mögen einige
Zahlen über das Kräfteverhältnis der Gewerkschaften Platz
finden , die wir deni kürzlich erschienenen Bericht der Getverk -

schaftSkomnnssioii für das Jahr 1965 entnehmen .
Von den 1 265 000 industriellen Arbeitern Belgiens

( 970000 Männern und 295000 Frauen ) sind organisiert :
In sozialdeinokratischen Gewerkschaften 94 15l Personen ;

in katholischen 17 814 Personen ; in neutralen 34 853 Per -
sonen ; in liberalen 1685 Personen . Zu den neutralen Ge¬

werkschaften ist zu bemerken , daß wohl die Mehrzahl ihrer
Mitglieder Sozialisten sind , die durch ihre Mitgliedschaft in einer

sozialistischeit Genossenschaft oder in einer politischen Orgainsation
mit der Partei verbunden sind . Die Typographen sowohl wie
die Diamantarbeiter Antwerpens , die ihnen zugehörcn , haben
ihre Vertretung in der GewerkschastSkomtuission . Zu den
neutralen Gewerkschaften gehören auch die Glasarbeiter von

Charleroi und die Weber von Berviers . — Was die katholischen
wie die liberalen Arbeitcrorganisationcn betrifft , so kommen

sie als ernsthafte Kampforganisationen der Arbeiter überhaupt
nicht in Betracht . Sie verdanken ihre Entstehung dem Bestreben

bürgerlicher Politiker , den Kampf der Arbeiter gegen das

Unternehmertum zu schwächen oder überhaupt unmöglich zu
machen . _

i ßerlin und Umgegend .

„ DEOEA' * ,

Die Angestellten der Firma Auer , Alte Jakobstratze , kamen
am Mittwochabend zu einer Besprechung der Mitzstüitde in dem
Betriebe der Auergesellschaft zusammen . Der Metallarbcitervcr -
band hatte die Versammlung nach den „ Rittersälen " einberufen ;
Referent war O. Mahl c. Der Verband hat sein Bestreben darauf
gerichtet , die bei Auer zahlreich beschäftigten ( etwa 300 ) und sehr
schlecht bezahlten Mädchen für die Organisation zu gewinnen , und
die Versammlung war auch in überivicgcnder Zahl von den Arbeite »
rinnen besucht . Die Direktion sieht diese Bestrebungen sehr tm »

gern . Einem eifrigen Agitator wurde kürzlich erst von einem Di -
rcktor gesagt : „ Laßt doch nur unsere Mädchen zufrieden , seid froh ,
datz Ihr selbst organisiert seid ! " — Mahle deckte in seinem Referat
die Ausbeutung der Mädchen und viele Mißstände auf . In der
„Spitzztcherei " abteilutig ist der Stundenlohn 20 Pf . Dann gibt
es Prämien : 32 Pf . für 1000 Fäden . Oftmals erzielt die Ar -
beitcrin keinen höheren Lohn wie 11 M. die Woche . In der Ab -
teilung für Ausschmelzerei wird etwa 15 M. verdient . Erschwert
werden die Arbeiten durch die Lieferung von schlechtem Material
und schlechtem Werkzeug . Viel geklagt wird über die mangelhaften
sanitären Einrichtungen , über die BetricbSkrankenkasse und über
die Behandlung der Mädchen durch die Meister . In der Entlassung
eines Elektromonteurs unter einem nichtigen Vorwand sehen die

Angestellten eine Matzregelung des Betreffenden , dessen eifrige
Tätigkeit für den Verband bekannt war . In einer Resolution er -
klärten die Versammelten , dahin wirken zu wollen , datz die gc -
rügten Mißstände beseitigt werden und datz die Angestellten dem
Mctallarbeiterverbande beitreten . Eine Kommission von 4 Mit -

gliedern wurde gewählt , welche die Klagen der Angestellten der
Direktion vortragen sollen , damit Abhülfe geschaffen werde .

Veutkcbes Ketek .

Die Ertichtung eines neuen GewerkschastshauscS plant die

Düsseldorfer organisierte Arbeiterschaft . Das jetzige Gewcrkschafts -
Haus , welches die dortigen Genossen nur gemietet haben , entspricht
schon lange nicht mehr den Anforderungen , die man an ein
Volkshaus zu stellen berechtigt ist . In nächster Nähe des alten

Gcwerkschaftshauscs sind den Genossen jetzt eine Anzahl Grund »

stücke angeboten worden , welche sich vorzüglich zur Errichtung eines
großen Valkshauses eignen . Die� Grundstücke nebst des aufzu »
führenden Neubaues würden die Summe von einer Million Mark

verschlingen . In den nächsten Tagen wird endgültig Beschluß gefaßt
und wird dann sofort mit den Vorbereitungen begonnen »



tetn arveitswilliger Schutzmann .

Die Polizei „schützt " nicht nur Streikbrecher , sie läßt sich auch

gelegentlich s e I b st zu Arbeitswilligendiensten herbei . In Fürrh
in Bayern , wo eben die Schatullenschreiner in einen Streik ein -

getreten sind , hat ein von der Stadt angestellter Schutzmann in

seiner dienstfreien Zeit sich im Geschäft seines Bruders als Arbeits -

williger betätigt . Der Deutsche Holzarbeiterverband richtete des -

halb an Magistrat und Gemcindekollegium eine Eingabe , worin er
die beiden Kollegien aufforderte , zur Sache Stellung zu nehmen .
Im Gemeindekollcgium wurde mitgeteilt , daß der Magistrat dem

Schutzmann bereits verboten habe , Streikarbeit zu machen und daß
auch die übrigen Schutzleute in der Jnstruktionsstunde entsprechend
belehrt worden seien . Aus diesem Grunde und weil der Magistrat
die vorgesetzte Behörde der Schutzmannschaft ist , lehnte es das

Kollegium unter dem Widerspruch der sozialdemokratischen Mit -

glieder ab , zur Sache selbst Stellung zu nehmen .

Christliche Nichtsnutzigkeiten .
Am Sonnabend tagte die Siebenerkommission ; worauf besonders

Gewicht gelegt werden mutz , ist die Erklärung , daß in allen Fragen
Einmütigkeit herrschte . Eine neue Lohnbewegung ist also ein -
geleitet . Am Sonntag fanden nun wie üblich eine größere Zahl
Bergarbeiterversammlungen statt . Die Redner des Verbandes
trugen der Lage Rechnung und vermieden alles , was die christlichen
Kameraden hätte verletzen können . Anders aber die
Christen . Sie erklärten , von einer Sitzung und von Beschlüssen
der Siebenerkommission nichts zu wissen . Die Lohnfrage
und die allgemeine Lage kümmere sie nicht , sie
protestierten gegen die von sozialdemokratischer
Seite ausgehenden Einigungsbcstrcbungen . Sie
schimpften in der wütendsten Weise auf die Sozialdemokratie , und
ein Herr Gcwerkschaftssekretär Jmbusch glaubte zum Schluß einen
besonderen Trumpf auszuspielen mit der Erklärung , daß er nicht
vom Affen abstamme . So also beginnen die Christcnbrüder einen
Lohnkampf I Unsere Genossen bewahrten trotz aller Beschimpfungen
die Ruhe und erklärten , daß jetzt Höheres auf dem Spiele stände ,
sie darum auf die Schimpfereien nicht erwidern würden . Es muß
gesagt werden , was verschiedene christliche Redner sich am Sonntag
geleistet haben , ist offener Verrat an der Arbeitcrsache . Wenn
übrigens solch niederträchtige Gesellen nicht vorhanden wären , wäre
die Einigkeit der Bergleute schon längst eine vollendete Tatsache .

? Iusl » nd .

Prinzipielle Gegensätze zwischen der niederländischen und der
deutsche » Mnurcrorganisation wurden auf der neunten Jahres -
Versammlung des Niederländischen Maurerverbandes berührt , die
Anfang dieser Woche in Amsterdam stattfand . Es wurde dort mit -
geteilt , daß der deutsche Verbandsvorsitzende Bömelburg im
Jahre 1902 dem niederländischen Brudcrverband einen jährlichen
Beitrag von 1000 M. zur Unterstützung der Agitation in den Grenz -
orten in Aussicht gestellt hätte , daß diese Smnme im Jahre ISstt
richtig eingetroffen sei , im folgenden Jahre aber nur S09 M. Auf
Anfrage in Hamburg lief ein Brief ein , worin die Zurückziehung
der Unterstützung hauptsächlich mit den prinzipiellen Gegensätzen
zwischen den beiden Verbänden begründet wurde . Die wichtigste
Stelle lautete :

„ Ihr wißt , daß wir auf dem Boden der sozialdemokratischen
Arbeiterbewegung stehen . Eure Organisation , wenigstens die
Leitung , steht auf dem Boden des Anarchismus und läßt dein -
zufolge nicht nach , die sozialdemokratische Bewegung zu bekämpfen .
Dadurch würden wir mit unseren finanziellen Beiträgen für
Eure Agitation , also mit unseren eigenen Mitteln , die Be -
kämpfung unserer eigenen Ansichten unterstützen . Das ist un -
möglich . " —

Die niederländischen Vcrbandsleiter antworteten , daß sie keine
Anarchisten , sondern revolutionäre Sozialisten seien . Der deutsche
Verbandsvorstand habe sich seine Ansicht wohl auf Grund von Be -
richten holländischer „revisionistischer Demokraten " gebildet .
Uebrigens werde man dessenungeachtet auch in Zukunft die Wirt -

schaftlichcii Kämpfe der deutschen Maurer wie die eigenen ansehen
und danach handeln .

Gegen diese Antwort protestierte ein Delegierter , der die An -
ficht vertrat , daß der Verband doch auf anarchistischem Stand -
Punkt stel )e.

Tie Jahresversammlung befaßte sich ferner mit Anträgen zum
Austritt aus dem Nationalen Arbeitersekretariat . Aus prinzipiellen
Gründen sich vom Sekretariat loszusagen , wurde gegen zwei
Stimmen abgelehnt . Für einen Antrag des Hauptvorstandes ,
finanzieller Gründe wegen vorläufig auf ein Jahr auszutreten ,
stimmten drei , dagegen ebenfalls drei Abteilungen des Verbandes ,
während sich vier der Stimme enthielten . Urabstimmung soll jetzt
darüber entscheiden . Ein Antrag auf Anschluß an den neuen Ver -
band der niederländischen Gewerkschaften wurde gegen die Stimm, ' .
des Antragstellers , der Abteilung Hilversum , abgelehnt .

Ein verräterischer Streich der Christlichen . Bekanntlich haben
die Arbeiter im Baugewerbe von Nürnberg - Fürth den seit drei
Monaten geführten Streik abgebrochen , um ihn bei gelegener Zeit
wieder aufzunehmen . Dies haben die Christlichen dazu benützt ,
um etwas im Trüben zu fischen . Einige Tage nach dem Abbruch
des Streiks traten sie mit der Veröffentlichung hervor , daß sie init
den Unternehmern einen Tarifvertrag auf drei Jahre abgeschlossen
hätten . Der Zweck dieses Vorgehens ist durchsichtig genug : die

freien Gewerkschaften sollen kaltgestellt werden , man will ihnen
den christlichen Tarif aufzwingen . Den Schwankenden und In -
diffcrenten soll demonstriert werden , daß nur bei den Christlichen
etwas zu erreichen ist . Die frommen Brüder feiern den Tarif als
einen großen Erfolg ihrer Organisation ; dabei sind die darin fest -
gesetzten Löhne zum großen Teil schon vor dem Streik gezahlt
worden , während an der Arbeitszeit überhaupt nichts geändert
wird ! Dem ganzen Vorgehen liegt anscheinend ein von den Christ -
lichen mit den Unternehmern vereinbarter Plan zugrunde , dafür
spricht auch wohl der Umstand , daß die Unternehmer jetzt bekannt

machen lassen , daß sie die Streikenden und Ausgesperrten nur dann
wieder einstellen , wenn sie den christlichen Tarif anerkennen . Die

Rechnung hat aber ein großes Loch : die Christlichen sind in Nürn -

berg zu unbedeutend , als daß es ihnen gelingen würde , ihren Tarif
den freien Gewerkschaften aufzuzwingen .

Eue Induftrie und Handel .

Die empfindlichen Bodcnrcformcr . Die « Deutsche Volksstimme "
schreibt in ihrer Nr . 18 vom 29. September :

„ Eine verkaufte Domäne . Unlere Notiz unter dieser Ueber -

schrift ssiche „ Deutsche Volksstimme " S . 468 - 4Sg ) hat in der Presse
eine lveite Verbreitung gefunden . Die meisten Zeitungen begnügten
sich mit zustimmendem Abdruck . Die „Deutsch - sozialen Blätter "

z. B. schreiben :
„ Man sollte kaum glauben , daß in der preußischen Domänen -

verWallung noch so altertümliche Anschauungen m bezug auf
die Bodenreform , diesen wichtigsten Teil der ganzen sozialen
Frage herrschen . "

- Anders der „ Vorwärts " . Er antwortet auf unsere Frage , die

Wir an jene bedauerliche Tatsache knüpften , wie folgt :
„ Die Regierung , deren Sprecher den Kapitalisten� zurief :

„ Meine Herren , wir arbeiten ja nur für Sie !" wird die Frage
mit Ja beantworten . Der Staat weiß doch , was er dem Kapital

schuldig ist . Wir stellen die Frage : Muß das so bleiben ? Ilnd

aittlvorten : Nein ! �Je schneller die Erkenntnis wächst , daß die

kapitalistische Gesellschaft durch die sozialistische abgelöst werde »

muß und die Frondcr des Kapitals mit aller Energie auf die

Uingcstaltnng hinarbeiten , desto eher wird mit der Ausbeutung

aufgeräumt . Mit elegischen Stoßseufzern und Moralisiererei wird

Vichts geändert . "

Eine planmäßige Aufklärungsarbeit , wie die unsere , als

„ Moralisiererei und Stohseufzerei " zu bezeichnen , ist ebenso bequem
als unzutreffend . Aber vielleicht überlegt der „ Vorwärts " einmal

in der Stille , auf welchem Gebiete der Sozialrcform in den letzten

zehn Jahren die größten Fortschritte in der Theorie und auch in

der Praxis gemacht worden sind . Sich selbst wird er das

Zugeständnis wohl machen , daß sie auf dem Gebiete der

Bodenpolitik geschehen sind , auf dem er wahrhastig wenig genug
geholfen hat . "

Die Fortschritte , die gemacht wurden , hindern nicht ein ständiges

Anschwellen der Grundrente und der Wohnungsmieten . Was kleine

Reformen vielleicht gutmachen konnten , wird durch Reformen großen
Stils ä la Zolltarif ' zehnfach wieder verdorben . Was nützen uns

Reformen , die durch Gegenreformen mehr wie ausgeglichen werden ?

Wirtschaftlicher Sieg der Japaner über die Russen in der Mandschurei .

Man schreibt uns : Die wirtschaftliche Lage der Russen� in Ost -

asien ist seit einiger Zeit derart im Niedergang begriffen , daß der in

besonderer Mission im fernen Osten weilende General Grodekow

soeben dringend nach Petersburg berufen wurde , woselbst er schon
in den nächsten Tagen eintreffen dürfte , um an den diesbezüglichen
Konferenzen teilzunehmen , und auf Grund der von ihm an Ort und

Stelle gesammelten Erfahrungen sein Urteil über die Durchführung
der von der russischen Negierung in Aussicht genommenen Maß -

nahmen in bezug auf den fernen Osten abzugeben . Diesem Rück -

gang der wirtschaftlichen Lage der Russen geht das unaufhalt -
same Vordringen der Japaner im fernen Osten parallel , �so daß
man schon von einem wirtschaftlichen Sieg der Japaner
über die Russen in der Mandschurei sprechen kann . Der ganze
Handel in Charbin , besonders aber der Mehlhandel , ist so durch

hohe Prozente und großen Profit verwöhnt , daß er der amerika -

irischen und japanischen Konkurrenz nicht wird standhalten können .

Es scheint überhaupt , als ob Rußland nicht in der Lage ist , den

Handel und die eigene Handelsflotte in geeigneter Weise zu ent -

wickeln , da bis jetzt noch keine regelmäßige Fahrt der russischen
Schiffe weder nach den chinesischen noch nach den japanischen Häfen

eingerichtet worden ist . Die Japaner , die den ganzen Handel in

Jnkou beherrschen , bemächtigen sich jetzt auch des Marktes in Tschifu ,
init dem Wladiwostok stets in engster Beziehung stand . Da der

Krieg aber die Finanzen Japans beträchtlich vermindert hat ,
und das Kapital durch - die große Anzahl der Handels -
Unternehmungen verringert worden ist , so haben sich .

die

Japaner im voraus die Unterstützung der europäischen
Kapitalisten gesichert und zu diesem Zweck die englisch - japanische Bank
und den Verband der japanisch - englischen Finanziers gegründet . In
Japan gibt es bekanntlich mehr Bankgeschäfte wie sonlt wo , aber die

Hauptaufgabe der neuen Bank , mit einem Kapital von 29 Millionen

Den besteht darin , die Anleihen für die Handelsunternehmnngen in

Japan , der Mandschurei und Korea abzuschließen . Das zweite
Unternehmen , der Verband der Finanziers , wozu Kapitalisten von

Belgien , Frankreich und Schottland gehören , hat auch nur den Zweck ,
ausländisches Kapital für die Handelsunternehmungen im fernen

Osten zu gewinnen . Die Japaner gehen zielbewußt vor und sichern
sich täglich mehr die mandschurischen Märkte .

Soziales .
Kampf gegen die Selbstverwaltung der Krankenkassen .

Die Arbeiter der Firma B. u. Co. , Graphische Kunstanstalt ,
haben es verstanden , die Interessen der Arbeiterschaft und der Orts -

krankenkasse für Heerdt und Büderich wirksam zu vertreten . Die Be -

setzuug der Generalversammlung in den Jahren 1999 —1991 entsprach
den Wünschen des Scharfmachertums . Bei der nächsten Wahl gingen
die Arbeiter der Firma B. u. Co. geschlossen zum Wahllokal und
wurden sämtliche in Vorschlag gebrachten Arbeiter der Firma auch
gewählt . Damit setzte auch anderes Leben in der Ortskrankenkasfe
ein . Spätere Wahlen , vor allem die im Vorjahre , zeigte »,
daß die Arbeitervcrtreter nicht geschlafen hatten . Mit großer
Majorität wurde in einer von 999 Mitgliedern besuchten
Wahlversammlung die Liste der freien Gewerkschaften , auf der sich
wieder drei Namen von Arbeitern der Firma B. u. Co. befanden ,
gewählt , ein Zeichen , daß man mit deren Arbeit zufrieden war .

Dieser Ausgang , dazu die vorgenommenen Reformen , Beibehaltung
der Familienversicherung , Statutenänderung zur Erhöhung der

Leistungen usw . paßte den weisen Stadtvätern mitsamt dem Herrn
Bürgermeister , dem die gewisse Strömung schon lange wieder den Strich
ging , nicht in den Kram , und der gesetzeskundige Gemeinderat stellte in

geheimer Sitzung den Antrag , die Firma B. u. Co. zu veranlassen , eine

Betriebskasfe zu gründen , um die „ Noten " aus der Ortskasse los zu werden .
Der Gemeinderat unterbreitete der Regierung den Antrag , der Firma
B. u. Co. aufzugeben , eine Betriebskrankenkasse zu gründen . Und

was tut nun die Regierung ? Die Regierung verfügt demgemäß I

Was aber sagt das Krankenversicherungsgesetz im Z 99 ? „ Die

Anordnung von Betriebskrankenkassen kann ersolgen , wenn ein Betrieb

durch besondere Krankheitsgefahr die Kasse belastet . " Wer ist nun

berechtigt , derartige Anträge zu stellen ? D ie Gemeindever -

tretung bei Gemein dekranke rr lassen und der

Kassenvorstand bei Ortskrankenkassen .
Man verfügt aber einfach diktatorisch die Gründung einer

Betriebskasse , obwohl der Unternehmer wie auch die Arbeiter nichts
von einer Betriebskrankenkasse wissen wollen .

Eine stark besuchte öffentliche Versammlung der Mitglieder der

Ortskrankenkasse protestierte ganz entschieden gegen diese Ver -

gewaltigung und drückte somit den Vertretern der Generalversamm -

lung ihr vollstes Vertrauen aus . Die Anregung , gegen jeden Ver -

such , die Ortskasse zu zersplittern , energisch Front zu machen und in

dem betreffenden Betriebe eventuell mit Arbeitseinstellung zu ant -

wonen , wurde mit Beifall aufgenommen . In vielen kleineren und
mittleren Betrieben befürchtet man eine Schwächung der Kasse , was
einen Wegfall der mühsam errungenen Verbesserungen zur Folge
haben würde . Bemerkenswert ist noch , wie die Regierung
oft schnell zu arbeiten vermag . Der Antrag der Gemeinde -

Vertretung war in kurzer Zeit durch die Regierung erledigt worden ,
aber eine schon im April beantragte Statutenänderung ist heute noch

nicht genehmigt .
Am verflossenen Mittwoch fand eine außerordentliche General -

Versammlung der Kassenvertreter statt , welche den Kassenvorstand be -

austragte , gegen die Verfügung der Regierung unverzüglich Be -

schwerde zu erheben . Auch hat die Firma Beschwerde eingereicht .
Etwas Gutes hat die Gemeiuderatsaktion aber doch bewirkt :

sie zeigt den Indifferenten . was sie von ihrem Gemeinderat zu
halten haben . Die organisierten Arbeiter und Genossen wissen nun .
daß sie bei den bevorstehenden Wahlen mehr denn je ihr Interesse
der Krankenkasse zuwenden müssen , damit ihnen die eroberte Position
nicht geraubt wird .

Hus der Frauenbewegung .
Kinderarbeit .

Kinderarbeit l — Wem steigen nicht beim Lesen dieses Wortes
die entsetzlichsten Bilder aus der modernen Phantasie auf ? Wer

denkt nicht an die fröstelnden Knaben und zitternden Mädchen , die bei

Wind und Wetter in den frühesten Morgenstunden durch die Straßen
huschen , mit ihren starren Fingerchen Frühftücksbeutel und

Zeltnngspack umklammernd ? Wer denkt nicht an die Kinder mit

den freudelosen , bleichen Gesichtern , die beim ersten Morgengrauen
vom „Kegelaufsetzen " nach Hause kommen ? Wer denkt nicht an die

großen Heere von Kindern , die sich mit Beschäftigungen aller Art

befassen müssen , um mit dem geringen Erlös , den sie daraus ziehen ,
die drückenden wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer Eltern etwas zu
verbessern ?

Die Jugend soll die köstlichste Spanne Zeit im Menschenleben
sein . Dem Kinde soll die Erde als ein Paradies erscheinen , und

noch dem Greise soll der Himmel winken , wenn er an seine ferne
Jugend denkt -

Aber ach , wie wenigen Proletarierkindern ist es vergönnt , sich
einer einigermaßen schönen Jugendzeit zu erfreuen ? Die Jugend
des Volkes muß darben und entbehren , muß sich in den Dienst des

Kapitals stellen , um williges Ausbeutungsobjekt zu sein . —

Der Mensch soll arbeiten — aber er soll kein willenloses Werk -

zeug in der Hand raubgieriger Kapitalisten sein . Schon dem Kinde

soll die hohe Bedeutung der Arbeit gekündet werden , darum fordern
die Sozialisten , daß der Arbcitsunterricht in den Lehrplan der

Schule aufgenommen werden soll — aber das Kind soll nicht , aller

Menschlichkeit zum Hohn , für Bettelpfennige profitabwerfende Ar -
betten verrichten , die es körperlich und geistig auf das schwerste
schädigen . — Wie der Mensch , der einmal die Pocken hatte , für sein
ganzes Leben die Spuren dieser Krankheit zurückbehält , so sind auch
die Proletarier , die schon in ihrer Jugendzeit als Kapitalsknechte
dienen mutzten , mit Merkmalen versehen für immer . Auf ihren
Gesichtern steht eine lange Leidensgeschichte geschrieben .

Der Kapitalismus , der zuerst die Männer in
�

die Fabriken

zog und sie ausbeutete und der , als die Maschinen die Anwendung
großer Muskelkräfte entbehrlich machten , die Frau auf die Schau -
bühne des Lebens stellte , um ein billigeres Arbeitsgeschöpf zu haben ,
er zwang auch die Kinder in seine Dienste , um aus ihrem Arbeits -

schweiß Gold zu pressen . Eine schrankenlose Kinderausbeutung hat
Platz gegriffen . Im Jahre 1839 wurde der erste schüchterne Versuch
gemacht , die Kinderarbeit durch gesetzliche Bestimmungen ein wenig
einzudämmen . Dem Gesetze von 1839 folgten in Zwischenräumen
von Jahrzehnten noch andere Gesetzesbestimmungen , die die Kinder -
arbeit immer mehr beschränkten ; aber durchgreifend wirkten diese
Gesetze nicht , denn unendlich viele Ausbeuterrechte wurden dem Ar -

beitgeber nach wie vor zugestanden , während die winzigen Rechte ,
die man den Proletarierkindern gewährte , in den meisten Fällen
nur Papierrechte blieben , weil die Arbeitsstätten nicht genügend in -

spiziert wurden .
Eine etwas wirksamere Reform brachte erst das neue Kinder -

schutzgesetz , das am 1. Januar 1991 in Kraft trat ; aber auch dieses
weist noch große Mängel auf . Zwar sind den Kindern vor Be -

endigung ihrer Schulpflicht eine Reihe gefährlicher Betriebe ver -

schlössen , zwar dürfen Kinder bei�fremden Arbeitgebern erst vom
12. Jahre ab und auch dann nur 3 Stunden täglich beschäftigt werden ,
aber den eigenen Kindern wird durch das Gesetz nur ein sehr ge -
ringer Schutz gewährt , und die in der Landwirtschaft unst im Ge -

sindcdienst beschäftigten Kinder sind überhaupt nicht berücksichtigt
worden .

Auch das neue Gesetz erlaubt also die schrankenlose Ausbeutung
einer großen Schar von Kindern , die teils als landwirtschaftliche
Arbeiter den Reichtum der Junker mehren , teils als Heimarbeiter
den Kapitalisten dienen . Dazu kommt noch , daß viele Rechte , die
den Kindern durch das Gesetz gewährleistet worden sind , in der Wirk -
lichkeit arg beschnitten werden .

Es sei nur daran erinnert , daß nach wie vor eine große Anzahl
Kinder vor dem Vormittagsschulunterricht ( was gesetzlich nicht ge -
stattet ist ) mit dem Austragen von Zeitungen und Backwaren be -
schäftigt wird .

Zwar geben wir zu , daß nicht Eigennutz , sondern die Not die
Eltern dazu treibt , ihre Kinder zum Miterwerben anzuhalten — und
dennoch müssen wir sagen , daß das die schlechteste Art ist , die Not
lindern zu wollen .

Mütter ! Arbeiterinnen ! Helft , die Kinderarbeit abschaffen !
Sorgt dafür , daß keines Eurer unmündigen Kinder durch Erwerbs -
arbeit ein körperlicher und geistiger Schwächling wird . Sorgt dafür ,
daß keines Eurer Kinder , indem Ihr es dem Ausbeuter überliefert .
zu Eurem Schmutzkonkurrenten wird .

Werden die spärlichen Einnahmen des Familienhaushalts ver -
ringert , indem das Geld , daran die Tränen unglücklicher Kinder
kleben , fortfällt , so müssen die Löhne der erwerbenden Frauen und
Männer verbessert werden .

'
Lohnerhöhungen können erzielt werden , wenn jeder Arbeiter und

jede Arbeiterin Mitglied einer gewerkschaftlichen Organisation wird ,
die mit den Unternehmern um bessere Arbeitsbedingungen kämpft .
Aber nicht nur Glied einer Gewerkschaft soll der Arbeitende werden ,
sondern auch an dem politischen Kampfe soll er teilnehmen . Der
gewerkschaftliche Kampf hat den Zweck , die in unserem heutigen
Kapitalistenstaate bestehenden fürchterlichen Mißstände zu lindern ,
während es Aufgabe des politischen Kampfes ist , den ganzen Kapi -
talistenstaat umzugestalten , eine neue bessere Gesellschaftsordnung
erstehen zu lassen . Und erst eine neue Wirtschaftsordnung wird
dem Proletarierkind eine schöne Jugendzeit geben und die Gewähr ,
zu einem sittlich hochstehenden , körperlich und geistig starken
Menschen herangebildet zu werden .

Mütter , Arbeiterinnen ! Ihr konntet oftmals darben und
hungern um Eurer Kinder willen , so habet nun auch Kampresmut
und Kraft zu Nutz und Frommen Eurer Kinder , K.

Mutterschaftsversicherung .
Ueber die „Mutterschaftsvcrsichcrung " verbreitet sich die Genossin

Lily Braun in einer kürzlich erschienenen Broschüre . Sie geht von
der Anschauung aus . daß die Erwcrbsarbcit der verheirateten
Frau in ihrer jetzigen Form das Familienleben untergräbt .
andererseits in bedenklicher Weise den Organismus des weiblichen
Körpers vielfach schädigt , so daß selten ganz gesunde Kinder von
Arbeiterinnen zur Welt gebracht werden . Durch lange Arbeits -
zeitcn und schwere , dem Zustande einer schwangeren Frau nicht
dienliche Beschäftigungsarten , entstehen Erkrankungen der Ge -
schlechtsorgane und folgen Frühgeburten in horrender Zahl . Gif -
tige Gase dringen bei der Hantierung mit Quecksilber . Nikotin ,
Phosphor in den Körper der Arbeiterin ein , so daß deren Kinder
schon krank und elend , an Tuberkulose leidend , das Licht der Welt
erblicken oder später das Gift aus der Mutter Brust trinken . Hier -
zu kommt noch, daß die Mutter meistens — der Not gehorchend
— viel zu früh die Arbeit wieder aufnimmt , damit nicht nur den
eigenen Körper ruiniert , sondern dem Kinde auch die nötige Pflege
und vor allem die Muttermilch entzieht . Lily Braun weist nach ,
dah die vermehrte Säuglingssterblichkeit mit der Zunahme der
Frauenarbeit in sehr engem Zusammenhange steht . So starben
im Säuglingsalter : In Bezirken der englischen Textilindustrie
22 Proz . , in Bezirken der deutschen Textilindustrie 38 Proz . und
in der Berliner Papierindustrie 48 Proz . Die Verfasserin unter -
sucht dann , wie dem beschriebenen Ucbel abzuhelfen sei . Die
Frauen sollen , so fordert sie , eine bestimmte Zeit vor und nach
der Entbindung nicht arbeiten dürfen , um sich und ihr Kind
pflegen zu können , und zwar bedürfe es dazu viel längerer Zeit ,
als wie heute gesetzlich vorgeschrieben ist . Sie müßten selbstvcr -
standlich auch für die Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit unterstützt
werden . Die Krankenkassen , wie sie heute sind , wären dazu aller -
dings nicht imstande , auch ist die Versicherungspflicht noch lange
nicht auf alle Arbeiterinnen ausgedehnt . Sie kommt daher zu
dem Schluß , daß es notwendig sei . eine ausgiebige Mutterschafts -
Versicherung den Krankenkassen anzugliedern . Schon von ver -
schiedencn bürgerlichen Seiten ist die - Gründung selbständiger
Mutterschaftsversicherungcn empfohlen worden . Genossin Braun
wendet sich — unserer Meinung nach mit Recht — dagegen . Es
wäre aber ganz unmöglich , durch eine weit ausgedehnte Mutter -
schaftsversicherung den Krankenkassen noch eine bedeutende Mehr -
belastung aufzubürden , ohne ihr weitere Einnahmequellen zu er -
schließen . Genossin Braun befürwortet deshalb eine Reorganisa -
tion des gesamten Versicherungswesens . Sie empfiehlt eine or -
ganische Verbindung der Kranken - mit der Invalidenversicherung ,
ferner eine Zentralisation der Krankenkassen . Die Versicherung
der Mutterschaft gehört naturgemäß in den Rahmen der Kranken »
Versicherung ; ist es doch nicht allein Aufgabe der Krankenkassen .
bestehende Krankheiten zu beseitigen , sondern überhaupt zu ver -
hüten . Und gerade mangelnde Wochenpflege ist es , welche die
Frauen dauernd krank macht , nicht zum Vorteil der Kassen . Aber
wie soll eine Mehrbelastung der Krankenkassen ermöglicht werden .
Genossin Braun schlägt bor . die Mittel durch einen Zuschuß des
Staates zu decken . � Der Staat könnte sich selbst die Ouelle dafür
öffnen durch Einführung einer progressiven Einkommensteuer .
Sie hält diese Forderung nicht für undurchführbar . Schon aus
dem Grunde nicht , weil der Staat bei der Frage eminent intcr -

essiert sei , weil es ihm darauf ankommen müsse tüchtige , brauch -



Bare Soldaten zu erhalten . Für uns hat die Forderung natürlich
eine viel eminentere soziale Bedeutung .

Die weitere Forderung geht dahin , allen schwangeren Arbeite -
rinnen und Wöchnerinnen — verheirateten und unverheirateten —
auf die Dauer von 4 Monaten eine Unterstützung zukommen zu
lassen , die stets die volle Höhe des Lohnes , in besonderen Fällen
die Hälfte darüber hinaus erreichen müßte . Aerztliche Pflege und
die Dienste der Hebeamme müßten den Schwangeren und Wöch -
nerinnen durch die Kasse gesichert werden , ebenso eine Hauspflege ,
so lange die Mutter nach ärztlichem Befund außerstande ist , ihr
Hauswesen selber zu besorgen . Wo Schwangeren und Wöch -
nerinnen die nötige Ruhe , gute Luft und Sorgfalt in der eigenen
Häuslichkeit nicht zu teil werden kann , soll Aufnahme in Wöch -
nerinnenheimen und Entbindungsanstalten erfolgen . Die Mutter
soll auch , wenn sie nach Ablauf von 16 Wochen auf ihre Arbeits -
stelle zurückkehrt , den Nachweis erbringen , daß ihr Kind während
ihrer Abwesenheit entweder privat oder in einem Säuglingsheim
gut untergebracht ist . Um allen arbeitenden Müttern die Wohl -
taten zuführen zu können , soll die Krankenversicherung zwangs -
weise auf sämtliche Arbeiterinnen ausgedehnt werden , auch auf
solche nichterwerbstätigen Frauen , deren Einkommen nicht 3666
Mark jährlich beträgt . Die Verfasserin bemerkt , daß alles An -
geführte nur schrittweise zu erreichen sei . Der bisherige Gang
der ganzen Arbeiterschutzgesetzgebung bürgt schon dafür , daß Re -
formen sich nicht überstürzen . So sehr wir von der gerechten
Forderung : „ Schutz für Mutter und Kind ! " überzeugt sind , ebenso
gut wissen wir auch , daß es noch harter Kämpfe , vieler Anstöße
bedarf , um einen Brocken nach dem anderen zu bekommen . Die
idealen Zustände , welche Lily Braun anstrebt , werden in der
heutigen Gesellschaftsordnung wohl eine Utopie bleiben . Erst
wenn die sozialistische Gesellschaft die kapitalistische ablöst , wird
die vollständige Durchführung derartiger berechtigter Forderungen
möglich sein . � W.

Borsigwalde - Tegel . Mittwoch , den 3. Oktober , abends S' /s Uhr , bei
Kube in Borsigwalde . Vortrag . Fräulein Krauß : „Einiges
aus der französischen Revolution . "

Gerickts - Leitung .
Zwei Urteile . Die Düsseldorfer Strafkammer fällte zwei Ur -

teile , welche verdienen , nebeneinander gestellt zu werden , Kom -
mentar zu bringen , ist überflüssig , weil sie für sich selbst sprechen .
Eine arme Frau hatte , um für 26 Pf . Waren geborgt zu erhalten ,
einen falschen Namen benutzt ; Strafe drei Monate Gefängnis .

Der Kaufmann Louis Hahn hatte eine „ großartige " Pleite ge -
macht und sich nun wegen liederlicher Führung der Geschäftsbücher ,
wegen Nichtziehung von Bilanzen , wegen Schädigung seiner
Gläubiger durch Verschwendung und wegen Schiebungen zum Nach -
teil seiner Gläubiger vor Gericht zu verantworten . Es wurde

festgestellt , daß Hahn schon jahrelang mit Unterbilanz gearbeitet
hatte , trotzdem aber flott darauf losgelebt und fllr sich pro Jahr
mindestens 28 600 M. brauchte . Das lustige Leben setzte er wüh -
rend des Konkurses noch fort und schickte ganz kaltblütig dem
Konkursverwalter die Rechnungen . Hahn hat überhaupt in einer

Weise gewirtschaftet , daß seine Gläubiger nur einige Prozent er -

hielten . Der Konkursverwalter erklärte . Hahn sei ein Mensch .
der nur beabsichtige , auf Kosten der Lieferanten gut zu leben . Das

Gericht verurteilte diesen Schwindler ebenfalls zu drei Monaten

Gefängnis . _

Schadenersatz für verspätet erhaltenes Zeugnis .

. sine wichtige Entscheidung bezüglich der Schadenersatzpflicht
des Prinzipals im Falle eines verspätet ausgestellten Zeugnisses
fällte gestern die dritte Kammer des Kaufmannsgerichts . Ter

Kläger Karl W. war von dem Geschäftsführer der hiesigen Filiale
der Rohtabakfabrik von Karl Lahmann . die ihren Hauptsitz in

Bremen hat . als Buchhalter und Reisender für das Berliner

Zweiggeschäft engagiert worden . Ende Februar kam es zwischen
dem Filialleiter und dem Kläger zu Mißhelligkeiten , die schließlich
dazu führten , daß dieser am 3. März aus der Firma austrat und

gegen eine Abfindungssumme auf weitere Ansprüche verzichtete .
Beim Austritt wurde ihm auch sofortige Zusendung des Zeugnisses
versprochen , er erhielt es jedoch trotz inzwischen erfolgter Mahnung
erst am 15. März zugesandt . Der Kläger behauptet nun , daß es

ihm infolge des fehlenden Zeugnisses zur Unmöglichkeit gemacht
wurde , eine geeignete Stellung zu finden , und beansprucht für den

Ausfall eine angemessene Entschädigung . Der Beklagte wendet

dagegen ein , daß sich die Verzögerung dadurch erkläre , daß erst eine

Korrespondenz mit dem Stammhaus stattfinden muhte , da die

Zeugnisse stets von diesem ausgestellt würden . Eine absichtliche
Verschleppung >i»i vom hiesigen Zweiggeschäft keineswegs beab -
sichtigt gewesen .

Das Kaufmannsgericht erachtete ein Verschulden der be -
klagten Firma für vorliegend und erkannte dem Kläger
40 M. als Entschädigung für g Tage , und zwar vom 6. bis 15. März
zu . Es sei die Pflicht des Prinzipals , den Angestellten um -
gehend in den Besitz seines Zeugnisses zu setzen , damit ihm nicht
die Möglichkeit geraubt werde , sich sofort um Stellung zu bemühen .
In Anbetracht dessen , daß im vorliegenden Falle das Stammhaus
außerhalb liege , sei vom Gericht eine Respektfrist von drei
Tagen als ausreichend erachtet worden . Da der Kläger
am 3. März austrat , so sei es der Beklagten sehr wohl möglich
gewesen , ihn bis zum 6. März in den Besitz des Zeugnisses zu
setzen , so daß an diesem Tage die Regretzpflicht der Firma einsetzt .

Um einen gemeingefährlichen Tiebesspezialisten , vor dessen
Treiben seinerzeit öffentlich gewarnt wurde , handelte es sich in
einer Strafsache , die gestern die zweite Strafkammer des Land -
gerichts III beschäftigte . Wegen schweren und einfachen Diebstahls
sowie Anstiftung zum Diebstahl in einem weiteren Falle war der
aus der Haft vorgeführte Monteur Paul Linke angeklagt . — Im
Juni dieses Jahres wurden mehrere Wohnungsinhaber durch zwei
mit einem neuartigen Trick arbeitenden Diebe in teils sehr erheb -
licher Weise bejtohlen . In den vornehmen Stadtvierteln in
„ Berlin W. " und in Charlottenburg erschienen zwei Per -
sonen in blauen Monteurkitteln und mit verschiedenem Handwerks -
zeug versehen in den Wohnungen und gaben sich je nach den Um -
ständen als Angestellte des Elektrizitätswerkes oder der städtischen
Gasanstalt aus , die beauftragt wären , die Leitungen zu revidieren .
Von besonders vorsichtigen Wohnungsinhabern wurde nach der üb -
lichen Legitimationskarte gefragt , so daß die angeblichen Monteure
unverrichteter Sache wieder abziehen mußten . In anderen Fällen
wurde den dreisten Dieben sogar bereitwilligst alles geöffnet .
Während einer von ihnen den Wohnungsinhaber an einer anderen
Stelle in Anspruch zu nehmen wußte , brach der Komplice in aller
Hast Spinden und Kästen auf und entwendete alles Wertvolle . —
Eines Tages erschienen die beiden Pseudomonteure in der Villa des
Bankiers Fuhrmann in der Berlinerstraße 26 . Es waren dies der
Angeklagte und der Hülfsmonteur Paul Böhm . Unter der An -
gäbe , sie wären Leitungsrevisoren der städtischen Elektrizitätswerke ,
gelang es ihnen , sich Eintritt in die Wohnung zu verschaffen . In
einem unbewachten Augenblick öffnete der Angeklagte ein auf dem
Toilettentisch stehendes Kästchen mit einem Nachschlüssel und ent -
wendete daraus zwei Brillantringe und eine goldene Halskette im
Werte von über 700 M. Die Beute wurde geteilt , jeder von ihnen
erhielt einen Ring , die Kette wurde zerrissen und von Linke bei
einem Goldarbeiter in der Ackerstraße versilbert . Einige Tage
später wurde der Wohnung des damaligen Legationsrats v. Pil -
grim - Baltazi , jetzigen Ministerresidenten in Cettinje ( Monte¬
negro ) . am Kurfürstendamm 234 , ein Besuch abgestattet . Der An -

geklagte gab sich auch hier als Angestellter des Elektrizitätswerkes
aus und wurde von dem Herrn v. P . selbst in der Wohnung herum -
geführt und auf verschiedene Mängel aufmerksam gemacht . Als
v. P . den Angeklagten dann auf wenige Minuten allein ließ , öffnete
dieser mit einem Dietrich einen Schrank und entwendete zwei
silberne Geldbörsen mit einem Inhalt von 330 M. Diese Geld -
börsen sollten später zu Verrätern werden . Der Angeklagte hatte
eins dieser wertvollen Täschchen und einen der Brillantringe seiner
Braut geschenkt . Der Besitz dieser wertvollen Gegenstände fiel bei
dem Mädchen auf . Auf diese Weise kamen die Diebstähle zur Ent -

deckung . Der mitbeteiligte Böhm wurde später aus der Haft ent -

lassen und hat es nunmehr vorgezogen , sich in Amerika weitere Be -
schäftigung zu suchen . — Der Staatsanwalt hielt es für angebracht ,
dem Angeklagten mit Rücksicht auf sein • offenes Geständnis
mildernde Umstände zuzubilligen und beantragte ein Jahr sechs
Monate Gefängnis . Rechtsanwalt Bahn plädierte auf Zu -
erkennung einer erheblich milderen Strafe mit Rücksicht auf die

bisherige Unbescholtenheit des L. , zumal auch dem Bestohlenen
kein Schaden erwachsen , sondern sämtliche Gegenstände zurück -
gegeben seien . Der Gerichtshof erkannte in Anbetracht der Ge -

meingefährlichkeit derartiger Diebstähle auf ein Jahr Ge -

f ä n g n i s.

Versammlungen .
Mißstände in städtischen Betrieben wurden am Freitag in einer

Versammlung der bei den Revier - Jnspeitionen der städtischen Gas¬
werke beschäftigten Arbeiter erörtert . Die Klagen , welche da vor -
gebracht wurden , bezogen sich hauptsächlich auf daS 11. und daS

22 . Revier . Vereinzelt wurde aüch ubd ? andere Reviete geklckgt
und betont , daß Mißstände , wie sie vom 11 . und 22 . Revier vor -

gebracht wurden , auch in anderen Revieren bestehen , es habe sich
nur keiner gefunden , der die Beschwerden hier zum Ausdruck

brachte . Andererseits wurde aber auch bemerkt , daß es Reviere

gibt , wo die gerügten Mißstände nicht anzutreffen sind , was darauf
zurückgeführt wird , daß sich die Arbeiter dieser Reviere eben nicht
jede willkürliche Handlung ihrer Vorgesetzten ruhig gefallen lassen ,
sondern darauf halten , daß sie nach Recht und Billigkeit behandelt
werden . — Was nun die in der Versammlung vorgebrachten
Klagen selbst betrifft , so bezogen sich die meisten derselben auf ein
in manchen Revieren herrschendes System der Antreiberei . Es
wurde angegeben , daß man den Arbeitern , welche den Stand der

Gasmesser aufnehmen , die Gasmesser revidieren und die Geldkästen
aus den Gasautomaten holen , ein bestimmtes Arbeitspensum vor -

schreibt . An einem Arbeitstage von 10 Stunden soll ein Arbeiter
den Stand von 130 — 160 Gasmessern aufnehmen , ja in einem
Revier werden 150 Aufnahmen sogar als das Mindestmaß dessen
bezeichnet , was ein Arbeiter zu leisten habe . Bringe er weniger
fertig , so werde er als faul bezeichnet . Ein Pensum von 130 bis
150 Aufnahmen könne unmöglich geleistet werden , wenn die Arbeit

gewissenhaft , wie es die Arbeitsordnung vorschreibt , ausgeführt
werden solle . Wenn unter günstigen Umständen wirklich ein solches
Maß von Aufnahmen ausgeführt werde , dann könne man sicher
erwarten , daß viele falsche Aufnahmen mit unterlaufen . Die

Aufnahme des Standes der Wassermesser erfolge durch Beamte ,
die täglich nur 27 Aufnahmen machen , die aber nicht als faul
bezeichnet werden . Was über die Standaufnahmen gesagt wurde ,
das gelte auch für die Gasmesserrevisionen , deren täglich 70 ver -

langt werden und für die Entleerung der Automaten , wofür ein

Pensum von 50 pro Tag festgesetzt sei . Auch das seien Arbeits -

leistungen , die bei gewissenhafter Arbeit nicht ausgeführt werden
können . — Auch über das Strafsystem wurde lebhaft geklagt -
Es ist den Arbeitern verboten , ihre Frühstücks - und Vesperpause
in einem Schanklokal zu verbringen . Wenn jemand dabei betroffen
wird , daß er zur Vesperzeit eine Tasse Kaffee in einem Lokal

zu sich nimmt , so wird er mit einer Strafe von 1 M. . in einem
Revier sogar mit 4 M. belegt und in manchen Fällen wird der

Besuch eines Schanklokals sogar mit der Kündigung bestraft . Diese
Strafen sollen nicht in der Arbeitsordnung festgesetzt fein , sondern
der Willkür der betreffenden Inspektoren entspringen . — Ferner
wurde darüber geklagt , daß die festgesetzte Lohnskala nicht immer

innegehalten wird und daß Arbeiter , nachdem sie 4 bis 6 Wochen
krank waren , entlassen werden . — Von einem Revier wurde mit -

geteilt , daß der Inspektor , als Arbeiter gebraucht wurden , nicht
den Arbeitsnachweis benutzte , sondern nach einer Herberge in der

Auguststraße schickte , um von da Arbeiter zu bekommen , die

gefügiger seien wie die bisher Beschäftigten . — Auch dadurch fühlen
sich die Arbeiter benachteiligt , daß sie bei Sonntagswachen auf dem
Revierbureau Reinigungsarbeiten und andere Verrichtungen be -

sorgen müssen , die nicht gerade am Sonntag vorgenommen werden
brauchen . — Auf einem Revier dient den Arbeitern ein Kellerraum
von 7 Meter Länge und 4 Meter Breite als Aufenthalt für
60 Personen , auch über fehlende Waschgelegenhsit beschweren sich
die Arbeiter desselben Reviers . Vom 22 . Revier wurde berichtet ,
daß dort einer der Schreiber mit Bier handelt , während ein
anderer Bücher und Schriften , wie „ Illustrierte Zeitung " , „ Nimm
mich mit " und dergleichen vertreibt , und daß die Arbeiter , welche
nicht zu den Kunden der handeltreibenden Schreiber gehören , im
Bureau nicht gut angesehen sind . — Schließlich wurde aber auch
betont , daß das Bestehen von Mißständen der erwähnten Art zum
Teil von den Arbeitern mitverschuldet sei , welche die Pflicht der
Solidarität vernachlässigen und sich nicht um ihre Organisation
kümmern ,
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abgabengesetze . I . Guttentag , Verlagsbuchhandlung , Berlin 1906 .

Paul Kampffmeyer . DaS moderne Proletariat . Preis 1 M. Im
Abonnement ( 10 Hejte ) 80 Ps. Pan - Verlag , Berlin W. 35.

h. Der Zusammenbruch Preußen ? im Jahre 1800 .
und Betlagen nach zeitgenössischen Darstellungen .
>t. Verlag von Eugen Diederich . Jena 1900.

»iir den Jnbalt der Inserate
iiberniiiinit die Redaktion dem
Publikum gegenüber keinerlei

Verantwortung .

Zhcatcr .

Freitag , LS. September .

Anfang Vj , Uhr .

Opernhaus . Margarete .
Schauspielhaus . Die Journalisten .
Westen . Gasparone .
Loruing . i ' ra Diavolo .
Deutsches . Ein Commernachts -

träum .

Ansang 8 Uhr .

Messing . NoSmersholm .
Berliner . Sherlock HolmeS .
SMtlter O. iWaUner . Thealer . )

Donna Diana .
Schiller Hi. sFricdrich Wilhelm -

städtiichcs - Thcater ) . DieHossnung
aus Segen .

Neues . Der bürgerliche Edelmann .
Der Stammgast .

Kornisclie Oper . HoffmannS Er -
Zählungen .

Residenz . Triplepatle .
Lnstiptethaus . Die von Hochsattel .
Zentral . Tausend und eine Nacht .
Kleines . Ein idealer Galle .
Deutsch - Amerikanisches . Im

wilden Westen .
Thalia . Wenn die Bombe Platzt !
Luise » . Der Goldontel .
Trianon . Der HauSsreund .
Walhalla . Lspeziatiläten .
ivteiropol . Der Teufel lacht dazu .
Apollo . Berlin imOmnibuS . Epe -

zialiläten . � r
Kasino . Werander der Große .
Folies C» price . Der General -

Konsul . Sünden der Väter .
Winiergarte » . Spezialitälcn .
Pasjage . Spezialitäten .
Retchshalle » . Sieltiner Sänger .
tlrain ». Tanbenstrahr ttlltU .

Abends 8 Uhr : Die Mosellande
und ihr Weinbau .

Sternwarte . Juvalidenstr . 57/62 .

Zentral Theater .
( Operette ) . Täglich g uhr :

Tfluseud und eine llnrijt .

Ferdinand Bonns

Berliner Thealer .
Heute und folgende Tage :

8kerlockk > o ! mes .
_ Ansang 8 Uhr . _

Heues Theater .
Ansang 8 Uhr .

Der bürgerliche Edelmann .

Der Stammgast .
Sonnabend , Sonntag : Oer lubilSume -

brunnen .

Kleines Theater .
Zum 89. Male :

Ein idealer Gatte .
Lord Goring . . . Harry Waiden

Ansang 8 Uhr .
Sonnabend : Kan kann nie wissen .
Sonntag nachm . 3 Uhr : Nachtasyl .

Ab. 8 Uhr : Man kann nie wissen .

Komische Oper.
Heute abend 8 Uhr :

Sonnabend : Carmen . Sonntag
nachm . : Hoffmanns ErzBhlungen .
Abends : Carmen .

Belleallianoestr . 7/8 .

Freitag , den 28. Septbr . , VI , Uhr :
Fra Diavolo .

Abonnements gültig .
Morgen Sonnabend , nachm .

3 Uhr : Kabale und Liebe . Abends
VI , Uhr : Oer Barbier von Sevilla .

jtixdorfer Theater
Bergstr . 147. Bürgersäle . Bergstr . 147.

L eilung : Julius Türk .
Sonntag , den 30 . September :
4. Vorstellung . Gastspiel des Fräulein

Adele Werra : Heimat .
Schauspiel In 4 Stilen von Hermann

Sudermann .
Kasteneröffnung S' / „ Ansang ?' / , Uhr .

Scblllar - Tbealer 0. ( Kallner - Thealer ) .
Freitag , abends 8 Uhr :

Donna Diana .
Lustspiel In 3 Auszügen von Moreto .

Sonnabend , abends 8 Uhr :
Da « Lnuipengc « lndel .

Sonntag , nachm . 8 Uhr :
fflaria Htaart .

Sonntag , abe » dS8Uhr :

_ Die Riiubcr .

Zirkus Busch . |
Abends VI , Uhr :

Ans der Paßt«.
Original - Pantomimc des

Zirkus Busch .
Die grollte Tiger - and I

I - Uwengruppe
mit dem bisher noch me gezeigten�

Ningkamps zmtschen dem
Dompteur " Will ) ' Peter «
und zwei wilden Tigern .

mie . I - eri « Ijoyai .
Ferner Austreten sämtl . neu - s
engag . Künstler ». Künstlerinnen .

Rkjidcilz-Thtllter.
Direktion Richard Alexander .

Heute und folgende Tage Ans. 8 Uhr :

Triplepatte «
Schwank in 5 Akten v. Tristan Bernard

und Andrs Godscrnaux .
Somiiag , 30. Sept . , nachm . 3 Uhr :

Seine ßammertsfe.

Th�utvr .
Schiller - Theater N. ( Friedr . - Wilh . Th. )

Freitag , abends 8Ubr :
Die Hofftiane auf Segen .

Schiffer « Drama in 4 Bildern von
Hermann Heijermans jun .

Sonnabend , abends 8 Uhr :
Frau Inger von Oc « trot .

Sonntag nachm . 3 Uhr :
IVeh ' dem der lUgi .

Sonntag , abends 8 Uhr :
Die HofTnang auf Segen .

Folies Caprice
Linienstr . 132, Ecke d. FriedrichstraBe .

Direktion Felix Berg .
Der Generalkonsul und

Die Sünden der Vütcr .
Ferdinand Grüneoker im Soloteü .

Dienstag , den 2. Oktoker :
Premiere :

DasProyMdeUud Das Modell .
Unter persönlicher Anwesenheit
von Serenissimus August XXVI .

Vorverkauf von 10 —2 Uhr und
bei Wertheim .

Anfang 8 Uhr .

Heute abend präzise VI , Uhr :
Das großartige Sportprogramm , u. a. :

Die gZ - üBte Novität !

I . ok UixfordN
Mr. Henricksens einzig dastehende

größte Tiger -Gruppe.
ÄA Wilde Dressur .
FwmSm das musikal . Wunder -
E- VTalf " ! pserd , dressiert von

Signor I - nigi Ron « ! .

Auf der Pußta ,
vorges . v. Dir . . Ali ». Sei,, , mann .
Möns . Guichenet , Lberbereiter Seiner

Majestät des Zaren .
Ferner sämtl . Spezialitäten , Clowns

und Sluguste .
Sonntag , den 30. b. Mis . , nachm .

3' l , Uhr ( ein Kind frei ) und abend «
VI, Uhr : 2 grolle brillante Gala - Vor -
siellungen . _

Ms - HNes Mens .
Splchernatr . 8, am Nfirnbergerplatz .

Freitag :
Die Waise aus Lowood .

Sonnlag : ElllMtl , Klibatttt .
Hasemanns Töchter .

Trianon - Theater .
Heute und solgende Tage :

Der Hansfreund .
Ansang 8 Uhr .

Sonntag nachmittag 3 Uhr : LouIoh .

Urania .
Wissenschaftliches Theator .

Heute im Theater 8 Uhr :

Die Mosellande und

ihr Weinbau .

Zoo
iocischer

GARTEN
Täglich ab nachmittags 5 Uhr :

( Zrokes

iii - Doppel- IM.
Eintritt 1 M. . v. 6 Uhr ab 50 Ps.
Kinder unter 10 Jahren die HSIsic .

DeM - MItgMes
TIIEATEK , KSpenlckerstr . 67- 68.

Jeden Abend 8 Uhr :
Zum Gastspiel Ad. Philipp .

38 .
Male :
Sonntag nachm . 8 Uhr halbe

Preise : „ Uebern großen Teich . "

3m milden
Westen .

s
L<

Kastanien - Allee 7/9 .
Heute Freitag , 28. September /

abends V/ , Uhr :

Premiere : Dedorah .1
Theater des Westens .

Station Zoolog . Garten . Kanistr . 12.
Ireiiag VI , Uhr :

_ asparone .
Sonnab . 7>/zUhr : Zar und Zimmer -

mann . Sonniag nachm . 3 Uhr ( halbe
Preise ) : 0er Waffenschmied , Abends
VI , Uhr : Oer Zigeunerbaro »

n »jdo
Fr

G .

Lustspielhaus .
Abends 8 Uhr : Wiederauslrelen von

Franz Schfinleld .
Die von llochaattel .

Luisen -Theater
Reichenbergerstr . SÄ.

Der Goldonkel .
Sonnabend : Die Hochzelt v. Valenl .
Sonntag nachm . : Jungfrau b. Orleans .

Abends : Goldonkcl .
Montag : Eine Nacht in Berlin .

Bernhard Rose-Theater
stüher Carl Weili - Thoator .

Große Franksurterstr . 182.
Sonnab . , 29. Sept . : Eröfin - Vorstellg .

Der millioncnbaner .
Boirsstilck m. Ges. in 4 Arten p. Kretzer .
Ans. 3 Uhr . Sonniag u. folg . Tage :
Dieselbe Vorstellung . Sonntag 3 Uhr
zu kl. Preisen : Ürine Gefallene .

Blllettvorverlaus täglich o. 10 —2 Uhr
und von 4 —6 Uhr an der Theaterkasse .

W. Noacks Theater .
Direktion : Beb. Dill . Bruniienstr . 16.

Maria Magdalene .
Bürgerl . Schalisp . in 8 Akt. v. Hebbel .
Ans. 8 Uhr . Entree 30 bi « 7 » Pf .

Sonnabend : Extra « Vorstellung !
Um Nancy , oder : Was Gott zusammen .
fügt , soll der Mensch nicht scheiden .

Kasino - Theater
Loihringerftr . 37. Täglich 8 Uhr

Alexander der Große
von Emil Thomas und Adolt Selig.

Borher daS Eröffnungsprogramm .

früdels Allerlei - Theater
Schönhauser Allee 148.

Jeden Sonniag und Donnerstag :

Konzert Theater , Spezialitäten.
Siel « erfttlassige Ricsenspiclsolge .

Nach der Vorstellung : «>>. DanR .
Tanzleiiung : B. Sachse .

Ans. Sonniag 5, DomierSlag 8 Uhr .



Mefropol - Theater
Zum 6. Male :

Phila WolK a . D .

'II
Große humoristische Jahresrevue
in 8 Bildern von Julius Freund .

Musik von Viktor Hollaendor .
In Szene gesetzt vom Direktor

Eichard Schultz .
1. Bild : Die Sünde von Berlin .
2. Bild : Des Teufels Autofahrt

( Kinematographische Reise ) .
3. Bild : Im sündigen Berlin .
4. Bild : Am Potsdamerplatz .
5. Bild : Des jungen Zollern - Prinzen

Bilderhuch .
6. Bild : Nach Algeciras .
7. Bild : VonderMarokkokottferenz .
8. Bild : Die Tageszeiten (Ballett ) .

Anfang 8 Uhr .
Rauchen in allen Bäumen gest .

815 Der Affe als Ioüey .
Original - Dressurakt .

1P Die Seidoms
plastische Darstellungen

1 Dame und 3 Herren .

10°° Berlin im Omnibus .
Sonntag . 30. Sept . , nachm . 3,ll Uhr :
Halbe Preise . Gr. Vorstellung mit dem
vollständigen Spezialitäten - Programm .

Letzte

kstellunp des glänzenden
8röfltiungs - ?rogramms .

Robert Htcldl . Humorist .
Das Erntefest , engl . Ballettszene .
Bonhair Gregory , Akrobat . - Truppe .
Mia Werber , Sängerin .
Ida Füller , Fantasie - Tänzerin .
Chung Ling Soo, chin . Zauberkünstl .
De Witt Büros und Torrance ,

amerikanische Exzentriks .
Die Pissiutti , Beitakt .
Terry Corwey , musikal . Clown .
Price u. Toledo , Kontorsionisten .
Der Biograph .

HMfMM
Variete - Theater

WeiuPergsweg 19/20
am Rosentfaaler Tor .

Täglich : Graste Vorstellung .

Chevalier Thorn
Im Tratimlande .

Das fesche Damen - Regiment .
8 Germanins .

Adele Moraw , I Hans Hauser
die lustig . Kaiserin mit sein , neuest .

der « ahara , I Schlagern ,
u. die übrig , interess . Attraktionen .

Zins. 8 Uhr . Rauchen überall gest.

2 olosseuttt
Dresdenerstr . » 7 .

ICä « rstlr lässige dC
uv » Spezialitäten

Täglich : Konzert - u . Volks -

Ifabarett .
( Ohne Weinzwang . )

Ü Gastspiel

- Joseflne ßora
<1 in der Komödie

51 „ Rlecke "
S mit dem Schlager

i „Emil du M eene Pflanze".
q Außerdem

ZU erstklassige Spezialitäten!!

Palast - Theater .
Burgstr . 24, 2 Min. v, Bahnhof Börse .

Täglich 8 Uhr . Entree 50 Ps.

Das Riescn-Septeinlier -Prograniin
Venuaro , Dressur . Daymlers , Stkrob

tranz u- rrö . Leopard Truppe .
Har. dit », Hee und See .

Carmanelli Duo sowie

8 erstkl . Nummern 8

Der Söiiiiiierlfiitunnt .
Familienlarten , zum halben Kassen -

preis gültig , w Barbier - , Friseur - und
Zigarrengeschästcn gratis zu haben .

kuzZentiaxea
lflorltzplntz .

Täglich : Ropnlhre « Konzert
unter pcrs . Leitung �tustav

des Herrn ��ottschnlk .
Eintritt 10 Pf . — Bons gelten .

ZKorgsn Lorrnsksnü , den 29 . September :

Husffug Ins Rfcscngcbirgc .
Treffpitukt: ittieuds 8 Dhr in der „Neuen Meli", Zasenhetde M- IM .

Unter anderen :

Schützenfest in Nutendorf .
lülerthaler Sodler in der Schles ' schen Baude .

' Vvlhshsbsrett unter Leitung des Conferenziers Slgnor SobANSht .
Anf�UV am Kachelfall .
JegrusiUNN durch den Oberbürgermeister v . sHppenfere .
Erscheinen des Berggeistes Rübezahl .
Konzert , Tanz und Volhshelustigungen aller Art .

Retgenfahren , ausgeführt v. Mitgl . d. Arbeiter - Radfahrerb . „ Solidarität " zc.

Kollegen und Genossen von nah und fern sind hierzu freundlichst eingeladen .
Teilnehmerfarlen a Person 0,50 M. sind in den mit Plakaten belegten Geschäften und in

unserer Zahlstelle beim Gastwirt Erbe , vis - a - vis der „ Neuen Welt " , Hascnhcidc 7- -8, zu haben .
Dum Komitee .

Das Kassieren der Beiträge fällt am Sonnabend , den 29. , und am Sonntag , den 30. d. M. ,
aus . Das Bureau wird am Sonnabend abends 6 Uhr geschlossen . Der Vorstand . 201/20

HIeicBisthiallen .
Täglich :

Stettiner
Sänger

Slnsang
Wochentags
8, Sonntags

7 Uhr .

Gustav

Behrens

Theater ,
Berlin O. ,

Frankfurter
Allee 85.

Kolossaler Erfolg
des sensationelle » neuen - MtzZ

September-Drogruniins.
SÄ Nummern .

Ansang Tj , Uhr . Sonntags 5' / , Uhr .

BernliarilRose-Tlieatei
Gesundbruniien , Badsirasie 58.

Die Rose von Avignon.
Rvmant . Schauspiel in 4 Alten von

Charlotte Birch - Pjcisscr .
Kassenerösinimg 7 Uhr . Ans. 8 Uhr .

Billettvorverfaus von 10 —1 Uhr an
der Tageskasse im Theater .

Ganssouej . �«- '
Direftion Miheim Reimer .
Sonnig . . Montg . Don » erst .

Hollmanns Nordd. Sänger
Stets neues hochinter¬

essantes Programm .
Sonntags Beginn 5 Uhr ,

Wochentags 8 Uhr.
Jed . Dienst . : Thealeralienll

( Löwe- Ensemble . )

Welt-Ausstellungs-

föiograpn-(st.
touis )

Theater lebender
Photographien mit

abwechselndem
Abnormitäten - Progr .

Verbindung mit größter Films -
Fabrik Frankreichs , daher täglich

neueste Bilder .
♦ Den ganzen Tag Vorstellung . ♦

Otto Pritzkow , iimstr . 16.

:F Gänse £ "
auch ausgeschlachtet pfundweise .

AZEnserümpl ' « ! von SM . an.
Liesen und Lehern .

Hlrschneischrit4Ä %
Jg. Enten , Tauben , Fett - Suppenhühner .
A. KitBChl , Trcsdenerstr . 61 .

Dr. med . Karl Reinbardt
iSpezlalarzt für Wasserhcllvcrfahren etc .

jetzt Neanderstraße 12 .

Sprochstunden für Privat - und Kassenpatienten
VjS —7. — Sonntags 10 —11 .

1514b

Somldemokratisclier Wahlvereinl
für den

3. Berliner ReiEhsta| s-WaIilkFels.i
Den Mitgliedern zur Nachricht ,

daß der Genosse , Schneidermeister

Hermann �ndrecht
Nitterstraße 3

nach kurzem schwerem Kranken¬
lager im 37. Lebensjahre ver -
starben ist.

Ehre seinem Andenken !
Die Becrdigiliig findet heute

Frcilag , den 28. September , nach -
miltags 5 Uhr , von der Holle des
neuen Jakobi - Kirchhojes , dtixdorj ,

| Hermannstraße , aus statt .
Uni zahlreiche Beteiligung ersucht

! 241/5 Der Norlland .

Nermsnn Tuseber !
Zu Deinem 52. Geburtstage

gratulieren Dir Deine Freunde aus
der zweiten Ableitung . 15g8b

Laß gießen ! Oller Pouer !
'

< im iiMrrmrunianMiB - �

Ezenlral - Verband der !
Steinarbeiter ,

Turnverein „Fichte"
Mitglied des

Arbeiter - Turner - Bundes .
Am Dienstag , 25. September ,

verstarb unser Tumgenosse

Hermann �ndrecht .

Ehre seinem Andenken !
Die Beerdigung findet beute

nachmittag 5 Uhr von der Leichen -
Halle des neuen Jakobi - Kirchhoses ,
Rixdors , Hennannstraße ans statt .

Um zahlreiche Beteiligung bittet
1602b Der Vorstand .

Berlin I .
Am 22. September starb unser

Kollege

Heorss Kwasigoh
infolge eines Bauunsalles .

Ehre seinem Andenken !
Die Beerdigung findet heute ,

Freitag , den 23. d. Mts . , nach -
mittags 3' / , Uhr , vom Leichen -
scholibause . Haniioverschestraßeaiis ,
nach dem Charile - Kirchhos in der
Müllerstraße siatt . 180/7

Zahlreiche Beteiligung empsiehli
Der Vorstand .

Todes - Anzeige .
Allen Verwandten , Freunden

und Genossen die traurige Nach -
richt , daß mein lieber Mann ,
Vater , ewhn , Bruder , Schwager
und Onkel , der Tischler

Riebard Kruscliinsky
im Alter von 48 Jahren am
Sonntag , den 23. September ,
früh 4 Uhr plötzlich verstorben ist.

Die Beerdigung findet am
Sonnabend , den 29. September ,
nachmittags 4 Uhr , von der
Halle des Freireligiösen Fried -
hojes . Pappclallcc aus statt .

Die trauernde Witwe Ikltb
Fr . Lelma Kruschinsky geb. Poppe .

Frau Jahns , Schwägerin .

Sozialdemokrat . Wafilvereio

flUerLRejcbstapaliH
( Landsberger Viertel ) .

» Bezirk 181e .
Todes Anzeige .

Den Mitgliedern zur Nachricht ,
daß unser Genosse , der Tischler

Riebard Krusebinsk�
gestorben ist.

Ehre seinem Andenken I
Die Beerdigung findet am

Sonnabend , den 29. September ,
nachmittags 4 Uhr , von der Leichen -
Halle des Freireligiösen Fried -
Hofes in der Pappelallce aus
statt .

Um rege Beteiligung ersucht
262/11 Der Vorstand .

Deutscber

Holzarbeiter - Verband
Den Mitgliedern zur Nachricht ,

s daß der Tischler , Kollege

Riebard Hru8cbin § ki
nm 23. September plötzlich ver¬
storben ist.

Ehre seinem Andenken !
Die Beerdigung sindct am

Sonnabend , de » 29. September ,
nachmittags 4 Uhr , von der
Leichenhalle des Freireligiösen
Friedhofes , Pappel - Allee , aus
statt .

Um rege Beteiligung ersucht
93/15 Die Drtsverwaltung .

Stenographie
System Aren d s .

Neuer Kursus in der deutschen
Volkskurzschrijt beginnt am

4. Oktober , abends VoO Uhr ,
im Resiaura » » Liehr , Grenadier -
strafte 33 . Unterricht unentgeltlich .
Lehrmittel 2 Mark . Dauer des Unter -
richts 10 Stunden .

Damen und Herren werden höflichst
eingeladen . 269/2
Deutscher Arbeiterstenograpben -

bund ( Mitgliedschaft Berlin ) .

Allen Freunden , Verwandten
und Bekannten die traurige Nach -
richt , daß meine liebe , gute Frau

Amanda Gimbel
nach langen schweren Leiden am
Dienstagabend 10' / » Uhr gc-
storbc » ist.

Die Beerdigung sindct am
Sonnnbendnachmittag ' 1,3 Uhr
vom Kranlenhause Bethanien aus
nach dem Emmans - Kirchhos statt .
1601b C. Glinbcl , Maurer .

Oanksagung .
Für die vielen Beweise inniger

Teilnahme und die zahlreichen Kranz -
pcndcn bei der Beerdigung meines
lieben Mannes und unseres Vaters .
des Arbeiters 1607b

Hermann Schmidt ,
sagen mir allen Verwandten , Freunde »
und Bekannten , besonders den Gc -
nossen des 536. Bczirts des sozial -
deniotratischcn Wabloercins des
6. Berliner Ncichstagswahllrelscs unse -
rcn herzlichste » Dank .
Witwe Emilie Schmidt nebst Kindern .

Allen denen , die meinem lieben Mann
die letzte Ehre erwiesen , dem Handels -
lransportarbettcrvcrband und den
Kollegen der Wirtschastsgenosienschast
herzlichen Dank . Auguste lentsch .

Danfsagung .
Freunden und Bekannten , ins -

besondere den , Verein der Zimmerer
Berlins und Umgegend , sage für die
rege Beteitigung und Kranzspcndei »
bei der Beerdigung meines geliebten
Mannes , unseres guten Vaters
meinen aufrichtigsten Dank . 2410L

Die trauernde Witwe Frau Holz

_ riebst Kindern .
_

Dr . Simmel ,
Speziatarzl sür 137/13 *

Haut - and Harnleiden .
10 — 2,5 — 7. Sonntags 10 — 12, 2 — 4.

Charlottenburg .
Anfertigung feiner

Herren - Garderoben n. Maß.
Gr. Stofflager in engl . u. deutsch .
Stoffen nur erstklass . Fabrikate .
Garantie guter Sitz . Solide Preise .

Karl Skrmg ,
Schneidermeister , f2331L *

Seibmzsir . 75 * parterre,
nahe der Kantstruüe .

Cigarren

Reinhard Heümich
Berlin N. 24 ,

FrlcdrlchNtraße 108 I .
Zigarren in jeder Preislage von

25 Mark pro Mille an.
Verkauf nur in Original - Kisten von

100 rosp . SO Stück an.
Kein Gaden . - sHÜ

il "

i
59 Moritzplatz 59

Ecke Stallschreiberstraile .
Nicht zu vergleichen mit Ab -

zahlungs - Geschäften , welche
Garderobe usw . führen . *

Extra - Abteilung
verliehen gewesener Möbel .

Wöchentliche oder monatliche

Teilzahlung gestattet !

Berliner Confum * Verein .
1 . Michaclkirchplatz 4 4 . Zorndorferstr . « Ä

2 . Krantstrahe 7 5 . Havelbergerstr . ö

3 . Liebigstrafte 7 ß . Htostockerstr . 20

7 . Eiiidenerstrafte 50 .

8 . Rummelsburg : Türrschmidtstr . 6

9 . Berlin - Stralau : Stralauer Allee 20A

10 . frankfurter Chaussee 103 ) Friedrichsberg -
krouprinzenstrasze 1 f Lichtenberg .

Heute neu eröffnet :

11 .

12 . Verkaufsstelle :
18 .

Erasmusstr . 5 .

Koperuikusftr . 33 . 206/20
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Partei - 5Zngelegenkeiten .
An die Partciaenoffen von Berlin , Teltow - Bceskow , Nieder -

Barnim , Potsdam - Osthavelland !

Zu der im Oktober erscheinenden Lokalliste ersucht die Lokal -
kommission , alle Aenderungen resp . Neuaufnahmen an die nach -
verzeichneten Äommissionsmitglieder bis spätestens Dienstag ,
den 2. Oktober ct . , gelangen zu lassen :

Für den I . Wahlkreis an den Genossen Jakob Ege , Rohstr . 23.
Für den II . Wahlkreis an den Genossen Heinrich Schröder . Kreuz -

bergstrahe 15.
Für den m . Wahlkreis an den Genossen Karl König , Jahn -

straße 24.

Für den IV . Wahlkreis an den Genossen Karl Rott , Siran -
mannstraße 29 .

Für den V. Wahlkreis an den Genossen Friedrich Rausch .
Winsslraße 12.

Für den VI . Wahlkreis an den Genossen Richard Henschel ,
Wollinerstraße 51 .

Für Teltom - Beeskow an den Genossen Karl Rohr , Rirdorf ,
Selch omerstr . 22.

Für Rieder - Barniin an den Genossen Robert Rieck , Rummels -
bürg . Kantstr . 22 .

Für Potsdam - Osthavelland an den Genossen Karl Linz ,
Spandan , Mittelstr . 13.

Für alle übrigen Orte an den Obmann der Kommission .
Wir ersuchen die Parieigenossen dringend , die Einsendung

der Mitteilungen möglichst zu beschleunigen , damit wir in
der Lage sind , eine Liste herausgeben zu können , die auch allen An -
spruch auf Vollständigkeit machen kann .

Den Kommissionsmitglicdern in den Orten der ländlichen Kreise
zur Kenntnis , daß dieselben vor Herausgabe jeder neuen
Liste sofort einen Bericht an den Obmann ihres Kreises
einzusenden haben , gleichgültig , ob Veränderungen vorgekommen
sind oder nicht . Orte , aus denen ein Bericht nicht eingeht , werden
in Zukunft in der neuen Liste nicht aufgeführt .

Alienach dem 2. Oktober einlaufenden Mit -
teilungen können nicht mehr berücksichtigt werden .

Bei dieser Gelegenheit ivcisen wir auch wiederum darauf hin ,
daß alle Zuschriften , Mitteilungen , Anfragen usw . stets durch die
oben angegebenen Kommissionsmitglieder an den
Obmann der Kommission zu richten sind und nicht , wie es
leider noch sehr häufig geschieht , direkt an die Redaktion
des „ Vorwärts " , da hierdurch nur unnötige Verzögerungen
eintreten , welche eine eventuelle Publikation der betreffenden Mit -
teilungen illusorisch machen können .

Der Obmann der Lokalkommission :
Richard Henschel , H. 28 , Wollinerstraße 51 IL

Zur Lokalliste . Am Sonnabend , den 29 . d. Mts . , veranstaltet
ver Lotterieverein „ G e n» ü t l i ch k e i t " in dein neueröffneten
? okal „ Grand - Hotel Nordischer Hof " , Jnvalidenstr . 125/26 , sein
drittes Sttftungsfest . Wir weisen die Parteigenossen darauf hin ,
daß uns das genannte Lokal zn Versammlungen nicht zur Ver -

kugung steht und ersuchen , dies genau zu beachten .
Die Lokalkommission .

Sechster Wahlkreis . Sonntag , den 39 . September , bei Fritz
Wille , Brunnenstr . 188 , Versammlung . Tagesordnung : Vortrag des
Genossen Davidsohn über : „ Ursprung und Ziele der Arbeiter -

bewegung . " Anfang 6 Uhr . Nach dem Vorttage gemütliches Bei -

sammensein .

Groß - Bcsten und Umgegend . Am Sonntag , den SO. September ,
aachmittags 2 Uhr , findet im Gasthof zur „ Palme " eine öffentliche
Versammlung für Männer und Frauen statt . Genosse Mahle - Berlin
vird über die neuesten Steuern und die Aufgaben des arbeitenden
Volkes referieren . Die Wichtigkeit der Themas erfordert zahlreichen
Besuch der arbeitenden Bevölkerung . Nach der öffentlichen Ver -

' ammlnng findet Wahlvereinsversammlung statt .
Der Vorstand .

ßerlincr JVachncbtcn .
Aus der Stadtverordnetenbersammlung .

Ist Krankheit ein Vergnügen ? Ter Berliner Magistrat
ist geneigt , diese Frage unter gewissen Voraussetzungen zu

bejahen . Gestern verkündete er es durch den Mund des

Stadtrats Namslau , daß wenigstens für Gemeindearbeiter

ein Krankhcitsurlaub vollwertiger Ersatz für den ihnen zu -

stehenden Erholnngsurlaub sein könne .

Die Leser des „ Vorwärts " kennen die Verfügung , durch
die der Magistrat dreist das Recht der Gemeinde -

arbeite r auf Erholungsurlaub zu be -

schränken versucht hat . Ein Antrag der sjozial -
demokratischen Fraktion schlug der Stadtvcr -

ordnctcnversammlung vor , vom Magistrat die schleunigste
Aufhebung dieses skandalösen Ufas zu fordern . Unser

Genosse W e v l , der den Antrag begründete , geißelte nach

Gebühr die Engherzigkeit und Kleinlichkeit , aus der die Ver -

fügung hervorgegangen ist . Er zeigte , daß durch sie das

bißchen Urlaub , das vor einigen Jahren für die Gemeinde -

arbeiter erreicht wurde , schikanös wieder verkümmert wird .

Seine Vermutlmg , dem Magistrat tue es wohl leid , daß da -

mals das Recht auf Urlaub überhaupt zustande gekommen

ist , dürfte das Nichtige getroffen haben .
Stadrat N a m s l a u hatte den Mut , den Ufas zu ver¬

teidigen ; unseres Redners Appell an das Gerechtigkeitsgefühl
war ohne Eindruck aus diesen Mann geblieben . Herr
Namslau bestritt sogar , daß in den Kreisen der Gemeinde -

arbeiter Erbitterung über dieses Attentat auf

das Urlaubsrecht herrschte . Offenbar wußte er nicht ,

daß die sonst fast immer unentwegt magistratstreue
„ Alto Linke " diesmal dazu gelaunt war , den

Sozialdemokraten beizustimmen ; andernfalls würde er wohl

die Vorsicht gebraucht haben , sich etwas weniger forsch ins

Zeug zu legen . Herr E a s s ei versicherte , daß auch er die

Verfügung bedenklich finde . Er beantragte Einsetzung eines

Ausschusses , in dem man den Magistrat um noch ein -

gehenden ; Auskunft ersuchen werde . Urbrigens machte er

kein Geheimnis daraus , warum ihn die Verfügung so sehr

verdroß . Ganz ohne Not . so sagte er , habe hier der Magistrat
den Sozialdemokraten Gelegenheit gegeben , wieder einmal die

Verwaltung anzugreifen . Dieses Geständnis des Wortführers
der „ Alten Linken " zeigte , wie unbequem die Kritik

unseres Genossen dem Stadtfreisinn ist und

wie sehr ihre Mitarbeit an der Gemeinde -

Verwaltung als Schutzwehr gegen lieber -

griffe wirk t .

Außer dem Magistratsvertreter tvagte kein Redner , die

Verfiigung zu verteidigen . Auch Herr Rosen ow tadelte

sie . Wir heben das besonders hervor , weil gerade er vor

drei Jahren in dem Streit um den Urlaub mit Eifer dafür
gesprochen hat , daß man den Gemeindcarbeitern
nur ja nicht zuviel gewähre . Man sieht , tvie die
Furcht vor der Sozialdemokratie auf den Freisinn
wirkt . Uebrigens läßt sich an Herrn Rosenow und
seiner Stellung zur Urlaubsfrage demonstrieren , wie
sehr die gesamte Arbeiterbevölkerung daran

interessiert ist , daß die Arbeits - und Lohnverhältniffe der Gc -
mcindearbeiter möglichst günstig gestaltet werden . Vor drei

Jahren warnte Rosenow , den Gemeindearbeitern zu viel zu
getvähren , tveil das Beispiel der Stadtgemeinde auf die

Privatindustric zurücktvirken werde . Er meinte das gute
Beispiel , das damals die sozialdemokratische Fraktion der
Stadt zumuten wollte . Aber auch ein böses Beispiel , wie
die Stadt es jetzt wieder gibt , pflegt vorbildlich zu wirken .

Tie von uns gerügte Verzögerung der Beratung der Billett -
und Lustbarkeitssteuerordnung gibt der „Voss . Zeitung " Ver -
anlassung zu einigen Bemerkungen , auf die wir zurückkommen
möchten , da wir erst nachträglich auf die Notiz aufmerksam werden .
Unsere Darstellung der Sachlage wird von der „Vossifchcn " als
richtig anerkannt , nur wird betont , daß die Absetzung dieses Gegen -
standcs von der Tagesordnung der gestrigen Sitzung auf Wunsch
des Genossen Singer geschehen sei , und zwar mit Rücksicht aus den

Umstand , daß er und andere sozialdemokratische Mitglieder der

Stadtverordnetenversammlung an diesem Tage nicht in Berlin sein
können , aber ein Interesse haben , an öicscr Debatte teilzunehmen .
Deshalb sei ersucht worden , die erste Lesung nicht am letzten
Sitzungstage im September , sondern am ersten Donnerstag im
Oktober vorzunehmen . Was hier die „Vossischc Zeitung " sagt , ist
richtig , damit wird aber unsere Rüge nur unerheblich beeinträchtigt .
Die sozialdemokratische Fraktion hat in der letzten Sitzung vor den
Ferien , also Ende Juni , in welcher die Billett - und Luslbarkeits
steuerordnung auf der Tagesordnung stand , ganz entschieden die

Erledigung dieser Vorlage gefordert . Das geht auch ganz deutlich
aus dem stenographischen Bericht hervor . Der Vorsteher hatte
damals vorgeschlagen , den Punkt abzusetzen . Dagegen sagte

Singer : Meine Herren , ich möchte bitten , dem Vorschlage
des Herrn Vorstehers keine Folge zu geben . Ich habe die Ueber

zcugung , daß es im Interesse der Bürgerschaft , der mit Recht
erfolgten großen Beunruhigung gegenüber dieser Vorlage
dringend notwendig ist , diese Sache so schnell wie möglich zu er¬
ledigen . Wenn es nach meinem persönlichen Wunsche ginge , den
meine Freunde teilen , so würde eine sofortige schnelle Ablehnung
in allen Teilen das einzige sein , was man dieser Vorlage gegen -
über tun kann neben dem Bedauern darüber , daß eine solche
Vorlage überhaupt möglich ist . Man kann das nur dadurch er -
klären , daß die Steuerpolitik , die im Reiche eingeführt ist , auf
Berlin abgefärbt hat .

Langcrhans : sllnterbricht . ) .
Singer : Diese Vorlage ist meiner Ansicht nach nicht eines

' Ausschusses noch einer längeren Beratung würdig . Ich würde

glauben , daß wir die Interessen der Bürgerschaft dadurch am

besten wahren , daß wir in die Diskussion eintreten und die Sache
heute erledigen . Jedenfalls werden meine Freunde und ich gegen
die Absetzung der Vorlage von der Tagesordnung stimmen .

M o in m s e n : für Vertagung . — I a c o b i : für Ver¬

tagung .
Ewald : Ich möchte Sie bitten , meine Herren , die Vorlage

heute nicht abzusetzen , sondern zu beraten . Versetzen Sie sich m
die Lage der Gastwirte , die jetzt ihre Etats aufstellen sollen , die

jetzt geschäftliche Abschlüsse für den Winter machen ! Diese Leute

wissen nicht , was sie nehmen und wie sie ihre Geschäfte einrichten
sollen . ( Zuruf . ) Sie können doch darüber nicht urteilen , daS

müssen diejenigen wissen , die sachverständig sind .
Moni ms en : für Vertagung .
Wird beschlossen .

Hätte man damals unserem Verlangen aus Beratung statt
gegeben , so läge für uns heute kein Grund vor , über Verzögerung

zu klagen . Wenn Genosse Singer wünschte , die Beratung der Bor -

läge nach der wiederholten Absetzung nicht m dieser Woche , sondern
erst in der nächsten vorzunehmen , so nur deshalb , um bei einem
voll besetzten Saale die wirtliche Meinung der Stadtverordneten -

Versammlung festzustellen . _

Wie man Jugendliche als Gesinde nach Ostelbien verschickt .

Der „ Verein zur Besserung der Straf -

gefangenen " vermittelt Arbeit nicht nur den entlassenen Straf -

gefangenen , sondern gelegentlich auch unbestraften Personen ,
die in ihrer Not sich au ihn wenden . Auch jugendliche Un -

bestrafte bringt er in Arbeit . Unter 4835 männlichen Personen ,
denen der Verein im Jahre 1995 Beschäftigung nachwcise » konnte ,
waren 4370 Erwachsene und 465 Jugendliche , 4614 Bestrafte und
221 Unbestrafte . Welcher Art die nachgewiesene Beschäftigung war ,
das wird in dem Jahresbericht nur für die Gesamtheit der Unter -

gebrachten angegeben , ohne daß auch hier zwischen Erwachsenen und

Jugendlichen oder zwischen Bestraften und Unbestraften unterschieden
wird . Von den 4835 überhaupt untergebrachten männlichen Per¬
sonen wurden allein 3860 , also nahezu vier Fünftel aller , als „ Land -
arbeiter . Zincchte , Hosgänger " verschickt .

Ueber die Grundsätze , die der Verein bei der Verschickung
von Jugendlichen befolgt , haben wir aus Anlaß eines

Spezialfalles uns zu unterrichten gesucht . Uns war bekannt ge -
worden , daß das Arbeitsnachtveiseburcau auch einen siebzehnjährigen
Jungen , der seinem in Rixdors wohnenden Vater entlaufen war ,
als „ Hofgänger " nach Mecklenburg verschickt hatte . Der Vater hatte
dem Jungen , der zum Bummeln neigte und manchmal erst sehr spät
in der Nacht nach Hause kam , diesen LebenSivandcl untersagt . Da
dem Jungen daS nicht paßte , so ging er auf und davon . Der
Vater ließ ihn durch die Polizei suchen , doch blieb der Junge ver -

schollen , und er wurde dann vorschristsgemäß abgemeldet . Das war
ini Sommer 1905 . Erst nach Verlauf eines vollen Jahres fand sich
der Sohn wieder bei dem Vater ein und erzählte , was er inzwischen
erlebt hatte . Ein Vierteljahr hindurch habe er auf Schleppdampfern
als Heizergehülfc die Spree und Havel befahren , Ende Oktober sei
er dann zum „ Verein zur Besserung der Strafgefangenen " gegangen
und habe durch ihn eine Stelle als „ Hofgänger " in Mecklenburg er -

halten .
Dem Vater schien das nicht recht glaubhaft — und uns auch

nicht . Als unglaubhaft erschien es uns deswegen , weil wir meinten ,
daß Minderjährige , die in G e s i n d e d i e n st treten , hierzu
der Erlaubnis des Vaters loder seines Vertreters ) be -

dürfen . Da im Direktorium des Vereins zahlreiche Leuchten der

Rechtsgelahrtheit sitzen — der Präsident des Vereins ist Oberstaats -
anlvalt cun Kammergericht , sein Stellvertreter ist Strafanstalts -
dircktor und Amtsrichter a. D. , der Schriftführer ist Gerichtsassessor ,
unter den Beisitzern finden wir den Minister des Innern , den

Polizeipräsidenten von Berlin , den Präsidenten des Landgerichts I
Berlin , einen vortragenden Rat im Ministerium des Innern , einen

vortragenden Rat im Justizministerium usw . usw . — so wollten wir

nicht annehmen , daß in dem Arbcitsnachwcisebureau dieses Vereins

gesetzliche Vorschriften unbeachtet geblieben seien . Im übrigen ver -
stand sickfs bei all diesen hochansehntichcn Herrschaften von selber ,
daß die Familie , die ja von dort so oft als Fundanient der be -

stehenden Gesellschaftsordnung gepriesen wird , ihnen heilig sein
mußte . Das war ein Grund mehr , den Angaben des wieder -

gefundenen Ausreißers mit Mißtrauen zu begegnen und daran zu
zweifeln , daß das Bureau ihn ohne Einwilligung des Vaters als

„ Hofgänger " vermietet habe .
Auf unseren Rat schrieb der Vater zunächst mal nach Mecklen¬

burg , und da wurde ihm dann durch den Gutsinspcktor unter dem

der „ Hofgänger " gearbeitet hatte , allerdings bestätigt , daß die Sache

ihre Richtigkeit hatte . Ter Inspektor schrieb auch , der Junge sei ihm
als Unbestrafter überwiesen worden . Hiernach ging der Vater zum

Arbcitsnachweiscburcau und führte Beschwerde darüber , daß man

ohne sein Wissen über seinen Jungen verfügt habe . _ Doch der Se¬

kretär Pohlmann belehrte ihn , der Junge habe ja ein Arbeits -

buch vorgewiesen , das genüge doch . Da wollte es nun uns

wieder nicht recht glaubhaft scbcinen , daß Herr Pohlmann das als

„ genügend " ansehen könnte . War es etwa st ä n d i g e r B r a u ch
beim Arbeitsnachweis dieses Vereins , Minderjährige über

die Köpfe der Eltern hinweg zum Gesindedrenst
nach den Gefilden Ostclbiens zu verschicken , sofern
nur ein Arbeitsbuch vorgewiesen wurde ?

Wir beauftragten einen Mitarbeiter unseres Blattes , auf dem

Bureau um Auskunft zu bitten . Wieder erzählte Sekretär P. , der

Junge habe ja ein Arbeitsbuch gehabt , und er fügte hinzu , beim

Verein sei es Brauch , das als genügend anzusehen . Herr P. ist in

dem Bureau seit zirka 20 Jahren beschäftigt , er kann ' s also wissen ,
was dort Brauch ist . Da er verwundert fragte , loas denn dabei sei ,

so erbat unser Mitarbeiter sich die Erlaubnis , auf diese Frage mit

einer Darlegung seiner eigenen Meinung antworten zu dürfen .
Als er die Ansicht aussprach , daß es doch unter allen Umständen
— auch wenn man sich rechtlich zu nichts anderem verpflichtet

glaubte — eine sittliche Pflicht gewesen sei , den Vater zu be¬

nachrichtigen , versicherte Herr P. : „ Ter Vater hat sich ja nicht um

ihn gekümmert . " — „ Woher wissen Sic das ? " fragte unser Mit -

arbeiter . — „ Nun , der Junge hat es doch erzähltl " — „ Das hat
Ihnen genügt ? Da haben Sie es n i ch t f ü r n ö t i g geha lten ,
E r k u n d i g u ng e n einzuziehen ? Und daraufhin be -

schimpfen Sie jetzt den Vater ? ! "
Unsere Leser werden dieses Verfahren voll würdigen können »

wenn wir ihnen sagen , daß der Junge auf dem Bureau , ioie dort

unser Mitarbeiter erfuhr , seine Personalien richtig angegeben hatle .
ES wäre also wirklich kein so schwieriges Kunststück gewesen , zunächst
den Vater aufzusuchen , Ivenn man das gewollt hätte . Indes , so viele

Umstände muß sich wohl ein sozialdemokratischer Zeitungsschreiber
machen , wenn er Mißbräuche aufdecken und dem Unrecht wehren will ,
aber nicht das Arbeitsnachweisebureau eines „ Vereins zur Besserung
der Strafgefangenen " , wenn es einen siebzehnjährigen
Jungen , der seinem Vater entlief , nach Mecklen -

bürg verschicken will . Uebrigens wollen wir nicht verschweigen ,
daß der jetzige Vorsteher des Bureaus , Herr Neckcs , der erst im Früh ?
jähr 1906 eingetreten ist , unserem Mitarbeiter eine etivas andere
Auskunft gab . Er versicherte , man sei wenigstens »ach Kräften be -

müht , bei Vermietung Minderjähriger die Einwilligung der Eltern
herbeizuführen , indem man die Minderjährigen anweise , zunächst
diese Einwilligung zu beschaffen . Aber auch er bestätigte , auch ohne
Einwilligung der Eltern würden Minderjährige vermietet , wenn
nach ihrern Aussagen angenommen werden müsse , daß sie schwer
oder gar nicht zu beschaffen sei .

Man steht , daß selbst hiernach da ? Verfahren , das das Bureau
bei Verichickung von Jugendlichen befolgt , noch als eine Lffent »
lichc Gefahr bezeichnet werden muß . Wenn ' s einem Jungen
zu Hause nicht paßt , läuft er zum „ Verein zur Besserung der Straf -
gefangenen " und lügt ihm ettoas vor über die Schlechtigkeir seiner
Eltern , die „sich nicht um ihn kümmern " . Er darf dann hoffen , auch
ohne ihre Einwilligung in das ostelbischc Paradies der Landarbeiter
verschickt zu werden , auf daß er mithelfe , unsere nach billigen
Arbeitskrästen schreienden Landwirte vor dem „ Untergang " zu be -
wahren . _

Von der „städtischen Polizciverwaltung " .

„ Bericht der städtischen Polizeiverwaltung " , so nennt der
Magistrat jetzt zum erstenmal seinen Bericht über die Verwaltung
der örtlichen Stratzcnbaupolizei , der nun für das Verwaltungsjahr
1905 vorliegt . In der Einleitung weist der Bericht darauf hin , daß
im letzten Jahre der Bereich der der Stadtgemeinde übertragenen
Polizei eine Erweiterung erfahren hat . Durch Kabwettsorder vom
13. Februar 1905 wurde , wie wir damals gemeldet haben , die Aus »
Übung der polizeilichen Aussicht über die Ent - und Bewässerungs »
anlagen der Grundstücke in Berlin der Stadtgemeinde übertragen .
Die Verwaltung der Straßcnbaupolizei , die ja der Stadtgemeinde
schon seit 1876 zusteht , wurde hiervon insofern besonders berührt ,
als ihr jetzt die polizeilichen Funktionen für die öffentlichen , zu -
gleich der Straßencntioässerung dienenden Känalisationsleitungcn
übertragen wurden . Aus diesem Anlaß wurde auch im Frühjahr
1906 eine einheitliche Amtsbezeichnung aller
Zweige der „ städtischen Polizeivcrwaltung " her -
beigefiihrt . Die bisherige „Lcrtliche Straßenbau - Polizcivcrwaltnng ,
Abteilung I und II " firmierte von nun an : „ Städtische Polizei -
Verwaltung , Abteilung I ( Straßenbau ) und Abteilung II ( Grund -
stücksbc - und Entwässerung ) " . Gleichzeitig wurde für die Per -
folgung der Schulversäumnisse , die 1909 vom Polizeipräsidium auf
die Stadtgemeinde übergegangen ist , die Amtsbezeichnung
„ Städtische Polizeiverwaltuiig , Abteilung III ( Schulpolizei ) " ein -
geführt . Diese drei Bezeichnungen für die drei Zweige der
„städtischen Polizciverwaltung " erschienen zum erstenmal im Ent -
Wurf des Stadthaushaltsetats für 1906 . Mehr Polizeibefugnisse
hat mau der Stadt Berlin bisher noch nicht eingeräumt . „ Wenig ,
aber aus gutem Herzen " — nicht wahr ? So sehr viel mehr will
übrigens der Magistrat samt der freisinnigen Stadtverordneten -
Mehrheit ja selber nicht haben .

Tie städtische höhere Wcbcschnle unterhält einen Fortbildungs -
Unterricht in der Weberei , Färberei , Kurbelstickcrci »nid anderen
Fächern , der für die Interessenten von erheblichem Vorteil ist . Es
ist für den Kurbelsticker von Nutzen , die Konstruktion und die Hand -
habung der Maschinen der verschiedenen Systeme kennen zu lernen ,
da den Lernenden in den Lehrstellen nur ein , höchstens zwei Systeme ■

zur Verfügung stehen . Daneben besteht aber noch ein Tageskursus
in der Kurbelstickerei . Während in den anderen Fächern nur gc -
lernte Arbeiter der Branche den Unterricht benutzen können , werden
in diesem Tagcskursus junge Leute als Kurbelsticker oder
Stickerinnen angelernt . Wer diesen Tageskursus besuche » will , muß
seine frühere Beschäftigung an den Nagel hängen , da die Unter -
richtsstunden so gelegt sind , daß die Lernenden nicht in der Lage
sind , noch einer Beschäftigung nachgehen zu können . Der Unter -
richtskursus mutz bezahlt werden und der Lernende muß ein halbes
Jahr auf seine Kosten leben können . Der Verband der Tcrtil -
arbeiter macht nun darauf aufmerksam , daß die Lage der Branche
durchaus nicht derart ist , daß die großen Opfer in irgend einem
annehmbaren Verhältnis zu dem später zu erwartenden Verdienst
stehen . Im Winter und Sommer je 6 — 7 Wochen Saison , das ist
die Zeit , in der so viel verdient werden soll , um das ganze Jahr
leben zu können . Wenn der halbjährliche Kursus in der Webe -
schule zu Ende ist , ist auch die Saison beendet , und so helfen diese
Ausgelcrnten nur das Heer der Arbeitslosen vergrößern . Und der
Verdienst selbst ? Ein Stundenlohn von 50 —60 Pf . , das ist die
scheinbar glänzende Lage der Kurbelsticker .

Genug perfekte Stickcr und Stickerinnen liegen arbeitslos auf
der Straße , genug tüchtige Arbeiter kehren aus der Branche zu
ihrer früheren Beschäftigung zurück , weil sie in der Stickereibranche
zu viel zum Sterben und zu wenig zum Leben verdienen . Der
Schuhmacher kehrt ruhig zum Leisten , der Weber zu seinem Web -
stuhl zurück .

Von diesen Gesichtspunkten aus betrachtet , sollte eS sich ein
jeder , der die Kurbclstickerci erlernen will , gründlich überlegen und
sich eventuell an die zuständige Organisation , den Deutschen Textil -
arbeiterverband , Bureau O. 27 , Andrcasstr . 61, wenden und näheren
Ausschluß über die Lage in dieser Branche verlangen .

Die Berliner Feuerwehr erhält in den nächsten Tagen zwei
Automobile , und zwar eine Dampfautomobilsvritze und ein :



Elektroautomobilspritze , mit denen dann umfangreiche Versuche
und Probefahrten gemacht werden sollen .

Die preußischen Minister und die Berliner Droschkenkutscher .

Die Berliner Droschkenordnung vom 16. Februar 1965 bleibt

bestehen . Die Eingaben und Beschwerden der Droschkenintcrcssentcn
dagegen sind nunmehr auch von der höchsten Instanz zurück -
gewiesen worden . Der M i n i st c r des Innern hat gemein -
sam mit dem H a n d e I s m i n i st e r und dem M i n i st e r der

öffentlichen Arbeiten dem Verband deutscher Lohnfuhr
Unternehmer auf seine Eingabe ein Antwortschreiben übersandt ,
in dem auf die einzelnen Beschwerdepunkte eingegangen ist . Die

geforderte einheitliche Siegelung für Berlin und die Vororte ( Frei
zügigteit der Droschken ) lasse sich deswegen nicht durchführen , weil

nach der Gewerbeordnung das Droschkenioesen der o r t s Polizei -
lichen Regelung unterliege . Das Scheuklappenverbot
könne nicht aufgehoben werden , weil bisher infolge des Verbots
noch keine Pferde in Berlin ausrangiert worden seien ; der Polizei -
Präsident habe vielmehr schon in einzelnen Fällen die Scheu -
klappen bei solchen Pferden zugelassen , die nachweislich nicht ohne
dieselben gehen können . Die im Interesse der Fahrgäste vor -
geschriebene Verkürzung der Pelerine könne man nicht
als Menschenquälerei bezeichnen , da in vielen Orten den Kutschern
das Tragen von Pelerinen überhaupt nicht gestattet sei . Die Er -
höhung der Altersgrenze der Kutscher von 18 auf 21
Jahre habe zwar im Anfang einige Schwierigkeiten gebracht , sei
aber im Vertehrsintcresse , sowie zum Schutze des Publikums not -
wendig . Ilcbrigens sei mit dem Inkrafttreten der neuen Droschken -
ordnung sogar eine Vermehrung der ausgegebenen Fahrausweise
eingetreten . — Den Schutzleuten gebe die neue Droschken -
ordnung nur da Recht zur vorläufigen Abnahme des Fahr -
ausweiscs , wenn ein Kutscher in trunkenem Zustand im Betriebe
betroffen wird . Ter Polizeipräsident habe jedoch angeordnet , daß
in solchen Fällen der Schutzmann den Kutscher erst zur nächsten
Polizeiwache zu bringen und die Abnahme des Fahrscheins dem
Reviervorstand zu überlassen hat . — „ Auch im übrigen " , so schließt
das ministerielle Schreiben , „ hat uns eine eingehende Prüfung der
Bestimmungen der Droschkenordnung , deren wohlwollende Hand -
habung der Polizeipräsident den ihm unterstellten Beamten wieder -
holt zur Pflicht gemacht hat , zu Ausstellungen oder Bedenken keinen
Anlaß gegeben ; wir sind daher nicht in der Lage , eine Abänderung
der Droschkenordnung anzuordnen . "

Nun wissen es die Droschkenkutscher , welcher Art das „ Wohl -
wollen " ist , das man ihnen entgegenbringt .

Für die Automobilomnibuslinien sollten , wie schon früher ge -
meldet , feste Halte st eilen , wie bei den Straßenbahnen , ein -
gerichtet werden . Solche wurden während des Versuchsbetriebes
durch Posten der Omnibusgesellschaft markiert und ausgeprobt .
Die Verkehrspolizei hat den ihr von der Gesellschaft unterbreiteten
Plan genehmigt , der nun dem Magistrat zur Zustimmung vorliegt .
Um die Bürgersteige nicht mit noch mehr Tafeln usw . zu belasten ,
sollen die Haltestellen der Automobilomnibusse an den Laternen -
pfählen bezeichnet werden , wie dies durch Tafeln für die
Straßenbahnen schon geschehen ist . Mit der Angelegenheit wird
sich daher die städtische Gasdeputation demnächst beschäftigen .

Bon einem Sonntagsjäger schwer verlebt wurde der Büdners -
söhn Marx , der gestern in die königliche Klinik eingeliefert wurde .
Ein auf der Nebhühnerjagd befindlicher Berliner Kaufmann traf ,
als er nach einem aufsteigenden Volke schoß , den auf dem Acker
beschäftigten M. so unglücklich , daß ein Schrotkorn dem Büdners -
söhn in das linke Auge flog . Auf Veranlassung eines Arztes wurde
der junge Mann nach der königlichen Klinik übergeführt , woselbst
sofort eine Operation vorgenommen werden muhte , um eine völlige
Erblindung des M. zu verhindern .

Der lebte Ausweg . In der christlichen Herberge zur Heimat
in der Oranienstraße versuchte in der verflossenen Nacht der
33jährige Monteur Kurt Dietze sich das Leben zu nehmen . D. ,
welcher in der Mühlen - und Maschinenbauanstalt von Gebrüder
Seck in Dresden in Stellung war , kam gestern abend nach der
christlichen Herberge zur Heimat , um dort zu übernachten . Heute
morgen wurde er besinnungslos auf seinem Lager aufgefunden .
Auf dem Stuhl vor seinem Bette stand eine leere Flasche , welcher
ein scharfer Geruch entströmte . Ein sofort hinzugerufener Arzt
stellte Lysolvcrgiftung fest und veranlaßte die Ueberführung des
D. nach dem Krankenhause am Urban . Das Motiv zu dem Selbst -
Mordversuch ist nicht bekannt . Der Monteur hatte nur eine Mark
in barem Gelde und mehrere Rechnungen der Seckschen Maschinen -
bauanstalt bei sich .

Bater und Kind verunglückt . Gestern nachmittag wollte der
Gärtner Glaube , sein zweijähriges Töchterchcn auf dem Arm
tragend , den Fahrdamm am Halleschen Tor überschreiten . Indem
G. einem Straßenbahnwagen auszuweichen versuchte , lief er gegen
das Pferd eines im Schritt vorbeifahrenden Geschäftswagens und
wurde zu Boden gerissen . G. und das Kind ivurden nach der
Unfallstation am Tempelhofer Ufer gebracht , Ivo der Arzt bei beiden
nur ungcsuhrliche Kontusionen feststellte . Vater und Kind wurden
mittelst Droschke nach ihrer in der Bülowstraße belegenen Wobnung
gebracht.

Lebendig verbrannt ist am 25 . d. M. der 16jährige Schiff¬
bauerlehrling Herzog , der einzige Sohn einer Witwe , bei einem
Brande , der nachts in der Stadt Pritzerbe an der Havel ausbrach .
Herzog stand am Fenster und rief in herzzerreißender Weise um
Hülfe . Nachdem er vergeblich längere Zeit gerufen hatte ,
obgleich das ganze Städtchen auf den Beinen war , suchte er sich
rückwärts in dem schon brennenden Gebäude einen Rettungsweg
und ist dabei in den Flammen umgekommen . Erst nachdem das
Gebäude vollständig niedergebrannt war , fand man
den total verkohlten Leichnam . Auf die Feuersicherheit von Pritz -
erbe wirft dieser Vorfall kein günstiges Licht , wenn man erwägt ,
daß sämtliche Häuser nur zwei Stock hoch sind .

Opfer ihres Berufs . Zwei folgenschwere Abstürze werden vom
gestrigen Tage gemeldet . Nachmittags verunglückte der 53jährige
Dachdecker Gottfried Ring , Grüner Weg 78 wohnhaft . R. hatte auf
dem Dache eines Gebäudes der Anhalter Güterbahn Reparatur -
arbeiten ausgeführt , tat dabei einen verhängnisvollen Fehltritt
und stürzte in die Tiefe . Er zog sich schwere innere Verletzungen
zu und wurde in fast hoffnungslosem Zustande in das Kranken -
haus am Urban eingeliefert . — Bei einem Sturz aus der dritten

Etage erlitt der Zimmergeselle Albert Lege aus Schöneberg lebens -

gefährliche Verletzungen . L. war auf dem Neuvau Forststr . 3/4
im dritten Stockwerk mit dem Verlegen von Balken beschäftigt , ver -
lor während der Arbeit plötzlich das Gleichgewicht und stürzte auf
den Hof hinab . Der Verunglückte mutzte ebenfalls mit schweren
inneren Verletzungen dem Krankenhaus zugeführt werden . —

Durch ein rollendes Faß schwer zu Schaden gekommen ist gestern
nachmittag der Kutscher Wilhelm Hintz aus der Togostr . 78 . H.
hatte gefüllte Biertonnen auf dem Grundstück der Schöneberger
Schloßbrauerei von der Halle nach dem Wagen transportiert ,
stolperte plötzlich und fiel zur Erde . Das schwere Faß rollte ihm
über die Unterschenkel hinweg , sodaß H. einen komplizierten Bein -
bruch erlitt .

Der Berliner Konsumverein , Zentralvcrwaltung Krautstr . 7,
teilt mit , daß er heute seine 12. und 13. Verkaufsstelle eröffnet .
( Näheres Inserat . ) Der Umsatz betrug im Juli 44 214 M. und im

August 45 543 M. Auch in diesem Jahre soll eine Rückvergütung
von 5 Proz . zur Verteilung kommen .

Der Verkauf von Straßcnbahn - Abonnementsmarken pro
Monat Oktober d. I . findet in den Werten von 7,76 M. , 16,26 M.
und 26,46 M. außer bei den in Frage kommenden Dienststellen der

Großen Berliner Straßenbahn auch wiederum in sämtlichen Ge -

schäften der Firma A. Jandorf u. Co. , insbesondere auch in deren
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neuestem Warenhause am Kottbuserdamm 1/2 vom 28 . d. M. ab

statt .

Zeugen gesucht . Am 17. November 1965 , abends zwischen
7 und 8 Uhr , erlitt die Witwe Ida Seefeld aus Velten einen Un -

fall , als sie aus dem von Oranienburg nach Berlin fahrenden Zuge
auf der Station Schönholz ausstieg . Sie glitt auf dem Trittbrett
eines Wagens dritter Klasse aus und fiel auf den Bahnsteig . Per -
sonen , die diesen Unfall der greisen Frau Seefeld wahrgenommen
haben , werden gebeten , sich bei Herrn Rechtsanwalt Dr . Hermann
Berg zu Berlin , Kommandantenstr . 22 , zu melden .

Das Verbandsbuch Nr . 365 199 , auf den Schlosser Ernst Leh -
mann , Berlin , Tieckstr . 24 , lautend , ist gestern gestohlen worden .
Es wird ersucht , dasselbe im Falle der Benutzung anzuhalten .

Feuerbericht . Gestern , nachts um 2 Uhr , hatte der 3. Zug in
der Putbuserstr . 41 zu tun , wo Fußböden , die Balkenlage und
anderes brannten . Um an den Brandherd zu gelangen , mußte die

Wehr das Zwischcngebälk ausreißen . Fast gleichzeitig mutzte der
17. Zug in der Lindenstr . 66/61 einen ähnlichen Brand , der in
einem Badezimmer ausgekommen war , löschen . Ein Schaufenster -
brand beschäftigte die Wehr in der Reinickendorferstr . 92. Nicht
weit davon , in Müllerstr . 182 , brannte eine Badestube . Ferner
wurde die Wehr nach der Prenzlauerstr . 13 , Kuglerstr . 5, Schlesischc -
straße 46 und anderen Stellen gerufen .

Vorort - ] Vacbndrten .
Schöneberg .

Die Wahlvereinsversammlung vom 25 . September im Obstschen
Lokale nahm zunächst ein Referat des Genossen Arbeitersekretär
Ad. Ritter über das Thema „ Deutsche Kulturbilder " entgegen .
Redner erinnerte in seinem Vortrage an das Wort , nach welchem
angeblich „ Deutschtum — Freiheit und Kultur " ausmache . Die
augenblicklich in Preußen - Deutschland auf politischem wie Wirt -

schaftlichem Gebiet herrschenden Zustände , meinte Redner , seien nicht
dazu angetan , jenes Wort unbesehen als den Tatsachen ent -

sprechend hinzustellen . Das Proletariat habe die unerschütter -
liche Ueberzeugung . daß erst durch die Umgestaltung
der bestehenden Wirtschaftsordnung in eine sozialistische
die Verwirklichung des Wortes : Deutschtum ist Freiheit —

Deutschtum ist Kultur ! garantiert werde . — Redner schloß seinen
beifällig aufgenommenen Vortrag mit einem Hinweis auf die Not -
wendigkeit energischer Aufklärungs - und Organisationsarbeit , —

Diskusiion fand nicht statt . — Den Bericht von der letzten Kreis -
Generalversammlung erstattete Genosse Rethfeld . Redner beschäftigte
sich eingehend mit den dort mit Bezug auf die Tagesordnung des

Parteitages gemachten Ausführungen und mit der Besprechung der
verhandelten Anträge zum Parteitag , — Genosse Wölfling rügte , daß
häufig dieselben Parteigenossen vom Kreise aus zum Parteitag delegiert
würden . Seinen in diesem Sinne gestellten Antrag zog er zurück , nachdem
ihm Genosse Küter auseinandersetzte , daß er sich mit seiner Be -
Häuptling in einem Irrtum befände . Unter „ Verschiedenes " machte
der Vorsitzende eine Reihe von Mitteilungen . Zunächst wieS er auf
die mit dem 1. November in Kraft tretende Neueinteilung der Bezirke
hin , zu der alle Vorbereitungen abgeschlossen seien . Durch die vor -

genommene Verkleinerung der Bezirke werde einmal allen Mit -
gliedern die Möglichkeit gegeben , allmonatlich in nichtüberfülltcn
Lokalen zu den üblichen Zahlabenden zu erscheinen . Außerdem war
die beschlossene Neueinteilung notwendig im Interesse zweckmäßiger ,
schlagfertiger Aktionsbereitschaft bei allen in Frage kommenden
Organisations - und Wahlarbeiten . Diese Reorganisation werde uns
neue Erfolge bringen . — Weiter ermahnte er die Genossen ,
in ihren Erholungsstunden vor dem Besuch bürgerlicher
Lokalitäten dem alten Obstschen Parteilokal den Vorzug zu geben .
Der Verkehr in demselben stehe leider in einem Mißverhältnis zu
der Stärke der Organisierten am Orte . — Ferner findet am 27. Ok-
tober ein Lichtbildervortrag des Herrn Baege über das Thema :

Der Mensch und seine Entwickclung " statt , über den noch in den

Oktober - Zahlabenden näheres zu erfahren ist . — In der „ Urania "
wird am Sonntag , den 2. Dezember , „ Der jüngste Ausbruch des
Vesuvs " für die Mitglieder des Wahlvereins gegeben ; Billetts hier -
zu a 65 Pf . , einschließlich Garderobe , find ebenfalls in den Okiober -
Zahlabcnden zu haben . — Der Artistenverein „ Apollo " hält diesen
Sonnabend bei Obst ein Vergnügen ab . Da dieser Verein häufig
bei unseren Vereinsvergnügen mitwirkt , regte der Vorsitzende zur
Unterstützung desselben den Besuch des Vergnügens an . — Zum
Schluß wies Genosse Küter noch kurz auf die am 36 . September bei
Obst stattfindende Versammlung der Zeitungsfrauen hin . Ebenso
' orderte er zu starker Beteiligung an der Anfang Oktober statt -
indenden Flugblattverbreitung und zu zahlreichem Besuch der

Oltober - Vereiusversammlung auf , in welcher der Bericht vom Partei -
tage erstattet wird .

Niederlehme - Königswnsterhansen .
„ Was wollen die Sozialdemokraten ? " lautete das Thema eines

Vortrages , den Genosse Emil Böske - Rixdorf in Niedcrlchme in der
öffentlichen Volksversammlung am letzten Sonntag hielt . Der
Referent verstand es in Il�stündiger Rede , die Ziele der Sozial -
demokratie den Anwesenden treffend vor Augen zu führen . Eine
Diskussion fand nicht statt . Nach einer Aufforderung des Genossen

iser , kräftig zu agitieren , fand folgende Resolution einstimmige
Annahme : „ Die heute im Lokal von Gärisch tagende Volksver -
sanimlung erklärt sich mit den Ausführungen des Referenten , Ge -
nosscn Böske , einverstanden und verspricht , in Zukunft mehr für
die Ideen des Sozialismus einzutreten , vor allen Dingen sich auch
der politischen Organisation anzuschließen .

Spandau .
Verunglückte „christliche " Werbearbeit .

Unsere lieben Gewerkschaftsbrüder „ in Christo " , die in Berlin

trotz aller Agitation und Proteklion auf keinen grünen Zweig kommen
können , haben es gegenwärtig auf die Arbeiter der lönig -
lichen Milit ärw erkst ' ätten in Spandau allgesehen .
Mit richtigen ! Instinkt spekulieren sie auf die wohlwollende Duldung
der christlichen Geiverlschaften seitens der Staatswenüätren -
Verwaltung , weil diese bekanntlich in ständiger Besorgnis
lebt . daß die „ Staatsarbciter " trotz aller Disziplin uitd aller
Vorsichtsmaßregeln bezw . Maßregelungen nach und nach
wohl sämtlich der modernen Arbeiterbewegung gewonnen werden
könnten , eine Besorgnis , die in den tarsächlichen Verhältnissen
durchaus begründet ist . Es ist daher erklärlich , daß man von „ oben "
trotz aller inneren Abneigung gegen jede Arbeiterorganisation den
Christlichen in der Agitaiion für ihre Geiverkschaften momentan
einen ziemlich weiten Spielraum läßt . Natürlich nutzen ditz guten
„reichs - und kaisertreuen " Christemnenschen die Simntion nach
Kräften aus , um in den StaaiSwerkstätten mit ihrer Orgaisisarion
festen Fuß zu fassen . Wie weit nun die „königlichen Arbeitetz" den
christlichen Gewerkschafisbestrebungen Shmparhie entgegeubsingen ,
das zeigte sich recht drastisch in einer Versaniunung , die am Diensrag
im „ Roten Adler " zu Spandau statifand , oder besser gesagt , ftatiifinden
sollte . Einberufen war die Versammlung von den Christlichen . Shif den

Ankündigungszetteln stand in hervorragendem Druck der bezeichnende
Vermerk : „ Bureanwahl findet in dieser Versammlung nicht statt ;
ebenso sind Sozialdeniokraten und Freiorganisierie ausgeschlossen . "
Es waren denn auch zirka 366 Arbeiter der Staatswerkstättqn er -

schienen . Geduldig ließen sie ein Referat des �xislliche» Getverk -

schaftssekretärs Langer aus Berlin über sich ergehen . Daß dieser

gute Mann den üblichen Unsinn über die sozialdemokratischen
Gewerkschaften verzapfte , war selbstverständlich . Achselzuckend und
mit der nötigen Wurstigkeit ausgerüstet , nahm die Versammlung jene
Ausfälle hin . Um so unverständlicher erschien es den Aiiweschtden

aber , als der Referent dazutegen fuchie , daß es ein fundamentaler Jrtztum
der Spandauer Militärarbeiter sei . wenn sie glaubten , ihre Hosiiiuiiannf
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die sozialdemokratischen Gewerkschaften oder auf irgendwelche sozial »
demokratische Vertretung setzen zu können . Sozialdemokratische Be¬

strebungen könne und werde die königliche Werkstäitenleitung nicht
dulden . Vor allem sei hier in Spandan durch Streiks nichts zu er »

zielen . Ein wohlwollendes Entgegenkomnien den berechtigten
Wünschen der Arbeiter gegenüber sei von der Verwaltung nur zu
erwarten , wenn sich die Arbeiter fromm und ergeben den christlichen
Gewerkschaften anschließen würden . Ungläubiges Kopfschütteln der

Anwesenden begleitete diese Ausführungen , obwohl ein anderer christ -
licher Redner dieselben noch extra zu bekräftigen suchte. Die

Spandauer Arbeiter haben eben das Wohlwollen der Militärwerk -

stätienverwaltung seit Jahren in recht eigentümlicher Weise zur Ge -

nüge kennen gelernt . Diesen Empfindungen wollte darauf auch der

zweite Bevollmächtigte H a n d t k e vom Metallarbeiterverband

aus Berlin wörtlichen Ausdruck verleihen , der im Vertrauen auf die

vielgerühmte „christliche Toleranz " ebenfalls zu der Versammlung

gegangen war . Die tapferen christlichen Oberminier aber , denen

nicht nur die übliche geistliche Assistenz in Gestalt eines Pfarrers ,
sondern auch ein gewichtiger� polizeilicher Schutz in Gestalt eines

Kommissars und mehrerer Schutzleute zur Seite stand , waren

wohl offenbar der Meinung , daß ihnen durch den Genossen Handtke
das Konzept ihrer christlichen Werbearbeit verdorben werden könne .

Sie ließen Toleranz Toleranz sein und verweigerten ihm die Wort -

erteilung , weil die Versammlung nicht für sozialdemokratische Ge «

werkichaftler einberufen sei . Jetzt war cS mit der Geduld der An -

wesenden allerdings zu Ende . In heller Entrüstung protestierten
sie gegen eine derartige Toleranzübung , und als das nichts

half , da verließ der größte Teil von ihnen

kurzerhand den Saal . Nur der Herr Pfarrer mit seinem
Stabe und etwa 36 christliche Schäfchen blieben verdutzt „allein auf
weiter Flur " zurück . Ihne » stand es jetzt frei , nach Herzenslust auf
die sozialdemokratischen Gewerkschaftler zu schimpfen und „stille " Be -

trachtungen darüber anzustellen , wie weit die Spandauer „ Staats -
arbeiter " bereits von dem sozialdemokratischen Gift infiztert sind .

Recht mißvergnügt schaute aber auch der Wirt vom „ Roten Adler "

drein , denn da dies Lokal für die modernen Arbeiterorganisationen

gesperrt ist , so hatte die Mehrzahl der anfangs erschienenen Ver -

sammlungsbesucher auf die Bestellung von Getränkeg�von vornherein
freundlichst verzichtet . Nur die Christliche ! , tranken und spülten

später mit Todesverachtung ihren Acrger über ihre verunglückte
Werbearbeit hinab .

_

Vermischtes .
Das gest - hlene Geld . Der Rest des aus der Münze in München

gestohlenen Geldes wurde im Englischen Garten versteckt gefunden .
Der verhaftete Mechaniker König hat , von dem Münzarbeiter Rur

angestiftet , den Diebstahl allein ausgeführt .

Eiscnbahnunfall .

K at t ow i tz , 27 . September . Beim Besteigen eines fahren -
ocn Zuges glitt gestern auf Station „ Friedensgrube " der Eisen -

bahnsekrctär Schramm aus Katiowitz aus und geriet mit dem

linken Bein unter die Räder , wobei der Fuß abgetrennt wurde .

Der Verletzte wurde nach Kattowitz ins Krankenhaus gebracht und

verstarb heute morgen infolge Blutverlustes .

Feuersbrunst . Aus Brest wird berichtet : Im Bengalhafen
ist vorgestern eine Feuersbrunst ausgebrochen , welche großen
Schaden anrichtete . Truppen und Matrosen mußten zur Löschung
des Feuers aufgeboten werden . Eine Zeitlang waren die Mate -
rial - und Pulvermagazine bedroht , sodaß umfassende Maßnahmen
zu ihrem Schutze getroffen werden mußten . Das Feuer ist an

zwei verschiedenen Stellen ausgebrochen , welche fünfzig Meter von -
einander lagen . Die öffentliche Meinung beschuldigt einen schwach -

sinnigen Einwohner der Brandstiftung .

Eine Nuhrepidemie ist , wird aus Toulon gemeldet wird , unter
den Mannschaften von fünf Kriegsschiffen , wahrscheinlich infolge
des Genusses von schlechtem Trinkwasser , ausgebrochen . Drc :

Matrosen des Panzerschiffes „ Jena " sind bereits der Krankheil
erlegen .

ßmfhalten der Redaktion .

Tit juristische Sprech stunde findet wochentägltch von V' /j biS O' /i Ith »
abendS statt . <«eiifsnct 7 Uhr . Sonnabends beginnt die Sprechstunde un
« Uhr . Jeder Ansenge ist ein Pnchstabc und eine Zahl als Merkzeiche »
beizufügen . Briefliche Antwort wird nicht erteilt .

Kreutz . Daß Konsumvereine zusammengebrochen sind , ist richtig , aber bv'
weist nichts gegen die Konsumvereinsbewegung in ihrer Gesamtheit . — ®.
10 . Ihre Kollegen sind im Recht . — Mi G. 7 . Der Möbcltransportenr
und der betreffende Arbeiter sind schadenersatzpflichtig . — Hommel . Die
Kriegszulage fleht Ihnen nicht zu. — Zwickau X. 1000 . Eine Klage
wäre aussichtslos . — M . 2 . Stenern . Ja . — Kirchensteuer 31. Da
Sie im Jahre 1964 aus der Kirche getreten sind , so haben Sie seit Schluß
des Jahres 1905 persönliche Kirchensteuer nicht mehr zu zablen . — <?. 80 .
100 . Ein Zimmer genügt : die örtlichen baupolizeilichen Vorschriften sind
entscheidend . — H. L. , Lichtenderg . 1. Ja . 2. und 3. Ehebruch ist
strasbar , wenn wegen des Ehebruchs die Ehe geschieden und von dem schuldlosen
Teil Strasantrag gestellt ist. — 8Ä. 53 . Eine Klage gegen den Besitzer des
größeren Boots hätte in Ihrem Fall wenig Aussicht aus Erfolg . —
F. H. 19 . Sie könnten nur aus Zahlung klagen und dann aus
Grund eines Zahlungsbefehls Pfändung vornehmen . — W. 3l .
u. G. P . 100 . Es ist ohne Kenntnis de § Wortlauts unmöglich ,
über Rechte und Pflichten aus Verträgen . Polizen , Testamenten usw. Aus -
kutzst zu geben . — C. B. 99 . Da Ihr Mann nicht zugestimmt hat , ist
der Vertrag ungültig ; eine Klage Ihres Mannes aus Ungülttgertlürung des
Vertrages ist aussichtsvoll . Ihre Tochter hat aus Verlangen Ihres ManneS
die Stellung zu verlassen . — A. P . 160 . Wenden Sie sich an den Vor -
stand des Verbandes der Buchdrucker . — Celluloid . 1 n. 2. Ja . 3. Die
Firma könnte Schadenersatz verlangen . — B . 3 a . Sind Sie Handlungs -
gehülse — Ihre Anfrage läßt sich darüber nicht aus — so ist das Gehalt zu
zahlen . — H. K. 26 . 1 u. 2. Nein . — Kl . 1. Durch Darlegung der
wirklichen Sachlage . 2 u. 3. Lesen Sie das Programm und die Erläute »
rungen zum Programm von Schoenlank und Kautsky . besuchen Sie die
Znhlabcnde und die Vercinsversammlungen . — ■&. 88 . Eine Klage auf
Zahlung des Lohnes für den Monat und etwa 1 Mark tägliche Entschädigung
für Vckostiguug hat Aus sich! aus Erfolg . Zuständig ist das Amtsgericht . —
M . D. 64 . 1 Nein . 2 u. 3. Ja . 4. Nein . — Chr . , Etsenacherstr . 71 .
Ja . — <?. H. ist ?. Ossenbachcr Krankenkasse für Frauen und Mädchen .
Meldungen : Prinzenstr . 66 bei Hinz . — 89 . 89 . 999 . 1 u. 2. Nein
— K. 100 . l. Zur Lösung des Vertrages ist Zuslinimung des Wirtes er -
forderlich . 2. Die unentbehrlichen Sachen dürfen nicht eiiibehallen werden .
3. Die Ehescheidungsklage ist durch einen Anwalt beim Landgericht anzu »
stellen . Der Klage muß ein Sühncversuch beim Amtsgericht vorangehen .

H. 26 . Wenden Sie sich an das dortige Standesamt . — H. K. III ." ' mil ' hp nrn haftem WitÄfimff avfatfnt * f rrtTtror» _Der Rektor würde Ihnen am besten Auskunft erteilen können . — O. II .
1, E- handelt sich dort um Jntrasttictcu der Wertzuwachssteuer . Sie tritt
erst nach Genehmigung des Ortsstatuts in Krast . 2. Wenden Sie sich an
die Kirchenbcyörde : die Höhe der Steuer
wir kemic » die Höhe "der KirchensteiiW
nicht . — K. D. 62 . Eine Klage hat

ist örtlich verschieden ,
der cinzelnen Orte

Aussicht auj Erfolg .

89li »rr »»fisnl >erNck >t vom 27 . September 1906 , morgens 8 llhr .
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89rtter - Prog » o >e für Freitag , den 28 . September 1906 .
EltvaS warmer , zeitweise bester , aber veränderlich mit leichten Regen »

fällen und lcdhasten südwesUichen Winden .
Berliner W e t t e r b n r » a n.

Perlaosanstqlt Paul Singer Li Co. , Verlin LVV,
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